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(Beginn um 9 Uhr.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Schönen guten Morgen, meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die 12. Sitzung des Wiener Landtages ist eröffnet.

Entschuldigt sind Herr Abg Karlheinz Hora, Frau Abg Mag Sonja Ramskogler und Herr Abg Marco Schreuder sowie Frau Abg Kathrin Gaal ab 12 Uhr.

Wir kommen sogleich zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 04110-2007/0001 - KSP/LM) wurde von Frau Abg Dr Claudia Laschan gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet. (Sie haben die Sanierung des Westgürtels als Arbeitsschwerpunkt definiert. Welche Instrumente kommen dabei zum Einsatz und wie integrieren sich diese in das Gesamtsystem der Wiener Wohnbauförderung?)
Ich bitte um Beantwortung. 

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Werte Vorsitzende! Werte Landtagsabgeordnete! Liebe Abg Claudia Laschan!

In der Tat ist es so, dass Lebensqualität ganz eng mit Wohnzufriedenheit zusammenhängt. Das ist auch der Grund, dass wir uns in der Stadt Wien der Wohnhaussanierung ganz besonders angenommen haben. Wir haben uns für das heurige Jahr in etwa 10 000 Wohnungen vorgenommen, die wir gefördert sanieren wollen, und zwar im Zuge der so genannten sanften Stadterneuerung. Das heißt, die Mieterinnen und Mieter, die in den zu sanierenden Häusern wohnen, sollen auch nach dem Sanierungsprozess die Möglichkeit haben, dort wieder untergebracht zu werden. Im Unterschied zu anderen Großstädten auch in Europa, wo es nach der Sanierung oft einen Bevölkerungsaustausch gibt, ist das im Zuge der sanften Stadterneuerung nicht vorgesehen.

Wir haben deshalb in den letzten Monaten auch eine sehr konsequente Analyse über die Situation der zu sanierenden Bezirksteile und Stadtgebiete gemacht und haben uns eine ganze Reihe von so genannten Sanierungs-Zielgebieten vorgenommen. Das sind Gebiete, die sich vor allem in den Bezirken 2, 10 und 20 befinden, aber zu einem großen und überwiegenden Teil im so genannten Westgürtel. Das sind die Bezirke 6 bis 9 und 14 bis 18, wo wir vor allem in der Nähe des Gürtels mit einer Reihe von Sanierungsmaßnahmen eine Verbesserung der Bezirks- und Stadtteile vornehmen wollen. Ich habe mir in diesem Sanierungsprozess in etwa 400 Projekte vorgenommen, und es sind für diesen Sanierungsbereich im Westgürtel 311 Millionen EUR vorgesehen. Das heißt, es ist auch eine sehr große Budgetsumme, die in diesen Sanierungsprozess investiert wird. 

Die Besonderheit an der Sanierung in diesem Bereich ist, dass wir das zu einem großen Teil im Zuge der so genannten Blocksanierung durchführen wollen. Das ist ein liegenschaftsübergreifendes Gesamtkonzept, in dem wir nicht nur einzelne Wohnhäuser sanieren wollen, sondern in dem es darüber hinaus auch darum geht, die Wirtschaft zu unterstützen, soziale Ausgewogenheit zu bewirken und einen unmittelbaren Einfluss auf die Zusammensetzung der Bevölkerungsstruktur wahrzunehmen. Das funktioniert so, dass wir beim Sanierungsprozess der Gebäude auch die soziale Infrastruktur, beispielsweise die Nahversorgung, analysieren und entsprechende Maßnahmen einleiten, aber beispielsweise auch die Verbindung von Arbeiten und Wohnen, die Zurverfügungstellung von Grünräumen, die Ausgestaltung von Frei- und Grünräumen beziehungsweise auch Fragen wie öffentlicher Verkehr und Parkplatzmöglichkeiten eine große Rolle spielen.

Wir haben derzeit in etwa 80 neue Blocksanierungsgebiete in Arbeit. Es gibt hier einen Gesamt-Sanierungskostenrahmen von 120 Millionen EUR, und die Stadt Wien wird zu diesen 120 Millionen EUR 75 Millionen EUR beisteuern. Es gibt auch Themenschwerpunkte, die mit dieser Sanierung verbunden sind. Die sind vor allem im Bereich der Ökologie zu finden, des barrierefreien Wohnens, aber auch beispielsweise in der Entwicklung neuer Wohnformen für ältere Menschen, für die ältere Generation.

Ein besonderer Schwerpunkt all dieser Sanierungsanstrengungen ist der so genannten thermisch-energetischen Sanierung gewidmet, der THEWOSAN-Sanierung, wobei wir uns besonders darum bemühen, durch Dämmmaßnahmen und den Einbau von Fenstern und Türen energiesparend zu wirken. Es gelingt nach der THEWOSAN-Sanierung, in etwa 50 Prozent der Energiekosten einzusparen. Das ist - wenn man hier ein Beispiel heranziehen möchte - bei einer 80 m²-Wohnung immerhin eine Ersparnis bei den Energiekosten von ungefähr 280 bis 400 EUR pro Jahr und Wohnung, und das ist gerade ein sehr starkes Entgegenkommen auch für sozial schwächere Gruppen.

Das heißt, die Anstrengungen in diesem Sanierungsbereich, die auf Basis ganz strenger Kriterien erfolgen, dienen der Stadterneuerung, verbessern die Wohnqualität der Mieterinnen und Mieter und sind im Übrigen auch ein ganz wesentlicher und wichtiger Beitrag zum Klimaschutzprogramm der Stadt Wien.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die 1. Zusatzfrage hat Herr Abg Dr Madejski. Ich bitte ihn, die Frage zu stellen. 

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Es ist an sich lobenswert, hier die Blocksanierungen wieder voranzutreiben. Das ist eine alte freiheitliche Forderung gewesen, und es freut mich, dass auch am Westgürtel diese Blocksanierungen weiterhin forciert werden.

Es gibt aber auch einige Schandflecke am Westgürtel, obwohl man sich bemüht hat, vor allem in den Stadtbahnbögen, aber auch im Wohnbau etwas zu sanieren. Einer der größten Schandflecke ist am Hernalser Gürtel, und es ist eigentlich auch im Zentrum eines dieser Sanierungsgebiete, Veronikagasse/Friedmanngasse/Her-
nalser Gürtel, das ehemalige Hotel. Es gibt jetzt seit 2002 einen gültigen Flächenwidmungsplan und einen Bebauungsplan, Bauklasse VI, Bauklasse V, also sicher nichts Kleines. 

Bis 17. April 2007 lag laut Information in einer Beantwortung des StR Schicker auf eine Frage meiner Kollegin Matiasek noch immer keine Einreichung zur Baubewilligung vor. Daher frage ich Sie, sehr geehrter Herr Stadtrat: Wissen Sie, gibt es inzwischen eine Einreichung zur Baubewilligung, und mit welchem Zweck? Wenn nicht: Würden Sie auch einmal Gespräche betreffend die Verbauung dieses Grundstückes mit den Eigentümern aufnehmen? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Was Sie sagen, ist richtig. Gerade bei Sanierungsmaßnahmen in jenen Bereichen, wo auch Privatwohnhäuser mit einbezogen sind, hat die Stadt Wien einen großen Handlungsbedarf auch in der Motivation, diese privaten Hauseigentümer mit einzubeziehen. Das können wir im Regelfall nur mit dem Einsatz hoher Förderungsmittel, wenn man so will, auch als Einladung der privaten Hauseigentümer dazu, sich an einer Blocksanierung zu beteiligen. 

Ich werde mir das konkrete Projekt gerne noch einmal ansehen, weiß aber, dass wir in diesem gesamten Bereich in sehr enger Kooperation über das Instrument des Wohnfonds mit Hilfe der Gebietsbetreuungen versuchen, auch private Haus- und Wohnungseigentümer in den Gesamtsanierungsprozess einzubeziehen.

Den von dir konkret angesprochenen Block werde ich mir gerne ansehen. Soviel ich weiß, ist er aber in der Planung mit berücksichtigt.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 2. Zusatzfrage: Frau Abg Dipl-Ing Gretner, bitte. 

Abg Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Stadtrat!

Die Sanierungsoffensive am Westgürtel ist sicher zu begrüßen. Es gibt ja auch einen Stadtentwicklungsplan, das so genannte Zielgebiet Westgürtel.

Meine Fragen richten sich jetzt dahin gehend, inwieweit diese beiden Projekte der Stadt Wien, also einerseits von der Stadtplanung das Zielgebiet Westgürtel und andererseits Ihre Sanierungsoffensive, aufeinander abgestimmt sind, ob es da beispielsweise einen eigenen Projektkoordinator wie auch bei den anderen Stadtentwicklungsgebieten/Zielgebieten geben wird und ob Sie sich vorstellen könnten, dass man dieses Zielgebiet, das jetzt im Stadtentwicklungsplan nur bis zur Schweglerbrücke ausgewiesen ist, nicht auch bis zur Johnstraße verlängern könnte, um das Westbahnhofgebiet einzubinden. Ich nehme nämlich an, dass Ihre Sanierungsoffensive sehr wohl auch das Westbahnhofgebiet mit umfasst. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Es gibt hier eine ganz enge Abstimmung zwischen meinem Ressort und dem Ressort des Planungsstadtrates Rudi Schicker. Sie haben völlig recht, es macht Sinn, sich hier ganz eng aufeinander abzustimmen; es wäre ja nicht zweckmäßig, eine Parallelstruktur aufzubauen. Deshalb haben wir unsere Sanierungsoffensive auch auf Basis der Konzepte der Stadtplanung konzipiert, und es sind eine ganze Reihe von Instrumenten vorgesehen, die uns bei der Betreuung der Umsetzung dieser Sanierungsmaßnahmen helfen sollen. 

Das sind neben einer Reihe von Betreuern, die es in der Stadtplanung gibt, natürlich auch in meinem Ressort sehr wohl Koordinatoren, aber auch die Gebietsbetreuungen, die sich vor Ort auf Grund ihrer Kenntnis dieser Sanierungsziele auch gemeinsam mit dem Wohnfonds und mit anderen Instrumenten der Stadt Wien abstimmen und insbesondere auch die Gespräche führen, zum Beispiel mit privaten Hauseigentümern, aber auch mit den Mieterinnen und Mietern. 

Was den Bereich des Westbahnhofes betrifft, haben Sie recht, das ist insgesamt ein ganz wichtiges Gebiet im Bereich des Westgürtels. Hier sind aber natürlich auch die Entwicklungen, die unmittelbar den Westbahnhof betreffen, mit zu berücksichtigen. Das Wohngebiet rundherum wird aber sehr wohl im Rahmen dieser Sanierungsoffensive von uns mit betreut.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 3. Zusatzfrage. Sie wird von Herrn Abg Ing Mag Dworak gestellt. 

Abg Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Herr Stadtrat!

Der Gürtel beziehungsweise auch der Westgürtel ist eine Endlos-Story. Schon 1967 hat es erste Studien gegeben, dann hat es Vorschläge im Jahr 1983 gegeben. Die Gürtelkommission hat zwischen 1984 und 1988 getagt. Dann hat es ein Leitprojekt 1988 im STEP gegeben, damals Leitprojekt Westgürtel. Dann hat es ein Sanierungsprogramm Westgürtel zwischen 1993 und 1996 gegeben, dann den URBAN Wien-Gürtel Plus zwischen 1995 und 1999 unter dem Titel URBION. Dann wurde schlussendlich im Jahre 2005 im Stadtentwicklungsplan wieder einmal der Westgürtel, vor allem aber insgesamt der Gürtel zum Zielgebiet ernannt. Dann hat die SPÖ 2006 in Rust diesen Westgürtel als ihr politisches Thema wieder auf die Tagesordnung gesetzt. 

Jetzt ist es natürlich eine Frage - 1967 die erste Studie, bis heute; bekanntlich ist das Archiv die Rache der Journalisten, in dem Fall zieht es natürlich auch der Politiker heran -: Wann soll Ihrer Meinung nach das Projekt beendet sein? Die Stadt Wien gibt hier viel Geld. Aber es gibt ja irgendeinen Zeitplan, den habe ich jetzt nicht von Ihnen gehört. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Man muss sagen, es ist ja in den letzten Jahren viel geschehen, auch im Bereich des Gürtels. Erst vor wenigen Tagen hat der Gürtel-Nightwalk stattgefunden, wo man gesehen hat, wie vor allem junge Menschen beispielsweise den gesamten neu geschaffenen Bereich in Gürtel-nahen Bezirksteilen sehr wohl positiv aufnehmen, vor allem zur Nutzung für kulturelle Zwecke. Hier ist ja auch viel geschehen. Wir haben in den letzten Jahren auch in den angrenzenden Bezirken, auch im Bereich des Wohnbaus, viele Gebiete neu entwickeln und sanieren können. 

Aber es ist, wenn man so will, eine große, ständige Aufgabe auch für uns in der Stadt Wien, die wir die privaten Hauseigentümer unterstützen. Das ist ja, wenn man so will, auch weltweit fast einmalig, dass wir in einem so umfassenden finanziellen Rahmen auch Private bei ihren eigentlichen, unmittelbaren Sanierungsaufgaben finanziell, materiell und logistisch unterstützen. Das ist eine große und wichtige Aufgabe, vor allem für eine Stadt wie Wien, wo wir einen sehr hohen Anteil an Gründerzeitbauten haben. Soviel ich weiß, ist Wien sogar die Stadt in Europa mit dem höchsten Anteil an Gebäuden aus dieser Zeit, die natürlich sanierungsbedürftig sind und sich zu einem großen Teil in privatem Eigentum befinden, wobei wir in Kooperation mit diesen privaten Eigentümern Sanierungen vornehmen. 

Wie gesagt, es ist viel geschehen, wir haben aber auch viel vor. Ich habe erwähnt, dass wir uns für den Bereich des Westgürtels 400 Projekte vorgenommen haben, dafür 311 Millionen EUR reserviert haben für die Bezirke 6 bis 9 und 14 bis 18. Man sieht ja auch an der Sanierung ganzer Bezirksteile wie beispielsweise des Brunnengassenviertels und des Brunnenmarktviertels in Ottakring, dass es sehr wohl gelingt, durch Sanierungsmaßnahmen im Wohnbau gesamte Bezirksteile zu entwickeln, zu attraktivieren und auch neue Zielgruppen und Bevölkerungsgruppen in diese Stadtteile zu bringen, was natürlich - und das ist ja in unserem Sinne - auch zu einer sozialen Durchmischung der Bevölkerung führt. 

Da sieht man auch ganz deutlich, dass der Einsatz und die Investition der Wohnbauförderungsmittel über den Wohnbau hinaus auch einen ganz starken sozialen Bezug und einen ganz starken gesellschaftspolitischen Charakter hat.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 4. Zusatzfrage: Frau Abg Dr Laschan. 

Abg Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Könnten Sie uns vielleicht einige konkrete Projekte im Bereich Blocksanierung nennen? Das ist ja ein sehr integratives und interessantes Projekt, dieses Projekt Blocksanierung. Könnten Sie uns da einige konkrete Projekte nennen, die zur Ausführung kommen werden? 

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Mache ich sehr gerne, Frau Abgeordnete. Ich werde vielleicht exemplarisch Projekte und Maßnahmen aus unterschiedlichen Bezirken vorstellen, um auch zu zeigen, dass unsere Anstrengungen und Bemühungen sehr flächendeckend in vielen Bezirken in Wien vonstatten gehen. 

Das wäre zum Beispiel im Bereich Ilgplatz im 2. Bezirk, der Bereich Gassergasse im 5. Bezirk, das gesamte Grätzel Mollardgasse im 6. Bezirk. Im 9. Bezirk wäre das der Zimmermannplatz, das Gebiet rund um die Davidgasse in Favoriten und der Bereich rund um die Triester Straße, ebenfalls im 10. Bezirk; aber auch beispielsweise Gebiete in der Fockygasse im 12. Bezirk, Kienmayergasse im 14., die Hippgasse und der Richard-Wagner-Platz im 16. Bezirk sowie in der Brigittenau der gesamte Bereich der Jägerstraße.

Ich möchte aber exemplarisch vielleicht einen Punkt gerade aus Ihrem Bezirk noch herausstreichen, aus dem 15. Bezirk, und da vielleicht auch eine Brücke zur Frage von Frau Abg Gretner schlagen, die sich ja auch mit dem Westbahnhof und dem Bereich des 15. Bezirks beschäftigt hat, nämlich den Bereich Mariahilfer Gürtel 15 - 37. Das ist das Gebiet rund um die Kirche Maria vom Siege, wo wir in enger Kooperation mit den Schulbrüdern nicht nur das Wohnumfeld sanieren, sondern auch den gesamten Bereich vor der Kirche, auch in Gürtelnähe, den Platz neu entwickeln und auf Grundlage eines im Auftrag des Wohnfonds vom Architekturbüro Kronreif & Partner entwickelten Blocksanierungskonzepts das gesamte Areal neu konfigurieren und Maßnahmen setzen, um auch Freiflächen zu schaffen. 

Das ist uns ja auch ein Anliegen, dass wir bei dieser Sanierungsoffensive attraktiven Wohnraum zur Verfügung stellen, gleichzeitig aber auch beispielsweise Freiräume neu entwickeln. Das funktioniert auch deshalb, weil Teile des Objektes in der Gebrüder-Lang-Gasse 3 und 5 abgebrochen werden und an dieser Stelle eine öffentliche Parkanlage errichtet wird. Also das vielleicht als ein Beispiel, gerade auch aus Ihrem Bezirk, das zeigen soll, dass wir das gesamte Wohnumfeld im System der Blocksanierung entwickeln und konzipieren. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP - 04113-2007/0001 - KFP/LM). Sie wurde von Herrn Abg DDr Eduard Schock gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Mindestens acht Jahre lang wurde das radikal-islamische Schulbuch "Erlaubtes und Verbotenes im Islam", welches die österreichische Verfassung ablehnt, in der Oberstufe der Wiener Schulen verwendet. Der Autor, Scheich Jusuf al-Qaradawi, der auch im bundesdeutschen Verfassungsschutzbericht 2006 erwähnt wird, hieß die Selbstmordattentate palästinensischer Fanatiker gut ["Wiener Zeitung", 25. Juli 2007]. Der Präsident der Islamischen Glaubensgemeinschaft in Österreich, Anas Schakfeh, bezeichnete ihn trotzdem als einen "großen Gelehrten". Werden Sie als Landeshauptmann und Stadtschulratspräsident eine Kontrolle religiöser Lehrbücher in öffentlichen Schulen veranlassen, damit radikal islamische Tendenzen in Zukunft nicht weiter gefördert werden? Wie könnte diese Kontrolle aussehen?) 

Ich bitte um Beantwortung. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Ich habe in Beantwortung einer schriftlichen Anfrage von Ihnen vom Juni dieses Jahres, einer nahezu gleich lautenden schriftlichen Anfrage vom Juni dieses Jahres, schon darauf hingewiesen, dass, auch indirekt gesehen, Fragen zur mittelbaren Bundesverwaltung an sich im Wiener Gemeinderat beziehungsweise Landtag nicht zulässig sind - rechtlich gesehen. Aber ich habe es in der Zwischenzeit zur Kenntnis genommen; wir haben ja gestern versucht, auch ein bisschen darüber zu diskutieren. Da Sie die politischen Diskussionswünsche über die Bestimmungen der Wiener Stadtverfassung stellen, ist es eben so zur Kenntnis zu nehmen, jedenfalls von meiner Seite.

Ich möchte Ihnen daher noch einmal in Erinnerung rufen, dass nach den Bestimmungen des § 14 des Schulunterrichtsgesetzes von 1986 im Unterricht Unterrichtsmittel und daher auch Schulbücher zu verwenden sind, die für den Unterrichtsgebrauch als geeignet erklärt worden sind. „Als geeignet erklärt", heißt, dass sie von einem Sachverständigengutachten beurteilt werden und dann der Frau Bundesminister oder dem Herrn Bundesminister quasi zur Approbierung vorgeschlagen werden. Nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sind allerdings die Bedingungen der Approbation nicht auf Unterrichtsmittel für den Religionsunterricht anzuwenden. Das hat viele Ursachen; unter anderem liegt eine davon im Konkordat. 

Die Auswahl, welche Religionsbücher verwendet werden, das heißt die inhaltliche Kontrolle, liegt in der Verantwortung der jeweiligen Kirche und Religionsgemeinschaft, dies speziell auch im Hinblick auf die Grundrechte, besonders die Religionsfreiheit. Dies bedeutet, dass die islamische Glaubensgemeinschaft in Österreich die Verantwortung dafür trägt, welche Religionsbücher zum Einsatz kommen, wobei allerdings § 2 Abs 3 des Religionsunterrichtsgesetzes die Einschränkung vorsieht, dass für den Religionsunterricht nur Lehrbücher und Lehrmittel verwendet werden dürfen, die nicht im Widerspruch zur staatsbürgerlichen Erziehung stehen. (Demonstrativer Beifall und Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Ich hätte es Ihnen auch nicht erzählen müssen, Sie könnten das alles ja im Gesetz nachlesen. (Abg Mag Harald STEFAN: Wir wollten es einmal hören! - Abg Mag Wolfgang Jung: Wir haben geglaubt, es gilt nicht mehr! - Weitere Zwischenrufe.) Herr Brigadier, ich mache gerne bei Ihnen eine Rechtsschulung. Das haben Sie dringend notwendig. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.)

Was das Buch „Erlaubtes und Verbotenes im Islam" von Jusuf al-Qaradawi betrifft, ist nochmals festzuhalten, dass dieses Buch ausschließlich im Oberstufenbereich der AHS beziehungsweise BMHS verwendet wurde, laut Aussage des Präsidenten der islamischen Glaubensgemeinschaft, des Herrn Prof Anas Schakfeh, jedoch ab dem Schuljahr 2005/2006 nicht mehr verwendet wurde. 

Das hat einen Grund. Denn es ist im Hinblick auf die von Ihnen gestellten Fragen - nämlich: Wird eine Kontrolle ausgeübt und von wem? - festzuhalten, dass es einen Fachinspektor für Religionsunterricht in allen Religionsgemeinschaften gibt, natürlich bei der katholischen Kirche wesentlich mehr als etwa bei anderen christlichen Kirchen oder bei der islamischen Glaubensgemeinschaft. Dieser Fachinspektor ist tätig geworden - es ist der Herr Schakfeh -, und aufgrund des Tätigwerdens des Fachinspektors und auf Grund seines Berichtes an die Schulbehörde ist dieses Buch aus dem Verkehr gezogen worden. (Abg Mag Harald STEFAN: Wer hat es genehmigt?)

Das werden Sie den Unterrichtsminister der früheren Zeit fragen, wiewohl er überhaupt gar nicht in der Lage dazu ist, weil er nur normale Unterrichtsmittel - dass ich als Biologe das einem Juristen erzählen muss, ist eigentlich schon komisch -, nur normale Schulbücher genehmigen darf. (Abg Mag Harald STEFAN: Aber wer hat das Gutachten abgegeben?) Daher genehmigte dieses Buch natürlich die zuständige Religionsgemeinschaft, allerdings zu einer Zeit, wie Sie wissen, als der Herr Schakfeh noch gar nicht Präsident war. 

Sie werden also Ihre Phobien woanders ausleben müssen. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.) Denn einmal mehr ist hier festzustellen: Jawohl, es ist eine Kontrolle auf der Basis des von mir zitierten Paragraphen vorgesehen, diese Kontrolle wurde ausgeübt, und aufgrund dieser Kontrolle wurde dieses Religionsbuch aus dem Verkehr gezogen. Ich weiß nicht, was Sie eigentlich sonst von mir wollen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 1. Zusatzfrage: Herr Abg DDr Schock, bitte. 

Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Ich habe bereits im heurigen Jänner einen Brief an die Frau Brandsteidl gerichtet und um ein Exemplar dieses Buches und auch anderer Lehrbücher gebeten, weil wir uns das einfach einmal anschauen wollten. Es ist dieses Schreiben überhaupt unbeantwortet geblieben, und das hat dann eigentlich unseren Verdacht geweckt: Warum ist das so eine Geheimniskrämerei? Warum müssen diese Schulbücher so verheimlicht werden? Es ist uns dann, nachdem dieser Eifer geweckt worden ist, gelungen, über Umwege - und das ist ja traurig, dass man als Oppositionsfraktion nicht auf ganz normalem Amtsweg zu so einem Schulbüchl aus Wien kommt - ein Exemplar zu bekommen.

Sie haben die staatsbürgerliche Erziehung angesprochen. Ja, da gibt es sicher unterschiedlichste Meinungen in diesem Haus. Aber, Herr Landeshauptmann, wenn in diesem Büchl etwa ein Hundeverbot ausgesprochen wird - und wir wissen, die Wiener lieben Hunde - und dann noch statuiert wird, dass die Leute ihrem Strolchi die Haut abziehen müssen, ...

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Kommen Sie dann zur Frage, bitte.

Abg DDr Eduard Schock (fortsetzend): Ja, ja; ich möchte mit Ihrem Einverständnis, Frau Präsidentin, noch zwei Zitate bringen.

... dann ist das einfach eigentümlich. Oder wenn auf Abkehr vom Islam die Todesstrafe steht, dann betrifft uns zwei das vielleicht nicht, weil wir keine Muslime sind. Auch wenn auf die Heirat mit einer Prostituierten hundert Peitschenhiebe stehen - das lernen die Kinder in Wien -, wird das uns zwei in absehbarer Zeit nicht betreffen, nehme ich einmal an. (Abg Christian Oxonitsch: Zur Frage kommen!)

Aber heikler wird es, Herr Klubobmann - und damit komme ich schon zur Frage -, heikler wird es, wenn auf Weintrinken 40 oder 80 Peitschenhiebe stehen, und die Kinder lernen das in Wien, dass auf 40 Peitschenhiebe vielleicht der G'spritzte beim Heurigen kommt, aber wenn wir in aller Öffentlichkeit da unten am Wiener ...

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Würden Sie dann bitte die Frage formulieren!

Abg DDr Eduard Schock (fortsetzend): ... ein Achtel Weißburgunder trinken, dann bekommen wir 80 Peit-
schenhiebe. 

Herr Landeshauptmann, ich frage Sie: Glauben Sie wirklich, dass die Geheimniskrämerei, die da rundherum betrieben wird, der richtige Weg ist, um solche hanebüchenen Unsinnigkeiten in Hinkunft zu verhindern? Und glauben Sie nicht, dass man eine öffentliche Diskussion bräuchte, einen öffentlichen Druck auch, um solche Relikte aus dem Mittelalter einfach in Hinkunft aus den Schulbüchln fernzuhalten? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich mache Sie noch einmal darauf aufmerksam: Ich habe das Buch nicht geschrieben, denn ich verstehe vom Islam und vom Koran, wie auch von anderen Religionsgemeinschaften, nicht sehr viel. Ich bin sicherlich der Letzte, der die Scharia verteidigt - was Sie hier zitiert haben, ist im Wesentlichen die Wiedergabe der Scharia -, und es wird jeder absolut mein politischer Gegner sein, und auch mit den nötigen Apparaten des Staates, der die Scharia etwa über die österreichische Rechtsordnung stellt. Das ist überhaupt keine Frage! (Beifall bei SPÖ, ÖVP und FPÖ.) 

Damit haben sich aber möglicherweise schon die Gemeinsamkeiten. Denn mir ist da auf der anderen Seite die Religionsfreiheit sowie andere Fragen der Menschenrechte - im Gegensatz zu anderen Politikern in Österreich, wie ich gestern wieder den Medien entnehmen konnte - tatsächlich sehr, sehr wichtig. Daher geht es hier darum, genau auf der Basis auch dieses § 2 des Religionsunterrichtsgesetzes jenes herzustellen, was besagt: Religionsfreiheit sowie andere Menschenrechte selbstverständlich unter Beachtung der österreichischen Rechtsordnung. 

Ich stelle fest, dass dies im gegenständlichen Fall funktioniert hat! Denn der zuständige Fachinspektor - mit welcher Funktion er im ehrenamtlichen Bereich sonst noch versehen ist - ist tätig geworden, hat dieses Buch als im Widerspruch zur österreichischen Rechtsordnung befunden, und es ist aus dem Verkehr gezogen worden.

Eigentlich sollten wir ja einen Hunderter-Nagel nehmen, dies an die Wand heften und sagen: Das ist der Benchmark, genau so soll es funktionieren! Denn es ist für jemanden, der für das Prinzip des Laizismus eintritt, natürlich ein nicht zu akzeptierender Gedanke, dass religiöse Prinzipien über die österreichische Rechtsordnung und die österreichische Demokratie gestellt werden. 

Im gegenständlichen Fall hat das funktioniert, so wie auch vor wenigen Tagen, als Leute, die des Terrorismus verdächtigt wurden, von der österreichischen Polizei aus dem Verkehr gezogen wurden. Es funktioniert unser Rechtsstaat, es funktionieren auch unsere Sicherheitseinrichtungen, und es funktioniert Gott sei Dank unsere Demokratie. Das werden wir nicht wegreden können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 2. Zusatzfrage: Frau Abg Jerusalem, bitte. 

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr DDr Schock hat jetzt so genickt, als wäre die Geschichte mit „Täglich grüßt das Murmeltier" ein für alle Mal beendet, was die GRÜNEN auch sehr begrüßen würden. Ich bin auch sehr froh darüber, dass Sie, Herr Landeshauptmann, festgestellt haben, dass derartige Dinge an unseren Schulen einfach nichts verloren haben. Im Übrigen kann man das Buch einfach „googeln“ und bestellen. Das ist weiter kein Problem, meine Kollegin Korun hat das gemacht. 

Sie haben gemeint, man soll seine Phobien woanders ausleben. Ich möchte jetzt trotzdem meine Phobie ein bisschen an Sie herantragen, weil Sie so schön darauf hingewiesen haben, dass es ja eine Grenze gibt, nämlich jene Grenze, dass auch der Religionsunterricht nicht im Widerspruch zur staatsbürgerlichen Erziehung stehen darf. Jetzt frage ich Sie: Ist das auch die Garantie dafür, dass uns die Kreationisten vom Halse gehalten bleiben? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Es ist eine hochinteressante Diskussion, die Sie da anschneiden, und notabene auf einem Themenfeld, mit dem ich mich äußerst intensiv beschäftigt habe. 

Nein, es ist keine Garantie. Denn im Religionsunterricht ist es durchaus möglich - und ich frage mich eigentlich auch, ob dafür nicht eine gewisse Legitimation besteht -, dass man die Kreationisten unterrichtet. (Abg Mag Harald STEFAN: In der Biologie?) Im Prinzip ist das eigentlich nichts anderes als ein Teil der Bibel, nämlich die Genesis, die man eben mit einem pseudo-naturwissenschaftlichen Mäntelchen umhüllt. Sohin ist es als Teil des Religionsunterrichts weder besonders sensationell noch neu, vielleicht didaktisch-pädagogisch noch interessant, aber zweifelsohne hat es dort aus meiner Sicht auch seinen Platz. 

Eine ganz andere Sache ist, so wie in einigen amerikanischen Staaten oder wie etwa vorgeschlagen - oder kurzzeitig war es ja auch Rechtsbestand - in Italien, dass Intelligent Design, also diese Abart des Kreationismus, im naturwissenschaftlichen Unterricht, im Biologieunterricht gleichwertig zur Evolutionstheorie unterrichtet werden muss. Das ist etwas, was ich wiederum, und einmal mehr als Laizist, natürlich auf das Schärfste ablehne. Denn bei allem Respekt vor der Religion, sie gehört in den Religionsunterricht; und der naturwissenschaftliche Unterricht gehört in die Biologie, Physik, Chemie, also in die naturwissenschaftlichen Unterrichtsfächer. Miteinander haben sie nichts zu tun. (Demonstrativer Beifall bei den GRÜNEN.)

Daher denke ich, dass diese Diskussion auch entlang dieser Linie zu führen ist, dass dies durchaus auch den Gedanken des Menschenrechts der Religionsfreiheit berücksichtigt und auch den Respekt vor der Religion. Oder um es mit Stephen Hawking zu sagen, der als letzten Satz in seiner „Kurzen Geschichte der Zeit" prägnant schreibt: Hinter der Singularität ist noch genug Platz für Gott.

Mag sein - aber dort lassen wir ihn auch! (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 3. Zusatzfrage: Herr Abg Dr Wolf, bitte. 

Abg Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich werde versuchen, in dieser hochinteressanten Debatte nicht meine Phobien vorzubringen, sondern eine Frage auf Basis Ihres Bekenntnisses zur Trennung von Staat und Kirche zu stellen, was ja auch grundgesetzlich normiert ist. Mich würde interessieren, ob diese Trennung, die Sie formuliert haben, auch für jenen Bereich gilt, wo Vertreter von Religionsgemeinschaften Angehörige von politischen Körperschaften sind. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Da stehe ich fest auf dem Boden der österreichischen Rechtsordnung, das ist 
überhaupt gar keine Frage. Sie sieht heute vor - und daran sollte meiner Auffassung nach auch nichts geändert werden -, dass diese Trennung von Kirche und Staat selbstverständlich auch auf parlamentarische Gremien auszudehnen ist. Der Auffassung bin ich selbstverständlich auch heute ungebrochen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 4. Zusatzfrage: Herr Abg DDr Schock, bitte. 

Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! 

Ich möchte mich in die tiefgründige theologische Diskussion, die hier zwischen Ihnen und der GRÜNEN-Fraktion stattgefunden hat, nicht einmischen. (Abg Harry Kopietz: ... nicht verstanden!) Ich möchte aber doch aus meiner Sicht vielleicht festhalten, dass man -  wenn auch fundamentalistische - katholische Lehren hier nicht auf eine Stufe stellen sollte mit Lehren, wie sie aus diesen Schulbüchern hervorleuchten, wo - und ich habe ja hier noch die harmloseren Zitate gebracht - etwa Homosexualität mit dem Tod bedroht wird, in dem Wiener Schulbuch, das erst vor einem Jahr aus dem Verkehr gezogen worden ist.

Ich meine, man sollte es auch mit diesen fundamentalistischen katholischen Lehren nicht auf eine Stufe stellen, wenn in diesem islamischen Religionsbuch der Weltherrschaftsanspruch des Islams formuliert wird, wenn hier ganz offen in Wiener Schulbüchern bis vor einem Jahr zur Gewalt gegen Frauen aufgerufen wurde, wo das Recht des Mannes zur Züchtigung der Frau Wiener Kindern bis vor einem Jahr an unseren Schulen beigebracht worden ist. Da meine ich, dann sollte man das Ganze nicht auf eine Stufe stellen. 

Herr Landeshauptmann, zur Frage: In Spanien hat ein Imam genau für diesen Inhalt 15 Monate bekommen. Der spanische Richter hat gesagt, das ist eigentlich ein Aufruf zur Gewalt gegen Frauen, und der Imam in Spanien hat 15 Monate Häfen bekommen. Bei uns ist das bis vor einem Jahr in Wiener Schulbüchern gestanden. Ich befürchte, dass diese Inhalte - wenn auch vielleicht um ein paar Spitzen reduziert - sich natürlich ganz sicher auch in laufenden Schulbüchern noch finden werden, und ich frage mich: Warum wäre denn sonst die Geheimniskrämerei? Warum würden wir als Oppositionsfraktion nicht selbstverständlich die islamischen Lehrmittel bekommen, wenn nicht diese Inhalte immer noch, auch noch in den laufenden Religionsbüchern, drinstehen würden?

Daher meine Frage, Herr Landeshauptmann: Können Sie ausschließen, dass in den derzeitigen Lehrmitteln solche Inhalte noch vorhanden sind? Und wenn nicht - wenn Sie es nicht ausschließen können auf Grund der Verfassungslage, auf die Sie sich immer berufen -, was wollen Sie dagegen tun? Glauben Sie, dass wir nicht wenigstens eine Aufklärungskampagne für unsere muslimischen Kinder brauchen, um sie zu warnen vor fundamentalistischen Lehren, vor extremistischen Religionslehrern? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Zunächst noch einmal zurück zu Ihrem Geheimniskrämerei-Vorwurf, den ich wirklich für extrem kindisch halte: Ich muss ganz ehrlich sagen, ich würde niemals auf die Idee kommen, wenn ich ein Buch lesen will und mir ein Buch kaufen will, die Stadtschulratspräsidentin anzurufen und zu sagen, sie soll es mir besorgen. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN. - StR Johann Herzog: Ein Unterrichtsbuch ...!)

Auch nicht ein Unterrichtsbuch. Ich darf Ihnen versichern, ich habe auch den Katechismus, den Herr Kardinal Schönborn federführend verfasst hat, in der Dom-Buchhandlung selbst gekauft und habe ihn mir nicht von der Stadtschulratspräsidentin bringen lassen. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN. - Abg DDr Eduard Schock: ... Geheimniskrämerei! Frau Korun hat vielleicht Kontakte, aber das Buch ist nicht erhältlich! - Weitere Zwischenrufe.) 

Ich besorge mir auch den Katechismus nicht in der Weise. Wer sich unsere wunderbare Stadt anschaut, der kann erkennen, dass wir eine große Zahl hervorragender Buchhandlungen haben, großartige Antiquariate! (Heiterkeit bei der SPÖ.) Wenn man sich ein bisschen Zeit dafür nimmt, nicht nur an ihnen vorbeizulaufen, sondern da vielleicht auch einmal hineinzuschauen, dann bekommt man in der Stadt alles. Es gibt keine Geheimnisse. Außerdem gibt es die segensreiche Einrichtung des Internets, also ... (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN. - Abg DDr Eduard Schock: Das bekommt man nicht! Da wird Geheimhaltung betrieben!)

Herr Doppeldoktor! Ich brauche Ihnen doch nicht zu sagen, wie man zu Büchern kommt, das wissen Sie doch selbst. (StR Johann Herzog: Wir kennen die Bücher nicht, die im Unterricht verwendet werden!) Ich kenne auch Bücher, nach denen unterrichtet wird. (StR Johann Herzog: Sie kennen sie vielleicht, wir nicht! Wir kennen weder die Autoren noch die Titel!)

Vielleicht im Gegensatz zu Ihnen kenne ich beispielsweise auch die Bibel. Haben Sie sich vielleicht einmal angeschaut, was im Alten Testament drinsteht? Ich empfehle Ihnen ein kleines Taschenbuch, von Deschner herausgegeben, das sich damit beschäftigt, was sich beispielsweise nach dem Auszug des Heiligen Volkes aus Ägypten und bei dem Einmarsch in Kanaan alles abspielt. 

Ich verstehe also Ihre Furcht vor Büchern. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.) Ich bin auch völlig Ihrer Meinung, dass man etwa katholischen Fundamentalismus oder fundamentalistische Theorie, islamischen Fundamentalismus, Fundamentalismus generell gesehen mit Religionsgemeinschaften nicht gleichsetzen kann. Ja, der Auffassung bin ich auch, und die Trennlinie ist für mich ganz glasklar dort, wo der Terror, die gewaltmäßige Verbreitung, ein Bestandteil der Religionsgemeinschaft ist. 

Deswegen verurteile ich die Scharia. (Abg Mag Wolfgang Jung: Können Sie es auch ausschließen?) Ich verurteile die Scharia. (Abg Nurten Yilmaz in Richtung Abg Mag Wolfgang Jung: Können Sie es ausschließen? Das ist ja ...!) Daher wird man von mir niemals eine Verteidigung - egal, aus welcher Religionsgemeinschaft heraus - hören. Ich habe schon als Schüler nicht die Kreuzzüge verteidigt, und ich verteidige auch nicht die moderne Form der Kreuzzüge, die offensichtlich heute zurückkommen. Damit ist auch meine Position dazu völlig unmissverständlich benannt. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.)

Heute geht es zweifelsohne darum, sich auch mit den geistigen Unterlagen, Grundlagen, Hintergründen dessen, was den Terrorismus letztendlich initiiert, das heißt, auch dem Versuch der gewaltmäßigen Verbreitung der Religion zu befassen. Da haben wir jetzt wieder gehört, dass ein Ihnen über Bilder bekannter Terrorist aus der Al-Kaida gemeint hat, er muss das Kalifat Andalusien wiederherstellen, das im 15. Jahrhundert beseitigt wurde - übrigens auch militärisch. 

Ich denke, dass wir, die wir uns, so hoffe ich jedenfalls, alle den Traditionen der Aufklärung verbunden fühlen - bei Ihnen spreche ich gerne auch die Traditionen von 1848 an, weil ich mich dem auch verbunden fühle -, zweifelsohne auch die intellektuelle Kraft haben, uns mit Fundamentalisten jeglicher Prägung auseinanderzusetzen, mit demokratie- und rechtsstaatsgefährdenden politischen Kräften, mit all jenen, die etwa Popper als die Feinde der Freiheit bezeichnet - ein Begriff, der auch ein Kind der Aufklärung ist. Das, glaube ich, ist unsere große Aufgabe. 

Es war ein großer amerikanischer Präsident, der sich der Aufklärung verbunden fühlte und der gesagt hat: Wenn wir durch unsere Politik die Menschen zwingen, zwischen Sicherheit und Freiheit zu wählen, werden wir beides verlieren. - Das ist der Grund, warum wir unsere Politik auf der Basis von Demokratie, Freiheit und Rechtsstaat so machen, wie wir sie machen: nicht Menschen gegeneinander aufzuhetzen, sondern aufzuklären und zusammenzuführen. Das ist das, was mir eben abgeht. (Anhaltender Beifall bei SPÖ, ÖVP und GRÜNEN.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, auch die 3. Anfrage (FSP - 04112-2007/0001 - KGR/LM) ist an Sie gerichtet. Diese wurde von Frau Abg Dr Sigrid Pilz gestellt. (Die Landesregierung hat im vergangenen Frühjahr die Position des Wiener Patienten- und Pflegeanwaltes neu besetzt. Welche Merkmale und Qualifikationen der BewerberInnen wurden im Auswahl-
 verfahren als besonders wichtig erachtet?)
Ich bitte um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Die Frage, die Sie mir stellen, ist eine sehr formale, und ich fürchte, ich muss sie, zumindest am Anfang, auch sehr formal beantworten. 

Die Auswahlkriterien für die Qualifikationen für den Bewerber sind im Amtsblatt, der „Wiener Zeitung" und in unserer Stadtzeitung auch entsprechend veröffentlicht worden, ich brauche sie Ihnen daher nicht zu wiederholen. Eine Prioritätenreihung gibt es dabei nicht, da alle diese Kriterien, die hier aufgezählt wurden, gleich wichtig sind, notwendigerweise gleich wichtig sind. 

Ich weiß daher, ehrlich gesagt, nicht genau, was Sie von mir wirklich wissen wollen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Dr Pilz stellt die 1. Zusatzfrage. 

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Landeshauptmann!

Die Ausschreibung war tatsächlich so formuliert, dass es verschiedene Möglichkeiten einer Ernennung gab. Man hat sich - und das wissen Sie so gut wie ich - für Herrn Dr Brustbauer entschieden, der ein ausgesprochen sympathischer und sicher sehr, sehr kompetenter Jurist ist und aus seinem Werdegang auch eine respektable Geschichte hat. 

Ich bin darüber informiert, dass sich auch sehr, sehr kompetente Frauen beworben haben, die im Gegensatz zum jetzt ernannten Patientenanwalt auch Erfahrungen aus dem Gesundheitswesen im engeren Sinn mitgebracht hätten. 

Warum hat man sich angesichts der Möglichkeiten - es war ja nicht auszuschließen, dass man Erfahrungen aus dem Gesundheitsbereich mitbringen könnte - so entschieden und nicht anders? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Normalerweise bekomme ich ja die umgekehrte Frage, nämlich die Frage: Warum haben Sie sich irgendwo für den Zweit-, Dritt- oder Viertgereihten und nicht für den Erstgereihten entschieden?

Im gegenständlichen Fall ist das eine sehr klare Geschichte gewesen. Es ist eine Empfehlung an mich ergangen, vornehmlich natürlich von jenen, die diese Qualifikationsüberprüfung durchgeführt haben. Denn wie Sie wissen, haben wir das ja extern vergeben. Die Empfehlung war im Prinzip sehr klar, und ich habe nach Rücksprache mit jenen, die natürlich auch in hohem Ausmaß mit ihm in der Verwaltung zu arbeiten haben, den Erstgereihten mit all den Qualifikationen, die er hat, genommen. 

Das war daher eigentlich eine ziemlich logische und, wenn man so will, normale Entscheidung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 2. Zusatzfrage: Frau Abg Korosec. 

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Gerade die Position des Patientenanwaltes ist ja jahrelang diskutiert worden, gerade im Hinblick auf die Pflegesituation. Dr Vogt wurde installiert und hat sehr viel bewirkt. Er wurde dann eliminiert, und man eben die Position eines Patienten- und Pflegeanwaltes ausgeschrieben.

Erstens einmal ist es schon sehr eigenartig gewesen, warum man ein dreiviertel Jahr ein Vakuum geschaffen hat für eine Position, die für die Bürgerinnen und Bürger unglaublich wichtig ist. Dohr ist im Oktober ausgeschieden - zumindest in seiner Funktion, er war dann Konsulent -, und jetzt im Sommer ist Brustbauer eingestiegen. Das ist schon einmal sehr schwer zu verstehen für eine so wichtige Position.

Meine Frage, Herr Landeshauptmann: Gerade in einem so sensiblen Bereich wie dem eines Patienten- und Pflegeanwalts ist es für mich unverständlich, warum man kein Hearing veranstaltet und warum man nicht den zuständigen Ausschuss damit beschäftigt. Daher meine Frage: Warum tut man das nicht? Ist Ihnen die demokratische Mitbestimmung auch der Oppositionsparteien so wenig wert, dass Sie allein entscheiden? 

Denn letztendlich ist die Entscheidung bei Ihnen allein geblieben. Es hat Vorschläge gegeben, das stimmt, ja, aber Sie haben dann entschieden. Warum wird diese Entscheidung nicht auf eine breitere Basis gestellt? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Im Prinzip ist die Frage formal leicht zu beantworten: Weil die Wiener Rechtsordnung das so vorsieht. 

Ich gestehe allerdings zu, dass dies sicherlich nicht ganz gleichzusetzen ist mit Entscheidungen, die für die Menschen auch sehr wichtig sind, nämlich über Abteilungsleiter- oder Primariatsposten in den Wiener Spitälern, die gleichfalls nach einem entsprechenden ordentlichen Ausschreibungsverfahren, nach einem durchaus nicht unkomplizierten Auswahlverfahren auf Vorschlag des zuständigen Stadtrates vom Bürgermeister entschieden werden.

Der Patientenanwalt ist - ich sagte es - zweifelsohne etwas Besonderes. Ich könnte mir durchaus vorstellen, dass man eine entsprechende Diskussion darüber führt, wie man dies in Zukunft auf eine breitere Basis stellt. 

Nur: Mit Ihren grundsätzlichen Anmerkungen auch zu meinem Demokratieverständnis hat das überhaupt nichts zu tun. Das sage ich Ihnen auch in aller Offenheit. Denn für diese Sonderfunktionen, für diese Sonderpositionen haben wir in der Vergangenheit, habe auch ich in der Vergangenheit bewiesen, dass ich durchaus immer wieder gesprächsbereit bin. 

Für den Verwaltungsalltag würde ich das allerdings für kein taugliches Instrument halten. Das sage ich auch in aller Offenheit.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 3. Zusatzfrage: Herr Abg Mag Ebinger, bitte. 

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Ich möchte nicht zum Ausschreibungsverfahren Stellung nehmen. Ich gehe davon aus, dass es korrekt war, und ich glaube auch, dass Dr Brustbauer eine honorige Persönlichkeit ist. Ich kenne ihn auch schon von früher, als er in Zollverfahren als Richter tätig war.

Meine Frage geht in eine andere Richtung. Als das beschlossen wurde, dass man den Pflegeombudsmann und die Patientenanwaltschaft zusammenlegt, da ist es für mich auch klar gewesen, dass einerseits die Patientenanwaltschaft Mitarbeiter hat und andererseits der Pflegeombudsmann Mitarbeiter hat. Ich habe im Sommer mit meinen Kollegen die Patienten- und Pflegeanwaltschaft besucht und mit den Mitarbeitern gesprochen. Status quo ist, dass nur Teile der Mitarbeiter des Pflegeombudsmanns hinübergewandert sind. Es ist allerdings die Arbeit hinübergewandert, sie haben dort jetzt also die Arbeit von zwei Einrichtungen in einer, aber nicht die Mitarbeiter, die es früher gab.

Meine Frage: Können Sie sicherstellen, dass die neu erweiterte Pflege- und Patientenanwaltschaft auch die erweiterte Anzahl an Mitarbeitern bekommen wird? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Was ich sicherstellen kann, ist: Wenn der Pflegeanwalt zu mir kommt und sagt, er braucht Hilfe, weil der Arbeitsanfall von der derzeitigen Anzahl seiner Mitarbeiter nicht bewältigt werden kann, dann werde ich ihm selbstverständlich helfen. Das ist überhaupt gar keine Frage.

Aber ebenso kann ich Ihnen zu einhundert Prozent versichern, dass ich mich in die innere Büroorganisation des Patientenanwalts so wenig einmische wie etwa in die innere Büroorganisation des Kontrollamtsdirektors oder auch anderer. Denn das ist nicht mein Job, wirklich nicht! (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Nächste Zusatzfrage: Frau Abg Dr Pilz, bitte. 

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Es ist konkret eine einzige Person aus der Pflegeombudsstelle hinübergewandert, und alle anderen sind in alle Winde zerstreut. - Nur als Anmerkung.

Aber, Herr Landeshauptmann, mit der Ernennung des Herrn Dr Brustbauer hat man sich auch für einen Zugang zu einem Amtsverständnis entschieden, das Herr Dr Brustbauer als Person und als Persönlichkeit mitbringt. Das ist ein Amtsverständnis, das er auch in seinen ersten öffentlichen Aussagen und im Gesundheitsausschuss deutlich gemacht hat. 

Er hat also in der Presse zum Beispiel gesagt, man soll Missstände in der Öffentlichkeit nicht breittreten. In unserer Debatte im Ausschuss, als es um Gangbetten und Wartezeiten gegangen ist, hat er gesagt: Die Dinge, die faktisch sind, braucht man nicht weiter zu erwähnen. Seine bemerkenswerteste Äußerung war in den Medien: Jeder Patient sieht sich selbst als schwersten Fall. - Da kann man eine gewisse Kritik, sage ich jetzt höflich, am Patienten herauslesen. 

Ich frage Sie jetzt, Herr Landeshauptmann: Ist es dieses Amtsverständnis, das nicht etwa eines ist, das sich auch der Strukturprobleme des Gesundheitssystems annimmt, das in eine offensive Anwaltschaft für die Patienten und Patientinnen tritt und das sich auch im öffentlichen Diskurs übers Gesundheitswesen äußert, ist es dieses Amtsverständnis, das einem sehr traditionellen, obrigkeitlichen gesundheitspolitischen Begriff verpflichtet ist, ist es dieses Amtsverständnis, das Sie in der Patientenanwaltschaft sehen wollen? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Ich sehe das, mit Verlaub gesagt, ganz anders. Denn wenn wir bei der Begrifflichkeit des Anwalts bleiben, so muss ich schon darauf hinweisen, dass nicht immer jene die erfolgreichsten Anwälte sind, die am lautesten schreien und am allermeisten in den „Seitenblicke"-Sendungen vorkommen, sondern jene, die ihrem Job nachkommen, für den sie bezahlt werden, nämlich ihren Klienten immer zu verteidigen oder Missstände entsprechend aufzuzeigen, was ich im gegenständlichen Fall hier meine. 

Ich bin überzeugt davon, dass der Patientenanwalt in keine Job-Konkurrenz zu Ihnen treten wird. Denn die Opposition wird mit Sicherheit aufzeigen wollen, wo Missstände sind, und das auch mit ihrer politischen Wertung, was ihr gutes Recht ist.

Zu den Aussagen, die Sie jetzt zitiert haben: Die erstere kann man ja noch diskutieren, aber was die zweite Aussage betrifft, kann ich es nicht nachvollziehen, dass Sie das so streng beurteilen. Es ist ja mehr ein Befund: Ja, selbstverständlich sieht jeder Patient sich selbst als den schwersten Fall. Wo ist da irgendetwas Bösartiges dabei? Ich kann da auch keine Kritik am Patienten erkennen. 

Ich habe eher ganz andere Probleme und umgekehrte Probleme: Dass es durchaus Leute gibt, die im Gesundheitswesen, im Schulwesen, im Verwaltungswesen der Stadt tätig sind, die meinen, dass es ohne Patienten besser funktionieren würde, ohne Schüler in der Schule besser funktionieren würde, dass eine Verwaltung, wo niemand kommt und etwas will, auch am allerbesten funktionieren würde. So etwas gibt es, ja. Aber ich bin sicher, dass der Herr Patienten- und Pflegeanwalt genau nicht zu denen gehört, sondern eben in seinem Stil, in seinem Charakter - damit haben Sie natürlich recht, auch in seinem Amtsverständnis - zweifelsohne das Beste machen wird, indem er jene vertritt und jenen hilft, die sich an ihn um Hilfe wenden. 

Ich kann es nur wiederholen: Wenn er dabei zu wenige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hat, dann werde ich ihm sicherlich gerne helfen, dass ihm das nötige Personal zur Verfügung gestellt wird. Aber ich habe volles Vertrauen zu ihm, und ich bin auch überzeugt davon, dass er nach bestem Wissen und Gewissen eine vielleicht weniger spektakuläre, aber doch sehr effiziente Arbeit im Interesse der Patientinnen und Patienten machen wird. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP - 04111-2007/0001 - KVP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Dr Ulm gestellt und ist ebenfalls an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Wann werden Sie einen Gesetzesentwurf vorlegen, der - basierend auf der Novellierung der Bundes-Verfassung - die Einführung der Briefwahl bei Wiener Landtags-, Gemeinderats- und Bezirksvertretungswahlen zum Inhalt hat?)
Ich ersuche um Beantwortung. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Die Novellierung der Bundesverfassung, welche die Einführung der Briefwahl bei den Wahlen zu allen allgemeinen Vertretungskörpern zum Inhalt hat, ist nicht nur im Parteienübereinkommen der beiden Regierungsparteien enthalten, sondern mit 1. Juli 2007 auch in Kraft getreten, sohin umgesetzt worden. 

Die für die Legistik zum Wiener Wahlrecht zuständige MA 62 ist derzeit intensiv mit der Ausarbeitung der entsprechenden Umsetzung der Briefwahl in der Wiener Gemeindewahlordnung 1996 befasst. Nach Durchführung des gebotenen externen Begutachtungsverfahrens wird die Novelle zur Wiener Gemeindewahlordnung 1996 so zeitgerecht dem Wiener Landtag zur Beschlussfassung vorgelegt werden, dass die im Art 151 Abs 36 Bundes-Verfassungsgesetz mit Jahresende vorgesehene Umsetzung der Vorschriften über die Briefwahl fristgerecht erfolgen wird. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 1. Zusatzfrage: Herr Dr Ulm. 

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Landeshauptmann!

Wir haben heute den 21. September und haben nur noch eine Landtagssitzung im November. Bis 31.12. des Jahres muss die bundesverfassungsrechtliche Rechtslage umgesetzt sein. 

Ich erlaube mir daher schon nachzufragen, wie sich denn das in den nächsten Wochen und Monaten abspielen soll und wann die vier Fraktionen da auch einmal inhaltlich Näheres erfahren dürfen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also es wird rechtzeitig fertig werden, und Sie werden dabei mit wenig Überraschung versehen sein. Denn wir werden eins zu eins das Bundesrecht umsetzen, so wie tunlichst auch alle anderen Bundesländer.

Ernsthafter Teil der Beantwortung: Natürlich halte ich es für richtig, dass wir uns zwischen den Bundesländern auch akkordieren. Denn ich würde es für nicht besonders schlau halten, wenn etwa andere Detailregelungen zur Briefwahl in Niederösterreich, in Oberösterreich oder in Tirol gültig wären als in Wien. Daher werden wir uns bemühen - wir können ja niemandem etwas vorschreiben, aber wir werden uns bemühen -, dass wir dies auch mit den anderen Bundesländern akkordieren. Das wird auch ein Thema der nächsten Landeshauptleutekonferenz sein, dass wir hier tunlichst gleich lautende Landesgesetze haben. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 2. Zusatzfrage: Herr Abg Mag Jung. (Abg Mag Wolfgang Jung ist mit der Sichtung seiner Unterlagen beschäftigt.) Haben Sie keine Frage vorbereitet, Herr Magister?

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Zur Briefwahl: Als Ihrer Majestät nicht immer ganz gehorsame Opposition wissen wir den Wert des Wahlgeheimnisses natürlich besonders hoch zu schätzen. Welche Probleme entstehen können, wenn es bei Wahlen dann Fragen gibt, das können Sie sozusagen ja am eigenen Problem in Kärnten zur Zeit sehr gut mit beobachten. 

Die Gefahr der Briefwahl liegt darin, dass sie von außen beeinflusst wird. Ich kann mich sehr gut an eine Funktion als Wahlbeisitzer erinnern, als die Bewohner eines Altersheims immer von einer Klosterschwester hineingeführt wurden, weil sie selbst angeblich nicht in der Lage waren, den Wahlzettel auszufüllen. Dann hat man aus der Wahlzelle gehört: „Na, i hab allweil rot gewählt, na, i hab allweil rot gewählt."

Die Gefahr einer Wahlbeeinflussung ist, wie gesagt, in solchen Situationen gegeben. Gerade auch in Familien mit vielleicht autoritären Strukturen, wie wir sie jetzt auch zunehmend bei uns bekommen, besteht dann die Gefahr, dass der Pater familiae plötzlich entscheidet, wie gewählt wird. Wie wollen Sie dem entgegenwirken?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Diese Diskussion über das Wahlgeheimnis, die mir sehr wichtig ist, wurde, zumindest, was die Briefwahl betrifft, im Vorfeld der Entscheidung im österreichischen Nationalrat getroffen.

Ich weiß nicht, von welcher Majestät Sie sprechen. Sie können wahrscheinlich nur das Volk meinen, zu dem Sie in der Tat in Opposition stehen. (Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Es wäre gut, wenn wir diese Diskussion auch fortführen würden. Denn nach der Frage der Briefwahl wird natürlich die nächste Diskussion, die wir zu führen haben und die eigentlich schon begonnen wurde, über das 
E-Voting zu führen sein. Da gibt es jedenfalls für mich eine sehr klare Linie: Ja, ich bin für Instrumente, die die Partizipation, also die Teilnahme des Wählers in einem parlamentarisch-demokratischen System ermöglichen und sohin die Wahlbeteiligung auch erhöhen können. Aber das Wahlgeheimnis ist eines der Grundprinzipien der Wahl, und daher: E-Voting ja, aber nur dann, wenn gewährleistet ist, dass das Wahlgeheimnis in der Tat auch gewahrt bleibt. 

Dazu gibt es nunmehr auch in Europa Modelle. Es ist also nicht so, dass wir unbedingt den Stein der Weisen erfinden müssen. Es wird auch von Beamten der Stadt Wien im Moment genau angeschaut, wie das in der Tat funktioniert, denn das ist das, was ich auf die Reise auch mitgegeben habe, dass man sich das anschaut.

Nicht a priori: Nein. Also eher: Ja, aber nur dann, wenn gewährleistet ist, dass das Wahlgeheimnis auch real existent ist und nicht nur auf dem Papier steht. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 3. Zusatzfrage: Herr Abg Mag Chorherr. 

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Nur weil etwas von der FPÖ angesprochen wird, muss man nicht gleich in Opposition sein. Ich möchte auch auf die unglaublich zivilisatorische Errungenschaft des Wahlgeheimnisses eingehen und Sie haben das jetzt richtig angegeben, dass das eine sensible Frage ist.

Wir haben, glaube ich, hier vor zwei Jahren die Frage an Sie gestellt - die ja jetzt beantwortet ist -, wie können wir sicherstellen, dass jemand, der im Zweithaus ist, der in Tirol ist, der nicht da ist, wählen kann. Wir kriegen immer die Anfragen, und das ist ja jetzt damit gelöst.

Ich will in der Tat die Güter abwägen, und wir haben der Briefwahl auch im Nationalrat dann zugestimmt. Aber gerade weil Sie sich das genau angeschaut haben, frage ich, wie ist in der Tat das Wahlgeheimnis gewahrt. Diese unglaubliche Errungenschaft, lassen Sie mich das nur kurz begründen, Frau Präsidentin, dass ich ganz alleine in eine Wahlzelle gehen darf, nicht erklären muss, warum ich in eine Wahlzelle gehe: „Na he, willst du da was verbergen, hast du ein Problem, dass du das zeigst“. Das ist ein unglaublich hohes Gut, aber jetzt ist man aus Gründen, die mir einleuchten - man ist mobil geworden auf der Welt und fährt herum und will jetzt nicht am Sonntag da sein - diesen Weg gegangen.

Können Sie aus Kenntnis der Details der Regelung sowohl auf Bundesebene, aber auch daraus, was Sie in der Landeshauptleutekonferenz akkordieren werden, sagen, wie die genaue Ausgestaltung ist, damit das Wahlgeheimnis, das durch die Briefwahl leicht aufgeweicht wird - aus meiner Sicht, aber das ist die Güterabwägung -, gewahrt bleibt. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also, sozusagen einmal zum grundsätzlichen Teil. Diese Diskussion liegt ja lange zurück, denn die Einführung der Briefwahl auf der Bundesebene in einer, auch von der Überlegung hinsichtlich der Wahrung des Wahlgeheimnisses sehr getragenen, und daraus resultierend auch in einer sehr komplizierten Form mit dem Zeugen hat ja auch schon nach sich gezogen, dass das Wahlgeheimnis einfach ein subjektives Recht ist. Das heißt, niemand kann natürlich kontrollieren, wenn ein österreichischer Pipeline-Arbeiter, der etwa irgendwo in Russland am Bau einer Pipeline arbeitet, oder ein Universitätsprofessor in Cambridge oder ein Banker in Amerika seine Wahl in Form der Briefwahl ausübt, dass dann niemand bei ihm steht. Das kann auch niemand garantieren.

Was man jetzt gemacht hat, ist eigentlich nur – unter Anführungszeichen – denn immer steht das „nur“ im Verhältnis zur Qualität des Wahlgeheimnisses, eine bürokratische Erleichterung, sagen wir es einmal so, und die Verpflichtung, dass dies auch im gegenständlichen Fall in den anderen Bundesländern umzusetzen ist, und darum geht es jetzt.

Ich kann daher über das bisherige Ergebnis hier zur Stunde noch nichts berichten. Aus einem sehr einfachen Grund, weil ich zunächst jene Leute arbeiten lasse, die davon etwas verstehen, die auch Juristen sind, und die sich aber dieses Prinzips bewusst sind - auf das habe ich nicht nur öffentlich, sondern auch intern immer wieder hingewiesen -, dass das Wahlgeheimnis ein Wert für sich ist.

Und das Zweite, was natürlich auch noch aufzulösen ist, und das ist mindestens ebenso schwierig, ist, dass dies auch mit den anderen Bundesländern entsprechend akkordiert wird, denn nicht alle sehen den Wert des Wahlgeheimnisses so rigide wie das auch ich sehe, nicht alle. 

Und da steht oft eher im Vordergrund die Frage, wie leicht kann man zu der Stimme kommen, wie leicht ist es möglich, dass man an den Wahlen teilnehmen kann, und da nimmt man in Kauf, dass es, sagen wir einmal, diese Grauzone in der Frage des Wahlgeheimnisses gibt. 

Ich sehe das zugegebenermaßen strenger, und das wird die Diskussion sein, die wir jetzt haben, aber das Ganze wird sich, ich gehe einmal davon aus, innerhalb des nächsten Monats abspielen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Die 4. Zusatzfrage, Herr Dr Ulm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Sie haben gesagt, Sie wollen die bundesverfassungsrechtlichen Regelungen im Wesentlichen eins zu eins in unsere Rechtsordnung übertragen. Es gibt allerdings auch eine Kann-Bestimmung, und das betrifft die Personen, die Auslandsösterreicher werden. 

Die Landtage können ein Wahlrecht vorsehen für Personen, die ihren Wohnsitz in das Ausland verlegen. Für diese Personen wird es möglich sein, bis zu zehn Jahre das Wahlrecht für den Landtag aufrechtzuerhalten, obwohl sie keinen Wohnsitz mehr im Inland haben. Da stellt sich für mich die Frage, wie diese Regelung für Wien beabsichtigt ist. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Bitte, Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Ja, das ist auch so ein Punkt, den wir mit den Bundesländern akkordieren wollen. Ich kann nur noch einmal sozusagen mein Prinzip dazu erläutern, das ich auf den Weg des Nachdenkens dazu mitgegeben habe, nämlich, das Wahlgeheimnis zu wahren, das ist erste Priorität, und zweitens den Zugang zur Wahl möglichst zu erleichtern, und zwar für alle unsere Staatsbürger, denn die haben das Recht zu wählen. 

Und da versuchen wir momentan, dieses Problem nach Möglichkeit zu lösen. Bis zu, zum Beispiel, zehn Jahre sind ein auszuschöpfender Zeitraum, und wäre dieser auch im Einklang zu verkürzen, aber das ist nur eine der vielleicht sogar einfacheren Fragen, die dabei zu stellen sind, denn bei Landtagswahlen kommen natürlich auch besondere Aufgaben dazu, insbesondere auf die Botschaften, denn das ist ja alles nicht ganz so einfach, es werden viele in den Botschaften darauf nachfragen, wie - trotz einer Vereinfachung immer noch kompliziert genug - dies auch entsprechend funktionieren kann. 

Also, auch da haben wir mit dem Bund noch Akkordierungsbedarf, denn Landtagswahlen finden bekanntlich öfter statt, sodass immer irgendwann einmal in einem Land eine Wahl stattfindet, und sohin kann man wahrscheinlich davon ausgehen, dass es zumindest eine Wahl pro Jahr immer wieder auch gibt.

Also, die Frage ist auch noch zu klären, wie das bei Landtagswahlen umgesetzt wird, nämlich vor dem Hintergrund dessen, wenn der Wähler etwa mehrere Wohnsitze in verschiedenen Bundesländern hat, denn auch da sind ja die Regelungen unterschiedlich, was das Recht von Zweitwohnungsbesitzern betrifft, bei Landtagswahlen auch entsprechend teilzunehmen. 

Also, ich will die Fragestunde jetzt nicht überproportional ausdehnen, sondern nur damit andeuten, dass es da eine Fülle von Fragen in der Umsetzung selbst gibt, die hier zu klären sind, oder möglicherweise zum Teil schon geklärt sind. Ich bin da ergebnisorientiert und warte auf das Ergebnis und nehme nicht an dem Diskussionsprozess unmittelbar teil. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Damit ist auch die 4. Frage erledigt.

Wir kommen zur 5. Frage (FSP - 03225-2007/0001 - KGR/LM). Sie wurde von Frau Abg Mag Ringler gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet. (Ist eine landesgesetzliche Regelung in Vorbereitung, die Kulturinstitutionen wie den Vereinigten Bühnen Wien eine Ausnahme von den sonst üblichen Grundsätzen der Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit ermöglichen soll?) 

Bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Ich referiere kurz die Frage ein, weil meine Antwort wird - nicht weiter überraschend - kürzer sein als die Frage. Die Frage geht dahin, ob eine landesgesetzliche Regelung in Vorbereitung sei, die Kulturinstitutionen, wie den Vereinigten Bühnen, eine Ausnahme von den sonst üblichen Grundsätzen der Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit ermöglichen soll. Die Antwort ist selbstverständlich: Nein. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gut. Wir kommen zur 1. Zusatzfrage, Frau Mag Ringler.

Abg Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Der Hintergrund der Frage ist eine Debatte, die wir im Sommer um die Frage der Auslastung des Orchesters der Vereinigten Bühnen Wiens geführt haben. Ich erinnere Sie kurz daran: Es ist so, dass im Zuge der Veränderungen ab Jänner das Musical „We Will Rock You" gespielt werden soll, und nun das Orchester quasi spazieren geschickt werden muss, weil ein anderes Orchester angekauft wird. Wir stellen immer wieder aufs Neue fest, dass es bei den Vereinigten Bühnen eine Reihe von - aus unserer Sicht - durchaus zu hinterfragenden Vorgangsweisen gibt, die die Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit des Mitteleinsatzes durchaus in Frage stellen, und auf der anderen Seite stellen wir fest, dass unsere durchaus legitime Anfrage, wie ich meine, wie hoch denn nun die Auslastung im neuen Opernhaus im Theater an der Wien sei, mit dem Hinweis nicht beantwortet wurde, dass das uns gar nichts angehe, weil das ausgegliedert sei. 

Also, es wurde etwas schöner formuliert, aber schlussendlich war das der Sucus. Mir scheint also, dass es hier einiges gibt, was durchaus intransparent gehandelt wird, und daher haben wir uns gefragt, ob Sie das jetzt auch gesetzlich absichern wollen. 

Die Frage an Sie lautet daher: Werden Sie uns in den nächsten Monaten mehr Transparenz, auch im Bereich der Vereinigten Bühnen und zum Beispiel der ganz konkreten Frage der Auslastung des Theaters an der Wien, ermöglichen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Ich kann zwar nicht nachvollziehen, was das hier im Landtag zu suchen hat, weil es im Grunde Dinge sind, die wir im Gemeinderat sehr oft abhandeln. Ich erinnere auch daran, dass wir in regelmäßigen Abständen, so vor einem Jahr - wir werden das in diesem Herbst selbstverständlich wieder machen -, die Geschäftsführung, die Verantwortlichen der Vereinigten Bühnen Wiens, befragen, so wie wir das auch mit den Wiener Festwochen und mit anderen ausgegliederten Betrieben machen, oder mit Kultureinrichtungen, die Fördernehmer der Stadt Wien sind. Also, da gibt es einen laufenden Informationsfluss, es gibt die entsprechende Möglichkeit im Gemeinderat, im Gemeinderatsausschuss, das zu hinterfragen, es gibt sogar die Möglichkeit, in einem Unterausschuss über die Gebarung und Gestionierung der Holding zu fragen, was auch teilweise geschieht. Also, es gibt Rechnungshofberichte, es gibt Kontrollamtsberichte und ich kann nicht nachvollziehen, dass in irgendeiner Weise hier intransparent vorgegangen wird. Jedenfalls werden auch die Grundsätze der Sparsamkeit, der Wirtschaftlichkeit und der Zweckmäßigkeit selbstverständlich eingehalten. 

Mehr kann und will ich schon nicht mehr dazu sagen, weil das auch meinen eigenen Zuständigkeitsbereich überschreitet. Was die Auslastung des Theaters an der Wien anbelangt, so verweise ich nur darauf, was landauf landab auch in den Medien nachzulesen ist, was der Herr Intendant erfreulicherweise auch selber bekannt gibt, dass die Auslastung bei über 90 Prozent liegt, und dass wir im Grunde mit der Entwicklung des Theaters an der Wien sehr zufrieden sind. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die 2. Zusatzfrage, Herr Abg Dr Wolf.

Abg Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien):

Man kann sich ja die Frage, zu der man eine Frage stellt, nicht aussuchen. Insoweit ist es ein schwieriges Unterfangen, aber Sie haben die Ursprungsfrage mit Nein beantwortet.

Ich möchte Ihnen gerne eine Frage stellen, die Sie auch mit einem kurzen Ja beantworten könnten. Sind Sie uneingeschränkt zufrieden mit der Sparsamkeit, Effektivität und Zweckmäßigkeit des Mitteleinsatzes bei den Vereinigten Bühnen? (Heiterkeit bei der ÖVP und den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat!

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Nun ja, also, ich kann Ihnen dazu sagen, das ist so, wie wenn Sie mich fragten, ob ich als Kulturstadtrat auch mit dem Geld, das für die Kultur zur Verfügung steht, uneingeschränkt zufrieden bin. Da würde ich Ihnen sagen, ich bin sehr zufrieden, weil in dieser Stadt sehr viel in Kultur investiert wird und innerhalb der Stadtregierung ein großes Verständnis und auch ein Engagement besteht, und dasselbe kann ich selbstverständlich auch im Hinblick auf Ihre Frage sagen. Aber ich sage auch dazu, das Bessere ist immer der Feind des Guten. Also selbstverständlich werden wir gemeinsam danach trachten, noch effizienter, noch zweckmäßiger und noch sparsamer zu sein. Das trifft selbstverständlich auch das Verständnis einer guten Geschäftsführung und ich gehe daher davon aus, dass wir uns von einer sehr guten Position und Ebene immer noch besser entwickeln wollen und wie ich hoffe, auch werden. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Die 3. Zusatzfrage hat Herr Abg Mag Stefan.

Abg Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich habe die Frage so verstanden, dass man den Eindruck hat, dass aus einem faktischen Zustand vielleicht auch einmal Gesetze werden, weil wir durchaus immer wieder den Eindruck haben, dass eben nicht sparsam und zweckmäßig mit Geld umgegangen wird. Wir diskutieren darüber jedes Mal – allerdings, Sie haben schon recht, im Gemeinderat, auch gestern wieder -, und es gibt immer wieder diese Diskussion, dass insbesondere größere Institutionen so wirtschaften, wie sie wollen, dann feststellen, sie haben finanziellen Bedarf, der wird dann herangetragen und dann kommt das Totschlagargument: Nun, wollt ihr, dass wir diese Bühne, dieses Haus zusperren? Wenn nicht, dann müsst ihr zusätzlich Geld geben und damit wird automatisch immer die Subvention erhöht.

Jetzt haben wir aber bei den Wiener Symphonikern ein Gutachten in die Hände bekommen, in dem zuletzt dann sogar festgestellt wurde, dass möglicherweise der Subventionsbedarf verringert werden könnte. Es wurde dort vorgeschlagen, eine Grundsubvention zu erteilen und den Rest, oder eine darüber hinausgehende Subvention, erfolgsabhängig zu machen, wo man halt Parameter einsetzen kann.

Können Sie sich vorstellen, dass ein derartiges System in den größeren Kulturinstitutionen der Stadt Wien eingeführt wird? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte! 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Also, zunächst einmal teile ich natürlich Ihre Eindrücke nicht, die Sie eingangs erwähnt haben. Zum Zweiten muss ich schon sagen, dass das, was gestern gesagt wurde und was Sie auch jetzt wieder gesagt haben, dass es eine automatische Erhöhung der Subvention gibt, mitnichten der Fall ist. Sowohl beim Volkstheater als auch in eigentlich allen Subventionsfällen, wo wir Erhöhungen vornehmen, liegt ein sehr intensiver Prozess des Analysierens, des Begutachtens und des meistens auch erfolgreichen Versuches, die ursprünglich übermittelten Zahlen zu reduzieren, davor. Wir haben das jetzt mit der neuen Bundesregierung auch jeweils gemeinsam gemacht, und wir machen das jetzt auch wieder im Fall des Theaters an der Wien so. Dass die meisten, um nicht zu sagen, alle Kultureinrichtungen, schon allein auf Grund der steigenden Kosten über die Jahre mehr Geld benötigen, also dazu brauche ich kein großes Analysevermögen, und das trifft ja auch wo anders ebenso zu. Wie man damit umgeht, dass man im Grunde dafür über einen längeren Zeitraum mehr Geld braucht, liegt auch auf der Hand und wir versuchen das halt in den jeweiligen Kultureinrichtungen, bei den jeweiligen Subventionsnehmern von Fall zu Fall uns sehr genau anzuschauen und es mit den vorhandenen Mitteln in Übereinstimmung zu bringen. Und dort, wo es unbedingt notwendig ist, um einen Betrieb aufrechtzuerhalten, wie wir ihn uns kulturpolitisch wünschen und wie wir auch, glaube ich, größtenteils gemeinsam der Meinung sind, dass er stattfinden soll, dort geschieht das auch. Also, ich kann nicht sehen, dass wir da unverantwortlich oder automatisiert vorgehen. 

Und auch im Fall der Wiener Symphoniker gibt es ein - im übrigen auch von mir initiiertes - Gutachten, über das wir laufend miteinander zu befinden haben und ich erwarte mir hier, wie ich auch dem Gemeinderat berichten konnte, entsprechende Vorschläge. Ich glaube nicht, dass es notwendig ist, das unmittelbar auf andere Institutionen umzulegen, sondern wir haben von Fall zu Fall unterschiedlich und angemessen für die Kultureinrichtung vorzugehen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Die 4. Zusatzfrage, Frau Mag Ringler.

Abg Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Tatsächlich ist es ja so, dass diese Zweckmäßigkeit der Mittel und der Einsatz der Mittel, beziehungsweise die Sparsamkeit, von einer Geschäftsführung der Vereinigten Bühnen derzeit entsprechend gehandhabt wird. Ich entnehme der Zeitung, dass diese Position nun nach vielen Jahren ausgeschrieben werden soll. 

Wann genau soll diese Position ausgeschrieben werden, und wer wird schlussendlich darüber entscheiden, wer die Nachfolge des Herrn Generaldirektor Häußler antreten wird? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat!

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Abgeordnete! Beides werden die zuständigen Organe entscheiden und auch bekannt geben.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön, damit ist auch die 5. Frage erledigt. - Die Fragestunde ist damit beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Der Grüne Klub im Rathaus hat eine aktuelle Stunde mit dem Thema „Bildungsnotstand: Österreich gerät bei der Bildung immer mehr ins Hintertreffen, Wien hat dringenden Handlungsbedarf!" verlangt.

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte die Erstrednerin, Frau Abg Jerusalem, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass die Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist.

Bitte, Frau Abgeordnete! 

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Jedes fünfte Kind kommt aus dieser Schule als Analphabet heraus. Hätte ich das vor etlichen Jahren einmal so gesagt, hätten Sie kritisiert, die Grünen machen uns unsere Schule schlecht. (Abg Mag Wolfgang Jung: Recht haben Sie!) Heute sind wir damit konfrontiert, dass 
OECD und PISA genau dasselbe feststellen, und zwar auf Grund ausführlicher und gut fundierter Studien. Jedes fünfte Kind wird in der Schule zum Analphabeten, jedes fünfte Kind beendet seine Schullaufbahn damit, dass es nicht gut rechnen kann, selbst im Alltag notwendige Rechenoperationen nicht durchführen kann, jedes fünfte Kind hat naturwissenschaftlich so wenig Ahnung, dass es kaum in der Lage ist, irgendwelche Zusammenhänge herzustellen, und jedes fünfte Kind hat eine Problemlösungskompetenz am Ende der Schullaufbahn, die gegen Null tendiert. Ich denke, das sollte uns aufregen. 

Im Schuljahr 2006 haben 2 200 Schülerinnen und Schüler die Hauptschule in der 3. beziehungsweise 4. Klasse verlassen, ohne einen Hauptschulabschluss zu haben. Auch das sollte uns aufregen, und auch dagegen sollte etwas getan werden. 

Jedes zweite Kind verlässt die Volksschule in Richtung Hauptschule beziehungsweise Sonderschule, wird also sozusagen mit 10 Jahren ausgemustert, auf Grund mangelhafter Leistung, die interessanterweise mit den fünf Ziffernnoten gemessen wird, die nachweislich nicht objektiv sind, ja, nachweislich nicht objektiv sind, und obwohl jeder weiß, dass man im Alter von 10 Jahren keine Prognosen stellen kann. 

Und jetzt kommt noch eine Sache dazu: Das sind nicht irgendwelche Kinder, sondern die Kinder, die da in die Hauptschule und in die Sonderschule abgeschoben werden - ich bedanke mich schon jetzt für die vielen 
E-Mails zahlreicher Hauptschullehrer, die das als diskriminierend empfinden werden, aber es ist eher für die Kinder diskriminierend -, diese Kinder kommen aus Familien, wo die Eltern arm sind, sehr geringes Einkommen haben beziehungsweise selbst über geringe Bildung und einen sehr niedrigen Schulabschluss verfügen. 

Das heißt, wir schieben nicht irgendwelche Kinder ab und sondern sie aus, sondern diejenigen Kinder, die ohnehin von zu Hause bereits eine starke Benachteiligung mitbringen und wo es einfach zu Hause niemanden gibt, der dort helfen kann, wo Kinder schulische Hilfe brauchen. Während also diejenigen Kinder, deren Eltern sich jede Nachhilfe und Zuhilfe kaufen können ohnehin in die AHS gehen, kommen die Kinder, deren Eltern das nicht können, dann in die Hauptschule.

Damit würde ich einmal sagen, ist der Befund erlaubt, dass dieses Schulsystem ein schlechtes ist. Wenn ich alle diese Punkte zusammenfasse und betrachte, sage ich, das Schulsystem ist nicht gut genug für die Kinder. Wir haben diesen Befund nunmehr ja auch schwarz auf weiß von Seiten der OECD oder von Seiten von Pisa bestätigt, und wir wissen, es wird nie mehr wieder Ruhe sein mit dem Thema, weil Pisa uns alle drei Jahre trifft, und im kommenden Dezember wird es wieder der Fall sein. 

Und jetzt denke ich mir, wir wissen das ja schon so lange, dass dieses Schulsystem ungerecht und daher nicht gut ist, aber es wurde nie etwas dagegen getan. Und wenn man jetzt etwas dagegen tun will, so weniger, um diesen Kindern Gerechtigkeit widerfahren zu lassen oder um diese Kinder optimal zu fördern, sondern weil uns dieses scheußliche Ranking so wahnsinnig stört und beschämt. 

Ich bin eine, die Rankings aller Art und dieser Art besonders, verabscheut, aber in diesem einen Punkt, denke ich mir immer wieder, Pisa sei Dank, weil es ist mir jetzt schon wurscht, warum dieses Schulsystem endlich verbessert werden soll, ob ein Ranking dahintersteht oder weil man sich nun tatsächlich Sorgen macht um das Bildungssystem und diesen Kindern helfen möchte.

Nachdem mir nicht viel Zeit bleibt, hier in der Aktuellen Stunde darüber zu reden, lasse ich jetzt sehr viele Punkte aus, an denen man ebenfalls sehen kann, dass dieses Schulsystem als System versagt - das sagt nichts über die Lehrerinnen und Lehrer aus, sondern warum es als System versagt - und möchte noch einiges dazu sagen, was die Grünen wollen: 

Ich beginne das, was ich will, mit dem, was ich nicht will, denn das ist mir ganz wichtig. Und nie mehr wieder will ich in einer Zeitung unreflektiert lesen: „Die Grünen wollen ein Gesamtschulsystem." Ich möchte bitte immer nur lesen: „Die Grünen wollen ein gutes Gesamtschulsystem ohne Leistungsgruppen, ohne Frontalunterricht mit Reformpädagogik und individuellen Lernplänen für jedes Kind." Das wollen wir. 

Wir wollen nicht, dass aus dem jetzigen System ohne jede Veränderung einfach eine Gesamtschule mit Frontalunterricht wird, denn dann habe ich nämlich eine noch heterogene Klasse, Gesamtschule, Frontalunterricht. Und dann, schwöre ich Ihnen, haben wir eine schlechtere Schule als vorher. Was wir also brauchen, ist eine qualitativ hochwertige Gesamtschule, die sich an den Kindern orientiert, die das Lernen der Kinder organisiert und die dafür sorgt, dass Kinder das bekommen, was sie brauchen. 

Und daher abschließend auch noch einiges, was Kinder tatsächlich brauchen und was unverzichtbar ist: Kinder sind an sich neugierig und lernbegierig, also greifen wir das auf und fördern wir dieses Lernbegierige, diese Lust und Freude am Lernen, holen wir die Kinder dort ab, wo sie stehen. (Beifall bei den GRÜNEN.) Geben wir jedem einzelnen Kind Anerkennung, geben wir diesen Kindern Respekt, stärken wir sie dort, wo sie ihre Stärken haben und helfen wir ihnen dort, wo sie ihre Schwächen haben. Vor allem aber, und jetzt wende ich mich mit dem intensivsten Blick, den ich aufbringe heute Morgen, an die SPÖ: Bitte, stülpt den Lehrplan und die Leistungsstandards, die jetzt noch zusätzlich entwickelt werden, nicht undifferenziert über jedes Kind drüber. Kinder sind verschieden, die brauchen keine uniformen Lehrpläne, die zu vollziehen sind, und alle müssen gleichzeitig dasselbe können, sondern Kinder sind verschieden, sie brauchen individuelle Lernpläne, damit sie anhand ihrer eigenen Persönlichkeitsstruktur lernen können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin schon fertig, die Zeit ist um, aber ich erlaube mir einen allerletzten Satz: Ein vergnügtes Hirn lernt besser und lernt mehr. Sorgen wir also dafür, dass die Schule auch eine fröhliche Schule ist, die den Kindern bekömmlich bleibt. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Für die weiteren Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zu Wort melden dürfen und die Redezeit mit fünf Minuten beschränkt ist. 

Als nächster Redner hat sich Herr Abg Mag Gudenus gemeldet, ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Wir reden heute, wie schon so oft heuer, über die Schule, über die Bildung, und ich bin ja sehr froh, dass heute der Titel schon etwas realistischer gewählt wurde, nämlich „Bildungsnotstand", und dass hier in Wien in der Bundeshauptstadt akuter Handlungsbedarf besteht. So tragisch eben das Thema ist, wir sind mit der Wahl des Titels einverstanden, aber die Schlussfolgerungen, wie sie jetzt eben von meiner Vorrednerin gebracht wurden, stoßen uns eher ab.

Wir reden heute vom Bildungsnotstand. Apropos, wo ist eigentlich die Frau Präsidentin des Stadtschulrats, Brandsteidel, wenn wir zum Bildungsnotstand sprechen. Wo ist sie? (Abg Mag Wolfgang Jung: Sie ist gar nicht da!) Kann sie vielleicht aus ihrem Elfenbeinturm herab hierher in den Landtag oder in den Gemeinderat kommen und sich den Problemen und der Kritik der Politik, der Bürger und der Schüler stellen und nicht dauernd die Ohren verschließen vor dem, was wirklich Sache ist in den Schulen. 

Wo ist Frau Brandsteidel? Vielleicht können Sie das ausrichten, dass Frau Brandsteidel bei den nächsten Diskussionen zumindest zuhört, meine sehr geehrten Damen und Herren.(Beifall bei der FPÖ.) 

Wir haben einen veritablen Bildungsnotstand und ich bin froh, dass das endlich erkannt wird. Frau Jerusalem hat, nachdem sie Studien hinsichtlich Pisa und OECD angeführt hat, vollkommen richtig bemerkt, dass diese Rankings oftmals nicht ganz ernst zu nehmen sind, beziehungsweise sagen sie nicht immer das aus, was wirklich Sache ist, aber sie sagen zumindest doch sehr viel aus, und man kann natürlich die Studien heranziehen, um die Bildungsmisere auch zu bewerten. 

Aber man braucht ja überhaupt keine Studien, um das zu sehen, was wirklich Sache ist, man sieht ja schon mit freiem Auge, dass in Wien ein Bildungsnotstand vorhanden ist. Frau Jerusalem hat das auch schon erwähnt, jedes fünfte Kind verlässt die Schule als Analphabet und Rechnen, Lesen, Schreiben stellen immer mehr ein Problem dar. Und wir haben auch vor allem eine Situation, dass keine Lösungskompetenz mehr vorhanden ist bei den Schülern, die die Schule verlassen, und da muss sich eben etwas ändern. 

Das haben alle schon erkannt, aber ich bitte, eine Änderung ins Positive herbeizuführen. Es kann nicht sein, dass die einzige Antwort, die hier immer schon seit Monaten und Jahren herangezogen wird, die Gesamtschule ist, oder die gemeinsame Schule, oder nennen Sie es wie Sie wollen, im Endeffekt kommt es ja aufs Gleiche hinaus. Die Gesamtschule wird immer als Allheilmittel herangezogen, und kaum hat man die Gesamtschule eingeführt, soll es dann wieder bergauf gehen. Also, die Gesamtschule als des Rätsels Lösung, so kann es ja wohl nicht sein. In Wirklichkeit bedeutet diese Schule - und das sagen auch Studien, eben auch die Pisa-Studie -, eine Nivellierung nach unten. Sie wollen ja auch in weiterer Folge die Noten abschaffen, Sie wollen das Wiederholen abschaffen, am besten, wir schaffen Leistung vollkommen ab. (Abg Heinz Vettermann: Nein!)

Also, Leistungsstandard sollten aufgehoben werden, nur weil einige anscheinend den Standards nicht entsprechen können - das kann es ja wohl nicht sein -, also keine Leistung ist mehr gefragt. Anscheinend ist im Leben auch keine Leistung mehr wichtig, im Berufsleben ist keine Leistung mehr wichtig, in der Politik ist anscheinend auch keine Leistung mehr wichtig, hier im Landtag, wenn wir alle nach Hause gehen, brauchen wir nichts mehr machen, ist ja alles vollkommen egal, gehen wir nach Hause und lassen wir den Dingen freien Lauf, weil ja keine Leistung mehr notwendig ist. Und ich bin der Meinung, dass Schüler auf das wahre Leben vorbereitet werden sollen, in dem Leistung, ob man es will oder nicht, eben notwendig ist. 

So schaut die Realität leider aus, meine sehr geehrten Damen und Herren, und damit müssen wir uns abfinden. Deswegen können wir Leistungsstandards in den Schulen eben nicht abschaffen. (Beifall bei der FPÖ.)

Man wird eben den Eindruck bei Ihnen nicht los, meine sehr geehrten Damen und Herren von Grün und Rot, als würden Sie das Bildungswesen voll an die Wand fahren wollen, als würden Sie noch mehr ungebildete Schüler haben wollen, eine Jugend ohne Zukunft, eine ungebildete, amorphe Wählermasse, die ihnen aus der Hand frisst. Aber das kann sicherlich nicht der Weg sein, den wir hier verfolgen. 

In Wirklichkeit geht es hier um ganz etwas anderes. Die Bildungsdiskussion führt vollkommen, geht vollkommen am Kern des Problems vorbei. Worum geht es eigentlich wirklich: Es geht eigentlich genau um das, was ihre Geistesväter, genau ihre geistigen Vorfahren, die vielleicht noch in Ihren Reihen sitzen, etwas ergraut natürlich, seit dem Jahre 1968 systematisch zerstört haben, nämlich Qualität, Leistung und Disziplin und auch, ich spreche es aus, Anerkennung von Autoritäten. Und das muss man eben erkennen und aussprechen, auch wenn es vielleicht nicht in Mode ist, auch wenn es vielleicht nicht en vogue ist, und auch wenn es vielleicht nicht Ihrem Zeitgeist entspricht. Und genau darum geht es und es geht nicht vorwiegend darum, wie eine Schule strukturiert ist, sondern es geht genau um diese Punkte, die ich jetzt gerade angesprochen habe. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Welche waren das!) Und den Vertretern der Gesamtschule kann man nur den Vorwurf machen, dass sie absichtlich an den wahren Problemen vorbeireden, dass sie diese Probleme schönreden, dass sie diese Probleme verwässern oder diese Probleme vertuschen, weil Sie genau für diese Komponenten der Gesamtschule, weil sie genau für diese Probleme auch verantwortlich sind, nämlich für den Bildungsverfall, für die Leistungsfeindlichkeit, für die Gewalt an den Schulen und auch für die fehlgeschlagene Integration in den Schulklassen. 

Warum sollte Ihr Vorschlag der Gesamtschule plötzlich eine Trendwende herbeiführen? Das kann ja wohl nicht sein, dass Sie hier plötzlich die Wahrheit gepachtet haben, wo Sie doch in den letzten Jahrzehnten das Bildungssystem an die Wand gefahren haben. Deswegen sagt die FPÖ ein klares Nein zur Gesamtschule. Wir sprechen uns aus für ein differenziertes Schulsystem, wir sprechen uns aus für Förderung von Lernschwachen, für Förderung auch von Begabten, und wir sprechen uns dafür aus, dass Deutsch vor Schuleintritt gelernt wird, weil das eben ein gewaltiges Problem darstellt, dass viele Schüler nicht Deutsch können und somit der Unterricht darunter leidet. Wir schlagen das Wiener Freiheitliche Schulmodell vor, dass eben solange nicht am Regelunterricht teilgenommen werden darf, bis die Schüler der deutschen Sprache mächtig sind. 

Das sind die Forderungen, die wir eben als FPÖ heute auch wieder hier erheben, aber vor allem möchten wir in den Vordergrund stellen – ich wiederhole es noch einmal – Qualität, Leistung und Disziplin und natürlich auch Deutsch bei Schuleintritt, und nur dann kann das Schulwesen wieder genesen. Und wenn wir jetzt nicht bereit sind, in die Zukunft unserer Kinder wieder zu investieren, werden wir bald keine mehr haben. (Beifall bei der FPÖ) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager. Ich erteile ihr das Wort. 

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch ich möchte einleitend feststellen, es ist schon enttäuschend, wenn bei einem derartigen Titel weder der Präsident des Stadtschulrates noch die amtsführende Präsidentin des Stadtschulrates anwesend ist. 

Also wird nun der Bildungsnotstand in Wien ernst genommen oder nicht? (Abg Mag Wolfgang Jung: Das müssen Sie die SPÖ fragen!) Wenn ich auf die leeren Bänke hier schaue, dann nimmt die Wiener SPÖ diesen Bildungsnotstand offensichtlich weiterhin nicht wahr. Es wird also auf Bundesebene der verstärkten Anstrengungen der ÖVP bedürfen, um hier zu einer Qualitätsverbesserung in Wien zu kommen. Der Titel vermittelt den Eindruck, es sei ein österreichweites Problem. Tatsächlich, meine Damen und Herren, und das gilt jetzt vor allem für die Gemeinderätinnen und Gemeinderäte der Grünen Fraktion, haben wir ein Wiener Problem, (Abg Mag Maria Vassilakou: Aber geh!) denn kein anderes Bundesland hat eine derartig hohe Jugendarbeitslosigkeit, kein anderes Bundesland hat derartig schlechte Ergebnisse, wenn sich AbsolventInnen der Pflichtschule um einen Lehrplatz bemühen. Der Lese-Screening-Test in der 5. Schulstufe zeigt auf, dass der Lehrplan in den Wiener Schulen nicht eingehalten wird, denn sonst dürften diese Kinder nicht in einer AHS oder Hauptschule sitzen, sie würden Förderung bedürfen. 

Dem Ansatz der Grünen, die Kinder seien verschieden, dem stimmen wir zu. Warum aber dann die Verschiedenheit der Kinder in eine Gleichheit der Förderung mündet, diesen Ansatz haben sie uns auch heute wieder nicht schlüssig erklären können. 

Meine Damen und Herren, Bildungsnotstand heißt auch, dass die Kinder und Jugendlichen in der Lage sein müssen, an Bildungsangeboten überhaupt teilnehmen zu können. Wenn sie aber zu Beginn der Schule bereits nicht die Unterrichtssprache Deutsch können, dann können sie an diesem Unterricht auch nicht erfolgreich teilnehmen. Der teuerste Kindergarten Österreichs führt genau zu jener geringen Beteiligung der Kinder zwischen dem 5. und 6. Lebensjahr im Kindergarten. Wien ist Schlusslicht, was die Teilnahme der Fünfjährigen am Kindergarten betrifft, kein anderes Bundesland hat eine so geringe Quote. 

Das schönzureden ist falsch, lesen Sie Statistik Austria nach, handeln Sie hier endlich und führen Sie Wien aus dem Schlusslicht wieder zu einem Spitzenplatz. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, die IHS-Studie zeigt uns auch, dass es nicht nur um mehr Ressourcen geht, das Gesamtsystem muss verändert werden. Die IHS-Studie beleuchtet das, was wir vom Rechnungshof auch schon gesagt bekommen haben, nämlich das, was wir in jeder Landesregierungssitzung sagen, die Wiener Schulverwaltung ist ineffizient. Wir brauchen eine derartige amtsführende Präsidentin nicht, die nicht in der Lage ist, für die Einhaltung des Lehrplanes an Wiener Schulen Sorge zu tragen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir treten daher für eine umfassende Staats- und Verwaltungsreform ein, die dieses politische Chaos, das wir derzeit in Wien haben, beseitigt, wo nämlich der Präsident des Stadtschulrates über die Medien der amtsführenden Präsidentin des Stadtschulrates ausrichten muss, dass eine flächendeckende Einführung der neuen Mittelschule in Wien nicht möglich ist. 

So schauen wir aus, die Wiener SPÖ muss schon über die Medien miteinander kommunizieren. Das hätte sie einfacher haben können, indem die amtsführende Präsidentin einmal nicht mehr amtsführt. Das würde uns weiterhelfen, dann hätten wir auch in Wien die entsprechende Schulqualität, die wir dringend für den Wirtschaftsstandort, für die Gesellschaft und die Sozialpolitik brauchen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, dieser Tage werden die Daten für das Bildungs-Monitoring und für die Ressourcen gesammelt. Der Wiener Stadtschulrat zittert, weil erstmals müssen diese Daten von jedem Schulstandort direkt an die Statistik Austria weitergegeben werden und nicht mehr an den Wiener Stadtschulrat. 

Was steckt dahinter, meine Damen und Herren? Dieser Wiener Stadtschulrat hat die Daten nicht korrekt weitergegeben. Und warum nicht? Weil Lehrerinnen und Lehrer falsch eingesetzt wurden. Das ist der Grund, warum wir in Wien einen Bildungsnotstand haben. Jede 4. Lehrerin, jeder 4. Lehrer war nicht korrekt eingesetzt, und Österreich musste ein Gesetz machen, damit die Daten direkt vom Schulstandort an Statistik Austria 
übermittelt werden, damit hier endlich Datensicherheit hergestellt ist, damit die Ressourcen, die der Bund zahlt, auch endlich an den Wiener Pflichtschulen ankommen.

Ich hoffe, der Präsident des Wiener Stadtschulrates richtet der derzeitigen amtsführenden Präsidentin noch öfter aus, was sie zu tun hat, denn dann haben wir einen gewissen Hoffnungsschimmer, dass sich die Qualität an Wiener Schulen verbessert. Ansonsten müssen wir uns an unseren Herrn Bundesminister Hahn wenden, damit er auf Bundesebene weiter wie bisher Sorge trägt und an unseren Vizekanzler, denn der Wiener Bildungsnotstand muss so rasch wie möglich abgebaut werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Vettermann. Ich erteile es ihm.

Abg Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich muss doch auch zu den Vorrednern in aller Kürze etwas sagen. Das eine ist, die OECD-Studie beweist zwei Dinge:

Erstens: Wir haben deutlich noch zu wenig AkademikerInnen. Damit sind wir in Österreich noch knapp vor der Türkei, aber die holt auf, also es gibt sozusagen auch hier eine größere Beschleunigung, wir sind noch vorne, aber wir hängen nach. Das heißt, wir bräuchten hier mehr Personen.

Zweitens: Es gibt keine soziale Durchlässigkeit, Portugal schlagen wir da noch knapp und Deutschland ist gleich undurchlässig, aber ein bisschen vor uns. Das heißt, Hackler bleibt Hackler, Akademiker bleibt Akademiker, und das Schulsystem reproduziert die jeweilige soziale Stellung. Eine Sache, die nicht gerecht ist aus sozialdemokratischer Sicht, und auch wirtschaftlich gesehen nicht Sinn macht. Und daher soll man hier reagieren und handeln.

Minister Hahn, nebenbei gesagt, sieht nichts Neues. Da hat er in gewisser weise recht, denn so ungerecht ist es schon lange. Er sagt das aber als Grund, warum er nichts tun will, und das ist eine Haltung, die mir fremd ist. 

Gott sei Dank ticken die Uhren im Stadtschulrat und im Bildungsministerium ein bisserl anders, denn wenn man sich einmal anschaut, dass auch die OECD sagt, dass gerade, wenn es eine andere, eine durchlässigere - ich sage einmal dazu, auch eine gemeinsame - Schule gäbe, dann hätten mehr als 20 Prozent der SchülerInnen keinen zu niederen Schulabschluss, was ja auch wirtschaftlich nicht sinnvoll ist. 

Daher muss man sagen, was hier die ÖVP verteidigt und blockiert, ist eigentlich ein feudaler und ständischer Rest, der eben über das Bildungsbürgertum irgendwie einsickert und sich immer wieder selbst reproduzieren will, und die gegen jede wirtschaftliche Vernunft hier diese Schranke nicht aufmachen will. 

Daher sind die Schritte, die geschehen, einmal richtig. Sie werden wahrscheinlich erst ein bisserl später wirken, und sie sind natürlich noch nicht genug, das muss man auch sagen, denn der Kampf um die 25 Schüler-Höchstzahl ist noch im Gange. 

Dort, wo Wien zuständig ist, bei den Landesschulen, haben wir es eigentlich durchgehend erreicht, bei den Berufsschulen fast erreicht, weil wir uns da sehr bemühen, bei den AHS kämpfen wir noch und wir in Wien haben es schon soweit erreicht, wie es fast in keinem anderen Bundesland der Fall ist, und wir versuchen Unterstützungs- und Förderlehrer einzufordern und zu fördern. 

Das ist übrigens das Geheimnis um die Lehrerposten. Es kann ja niemand glauben, dass wirklich 25 Prozent der Lehrer irgendwo anders eingestellt sind. Nun ja, Sie glauben es, ich will mich jetzt verzetteln, weil ich habe zu wenig Zeit, aber ich meine, wenn man sich die absoluten Zahlen anschaut, ist das ja wirklich absurd, denn in Wirklichkeit geht die Diskussion, die wir das eine oder andere Mal mit Rechnungshof und Kontrollamt führen, um drei Lehrerposten, um zwei, um keinen, also um solche Zahlen, die im einstelligen Bereich liegen, aber in absoluten Zahlen, und nicht um 25 Prozent aller Lehrer, bitte. 

Wir brauchen auch keine neuen Hürden, wie es die ÖVP fordert, wie Aufnahmetest nach 10 Jahren, Knock-out-Prüfungen für Maturanten und bei Studierenden. Wir müssen eigentlich mehr Leute an die Schulen hinbringen, und da entsprechend dann natürlich Quantität auch in Qualität umwandeln. Da spielt dann die Schulorganisation eine entscheidende, wenn auch nicht die einzige, Rolle, und dann glaube ich, dass diese Schulversuche, Neue Mittelschule, Gemeinsame Schule, ebenfalls ein Schritt in die richtige Richtung sind. 

Jetzt auch noch zum Kollegen Gudenus und zu Frau StRin Cortolezis-Schlager gesagt: Ich meine, die Sache mit den Ghettoklassen kann ja keine Antwort sein, was Qualität betrifft, dass man sagt, okay, jetzt separieren wir die Schüler, denn wir wissen ja, dass bei den außerordentlichen SchülerInnen, die in die Volksschulen gehen, in den ersten zwei Jahren der Sprachstand noch ein bisserl nachhinkt, aber ab der 3., 4. Klasse Volksschule durchaus aufgeholt wurde. Ich weiß auch nicht, woher Sie immer Ihre Zahlen haben. Bei uns gehen ja über 90 Prozent der Kinder in den Kindergarten. Also, ich war schon bei zwei, drei Diskussionen, ich habe mir das extra bei der Statistik Austria noch einmal angeschaut, ich habe es mir bei der Gemeinde Wien angeschaut, Sie glauben es nur nicht. Ich meine, es ist halt schwierig, da zu diskutieren, denn wenn eine allgemein anerkannte Zahl von Ihnen einfach immer wegdiskutiert wird, wird es kompliziert. 

Aber ich wollte nur noch eine Sache sagen, nämlich, dass wir uns natürlich trotzdem in Wien in einem massiven Ausmaß bemühen, dass wir auch einen Plan haben, dass es diese Arbeitsgruppe gibt, die im Oktober, November einen entsprechenden Bericht legen wird, dass wir hier in die Schulversuche auch einsteigen werden, dass wir den Bildungsplan haben, was die Kindergärten betrifft, und dass gerade diese verpflichtende Vorschule natürlich die einzige Möglichkeit wäre, über die 90 Prozent weit darüber zu kommen, ja, um auf 100 Prozent zu gelangen, und dass wir – ich bin gleich fertig – die Nachmittagsbetreuung entsprechend ausbauen. 

Daher sage ich, nicht die Augen verschließen, sondern diese Studie noch als zusätzlichen Ansporn nehmen, diese Reformen massiv und schnell anzugehen. Wien macht Schule, vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abg Mag Jung. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Leeres Haus! 

So hat vor ungefähr 50 Jahren ein übrigens sehr guter Unterrichtsminister der ÖVP, Dr Trimmel, einmal eine Kulturdebatte im Parlament begonnen. Und es hat sich in den 50 Jahren nichts geändert, die Bildung scheint den jeweils Regierenden immer nur ein Lippenbekenntnis zu sein. Wenn es darauf ankommt, sind sie dann nicht vertreten.

Man sieht daran ganz besonders deutlich, wie sehr die ganze Geschichte geachtet wird, wenn man Frau Brandsteidel hernimmt und feststellt, dass sie grundsätzlich, wahrscheinlich sogar absichtlich, solche Debatten vermeidet. Die interessieren sie nicht, es interessiert sie ja nicht, was die Opposition sagt, es interessiert sie höchstens die Weisung, die sie von der SPÖ bekommt. Das zeigt sie uns auch ganz deutlich, und das zeigt aber auch das Demokratieverständnis der SPÖ. Wenn der Bürgermeister gestern am Abend gesagt hat, es habe ohnedies keinen Sinn, wenn wir hier drinnen reden, dann frage ich mich, welche Vorstellungen von Demokratie und vom Parlament sind eigentlich bei Ihnen vorhanden, wenn Sie glauben, dass es sinnlos ist, da herinnen zu reden. Das kommt verdächtig nahe an solche Aussagen heran, wie „das Parlament in die entsprechende Bude umzufunktionieren“, wie sie von autoritären Regimes bezeichnet wurde. 

Wenn man eine derartige Missachtung dieses Hauses an den Tag legt, dass keiner der Verantwortlichen da ist, dann ist das wirklich mehr als traurig, Herr Kollege, das können Sie dann weitergeben im Haus. (Beifall bei der FPÖ.)

Die Missachtung des Hauses und seiner Angehörigen zeigt sich auch in den Ausschüssen. Denn wenn es nicht möglich ist, im zuständigen … (Abg Barbara Novak: Haben Sie nichts zum Thema zu sagen?) Warten Sie, jetzt rede ich fertig, dann können Sie ruhig eine Zwischenfrage stellen. (Abg Barbara Novak: Bildung ist das Thema!) Ja, richtig, Bildung. Ist das kein Thema für Sie, ist das kein Thema für die Frau Stadtschulrätin, um da zu sein? Ja, die sollen sich das anhören und nichts anderes. So, jetzt bin ich am Wort und Sie dürfen nachher reden, Frau Kollegin.

Das zeigt ganz deutlich, wie sich die SPÖ in dieser Situation zeigt. Und wenn wir so weit sind, dass die Abgeordneten missachtet werden, dann bringe ich das nächste Beispiel: Der Herr Bürgermeister hat ja die Frage von Kollegen Schock dann ohnedies nicht beantwortet, wie er zum Inhalt der Schulbücher steht, und ob dort etwas drinnen steht, was nicht in Ordnung ist, weil er es selber nicht weiß, weil er es auch selber nicht kennt und weil er Angst hat, ja, weil er Angst hat, dass dort wirklich wiederum solche Texte in den Bereichen vorhanden sind, die auch von der SPÖ zu verantworten sind.

Wo sind wir denn, bitte, wenn Angehörige eines Ausschusses nicht einmal die Bücher bekommen können für jene Bereiche, wo sie mit Einsicht nehmen sollen, wo sie demokratische Kontrolle ausüben sollen! Mich wundert es ja, dass die GRÜNEN da nicht auch einmal aufspringen, aber vielleicht haben sie ebenfalls Angst, dass da Sachen drinnen stehen könnten, die nicht in Ordnung sind und die sich nicht mit unserer Wertordnung vertragen. 

Das ist die Realität, das ist einmal die Grundsatzdebatte, die überhaupt geführt werden müsste, bevor wir jetzt über die Inhalte selbst debattieren. Und wenn wir bei denen sind, so hat diese ganze Problematik zwei große Grundzüge. Der eine Grundzug ist, ich kann nur lernen, wenn ich den, der lehrt, verstehe. Ich kann in einem Land nur lernen, wenn ich die Sprache verstehe. Und vorher gibt’s kein Lernen, und deswegen unser Grundsatz: Erst Deutsch und dann Schule, ohne das geht es einmal grundsätzlich nicht. 

Der zweite Hauptpunkt ist der, das ist die ewige Gleichmacherei. Wir haben alle verschiedene Fähigkeiten und auch verschiedene Schwächen in unterschiedlichen Bereichen und wir sind nicht gleich und wir können auch nicht alle über einen Kamm scheren. Das hat nichts mit dem persönlichen Wert eines Menschen zu tun, aber wir können nicht, wie der Herr Gusenbauer meint, jetzt alle zur Matura bringen, außer wir werten die Matura hinunter auf den Teppich. Dann bringt es aber auch nichts, denn dann werden die Lehrherren und die zukünftigen Firmen, die die Leute anstellen, fragen, wo haben sie die Matura gemacht, im Akademischen Gymnasium oder wo sonst. 

Diese Situation können wir nicht verhindern, und es ist notwendig und auch ein Ansporn, hier verschiedene Leistungsstufen zu haben, gegen die Sie sich aber mit Gewalt wehren. Ich weiß nicht, warum Sie das tun, Ihre eigenen Kinder schicken Sie dann ins Akademische Gymnasium oder ins Lycée Francaise, aber sonst wird gleich gemacht, weil es vielleicht draußen populär ist. Das ist der falsche Weg. 

Und der dritte große Punkt, der jetzt zunehmend erkannt wird, ist das völlige Verschwinden der Autorität bei Lehrern. Das hat auch damit zu tun - und jetzt werden sich wahrscheinlich die Grünen am meisten aufregen -, dass die Sanktionen verschwunden sind. Auch Sanktionen sind notwendig. Da herinnen beschließen wir jetzt gerade ihre Müllpolizei und alles Mögliche. Was ist denn das, wenn nicht Sanktionen, weil es anders nicht funktioniert, und bei den Schulen soll es nicht so sein? Es ist aber dort ganz genau so. 

Ich gebe Frau Kollegin Jerusalem recht, wenn Sie sagt, die Schule soll Spaß machen. Das ist richtig, wenn es gut möglich ist, sollte man das tun, aber in erster Linie soll sie Wissen vermitteln, soll sie Fertigkeiten vermitteln und soll sie Bildung vermitteln. Das ist das Wichtige, und die Kinder müssen lernen, dass man etwas tun muss, auch wenn es nicht Spaß macht. So ist es im Leben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet hat sich Frau Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! 

Ich meine, ich finde es schon spannend an dieser Schuldebatte, dass wir hier im Haus im Großen und Ganzen drei Regierungsfraktionen haben, weil zwei sind aktuell in der Regierung und eine ist schon mehrere Jahre lang in der Regierung gesessen, und sie alle tun allerdings so, wie wenn das Schulsystem, wie wir es haben, einfach vom Himmel gefallen wäre, wie wenn man nicht die Chance gehabt hätte, die Dinge zu verändern, wie wenn man nicht selber schon auch einen Teil der Verantwortung, und zwar einen wesentlichen, dafür zu tragen hat, wie es derzeit aussieht. 

Und ich finde es auch spannend, wenn Frau Cortolezis-Schlager uns hier ausrichtet, dass das Problem, über das wir diskutieren, in erster Linie ein Wiener Problem ist. Ja, vielen Dank, Frau Stadträtin, genau das haben wir seit Jahren hier gesagt, genau darauf haben wir ständig hingewiesen. Und ich meine, ich finde es auch sehr gut, muss ich sagen, und es freut mich, dass sie das auch endlich verstanden haben, denn es war Ihre Bildungsministerin, Frau Gehrer, die in erster Linie sich stark dafür gemacht hat, dass man ausgerechnet in Wien Lehrerinnen und Lehrer eingespart. Und es war auch ihr Werk, dass mehr als 1 000 Lehrerinnen und Lehrer in Summe seit dem Jahr 2000 allein in Wien eingespart wurden, (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Das war der Landeshauptmann!) dort, wo mehr Personal am allermeisten und am allerdringendsten benötigt würde. 

Und ja, sie war nicht alleine, nein, ich habe das ja auch nicht behauptet, sie war nicht allein. Ich wollte Ihnen nur zunächst einmal ausrichten, wer im Glashaus sitzt, sollte ein bisschen vorsichtig sein mit den Steinen, die er wirft. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Das glauben wir!) Aber sie war nicht allein, das stimmt. Sie hat ja auch sehr wohl Herren zur Seite gehabt, die ihr assistierten und wir haben hier gerade in diesem Haus auch mehrfach über die Verantwortung diskutiert, nicht zuletzt auch über die des Wiener Landeshauptmannes und des Finanzstadtrates, (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Genau!) die sehr wohl bei den Finanzausgleichsverhandlungen hier nicht aufgepasst und offenbar nicht verstanden haben, (Abg Dr Matthias Tschirf: Er hat unterschrieben!) welchen Maßnahmen sie da ihre Zustimmung geben, und die da mitunterzeichnet haben. Nichtsdestotrotz, die Pläne, die Einsparungspläne, gingen von Ihnen aus, von Ihrer Regierung aus, von jener Regierung, in der die ÖVP gemeinsam mit der FPÖ gesessen ist. 

Und somit haben wir es eigentlich hier mit einer Debatte zu tun, in der ich eigentlich erwartet hätte, dass sehr wohl die anderen Fraktionen vielleicht so etwas wie ein Äutzerl, ja ein Äutzerl, einen Hauch von Selbstkritik zeigen, damit wir auch erkennen, was sie von all dem verstanden haben, was von all dem sie erkennen, dass es falsch gelaufen ist, und was sie gedenken, künftig in irgendeiner Weise anders zu machen. 

Ich kann nur feststellen, schlussendlich ist das Produkt, über das wir diskutieren, nämlich nicht zuletzt das Wiener Schulsystem, aber auch das österreichische Schulsystem, das Produkt einer sehr langen Ära, in der einerseits ein Ideologiekrieg und ideologische Verkrustungen stattgefunden haben, und andererseits Einsparungen schlussendlich dazu geführt haben, was Sie jetzt schwarz auf weiß haben. 

Und ich kann an dieser Stelle die „Wiener Zeitung“ zitieren, sie bringt es nämlich wunderbar auf den Punkt: „Integration gelingt schlecht, die Förderung von Migrantenkindern in der Schule gelingt in Österreich im Vergleich zu anderen Staaten eher schlecht. Demnach verfügen in Österreich 14 Prozent der 15- bis 16-jährigen Zuwandererkinder, also der ersten, noch nicht im Inland geborenen Generation und 13 Prozent der zweiten Generation über eine Mathematikkompetenz, die nicht ausreicht, die einfachsten Rechenaufgaben beim PISA-Test zu bewältigen. 

Mit der Dauer des Aufenthalts der Familien werden die Leistungen, im Unterschied zu den meisten anderen Staaten, kaum besser, in Kanada sind es nur 3 Prozent der ersten Generation, in Australien sind es nur 5 Prozent, in den Niederlanden nur 6 Prozent.“ 

Was lässt uns das in erster Linie erkennen? Zunächst einmal, dass Zuwandererkinder in Österreich nicht eine angeborene Schwäche haben, nicht im Rechnen, sie haben aber auch keine angeborene Schwäche im Lesen, und es lässt uns auch erkennen, dass hier entweder das Schulsystem nicht greift und diese Kinder im Stich lässt, es sei denn, wir würden annehmen, dass wir durch irgendeine göttliche oder sonstige Fügung Zuwanderer nach Österreich bekommen, die von Haus aus Kinder produzieren, die nicht lesen und nicht rechnen können, während Kanada und Australien die guten Zuwandererkinder bekommt. Ich weiß nicht, es würde mich nicht überraschen, wenn irgendeine Fraktion im Haus sogar diese Theorie aufstellt. Ich kann jedenfalls einer solchen kruden Theorie nicht Glauben schenken, also gehe ich davon aus, dass das Schulsystem diese Kinder schwerstens im Stich lässt. 

Und noch eines, und das ist auch bezeichnend: Ähnlich sieht es aus bei den Topschülern. Wir haben sehr wenig Schüler in der ersten Leistungsstufe, hingegen andere Länder viel mehr. Das heißt, unser Schulsystem lässt nicht nur Kinder aus schwachen sozioökonomischen Verhältnissen und Migrantenkinder im Stich, nein, es ist auch nicht imstande, gescheite Elite zu produzieren, was ja durchaus auch ein großes Anliegen der ÖVP in den letzten Jahren gewesen ist. 

Ich schließe also, meine Damen und Herren, mit zwei Appellen an Sie ab. Wir wissen alle, dass es sich eine Gesellschaft nicht leisten kann, die Hälfte der Kinder zu verlieren. Wir haben in dieser Stadt bereits vier Schulgenerationen verloren, wir sollten nicht weitermachen. 

Appell Nummer 1: Beseitigen Sie bitte Ihren Ideologiekrieg und hören Sie auf das, was Ihnen Expertinnen und Experten in diesem Land seit Jahr und Tag sagen, und das hat weiß Gott nichts mit Rohrstaberlpädagogik zu tun. 

Und Appell Nummer 2: Investieren Sie endlich in die Bildung. Wir brauchen mehr Lehrerinnen und Lehrer in Wien, wir brauchen ganztägige Betreuung, wir brauchen Angebote, die man sich auch leisten kann. Das kostet alles Geld, aber das ist eine Investition in die Zukunft dieser Stadt, und es rechnet sich. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet hat sich der Abg Dr Aigner, ich erteile es ihm.

Abg Dr Wolfgang Aigner ((ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Das Thema ist wirklich aktuell, und es wird wahrscheinlich auch in Zukunft aktuell bleiben. Ich hätte nur eine kleine sprachliche Veränderung vorgeschlagen, und dann hätten wir mehr oder weniger auch die Stoßrichtung auf den Punkt gebracht. Ich hätte formuliert: „Bildungsnotstand – Österreich gerät bei der Bildung immer mehr ins Hintertreffen, weil Wien dringenden Handlungsbedarf hat.“ (Beifall bei der ÖVP.) Und dann sind wir genau auf der Ebene, für die wir zuständig sind. 

Frau Kollegin Jerusalem, ein Schulesoterikseminar ist sehr interessant, und wenn Sie aus Österreich eine einzige Waldorfschule machen wollen ohne Noten, ohne Leistung und so weiter, dann bleibt es Ihnen unbenommen, aber ich glaube, die internationalen Studien und die Wissenschaftlichkeit, die Sie, natürlich synkretistisch herausklaubend immer wieder zitieren, sprechen eine ganz andere Sprache. 

Ich darf Sie daran erinnern, dass auf Basis internationaler Vergleichsstudien festgehalten wird, dass Schulergebnisse besser sind, wenn der Lernfortschritt durch regelmäßige Prüfungen kontrolliert wird. Das ist halt eine Tatsache, und ich glaube, dieser sollte man sich nicht verschließen! Schulen werden durch externe Prüfungen zur Verantwortung gezogen, und es gibt nachprüfbare Bildungsstandards. Externe Prüfungen und Schulautonomie werden kombiniert: Sie greifen sich halt aus den Studien das heraus, was in Ihre Weltanschauung passt!

Bleiben wir jetzt auf Wiener Ebene: Wofür ist die hier allein regierende SPÖ verantwortlich? – Für einen miserablen Bauzustand der Pflichtschulen! Jahrelang wurde uns gesagt, dass die Schulsanierungsprogramme abgeschlossen sind. – Es ist einiges geschehen, es ist aber noch viel offen geblieben. Sämtliche Anläufe, hier auch die Infrastruktur zu verbessern, sind abgetan worden, weil ohnedies alles bestens sei und wir, wie Sie sagen, ohnehin in der besten aller möglichen Städte leben.

Erst wenn den Kindern die Decken der Reihe nach auf den Kopf gefallen sind und Schulen kurzfristig evakuiert werden mussten, schließt man dann ein Paket, und dann braucht man gleich wieder 600 Millionen, und zwar großteils auf Kosten der Bezirke, um die Infrastruktur zu schaffen, welche die SPÖ seit vielen Jahrzehnten schaffen müssen hätte.

Eine Bildungsoffensive beginnt im eigenen Haus. Fangen Sie daher bitte bei der Bildungsoffensive hier in Wien an! (Beifall bei der ÖVP.) 

Setzen Sie die Lehrer für das ein, wofür sie bezahlt werden, nämlich für die Arbeit mit den Schülern. Auch das zeigt die Studie: Das formale Lehrer-Schüler-Verhältnis ist viel besser als das tatsächliche. Wir haben Ihnen schon mehrfach vorgerechnet, dass wir schon auf 22 Schüler pro Klasse gehen könnten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Unser Credo ist – und da unterscheiden wir uns vom linken Segment dieses Hauses –: Wir wollen Wahlfreiheit statt Zwangseintopf. Wir wollen Schulautonomie. Wir wollen gelebte Schulpartnerschaft und nicht von oben verordnete Zwangsgesamtschulmodelle. Das ist der große Unterschied!

In Richtung der GRÜNEN: Wenn man Demokratie ernst nimmt, dann kann man sich die Demokratie nicht nur dort wünschen, wo sie einem in den Kram passt, und den Rechtsstaat dort heranziehen, wo das Ergebnis im eigenen Sinne ist, sondern dann muss man die Schulautonomie vor Ort ernst nehmen. Das Modell der Ministerin Schmied, dass man die Gesamtschule von oben unter Ausschaltung der Schulpartner und auch der Landesschulräte und der dortigen Kolleginnen und Kollegen verordnet, ist ja nur ein Spiegelbild der hiesigen Mehrheitsverhältnisse. Das hat mit Schulpartnerschaft überhaupt nichts zu tun! Wenn man von der Basis erwarten kann, dass sie das nicht will, was die Zentrale sagt, dann wird die Partnerschaft aufgekündigt. Früher hat man diese Ideologie, die Ihnen recht nahesteht, „demokratischen Zentralismus“ genannt. Dafür soll man dann aber vielleicht im Schulgemeinschaftsausschuss über die Notengebung demokratisch abstimmen lassen. Das wäre Ihnen dann vielleicht schon wieder recht! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ein bisschen Zeit habe ich noch. Ich muss natürlich die Begründung auf das Entschiedenste zurückweisen, warum die Akademikerquote zurückgegangen ist. Die Studiengebühren haben nicht dazu geführt, dass wir zu wenig Studenten haben. Wenn man sich die Studien zum Thema „Generation Präkarium" anschaut, müsste man sich schon auch die Frage stellen, ob in der Wirtschaft tatsächlich Bedarf an so vielen qualifizierten und dann auch entsprechend bezahlten Akademikerposten vorhanden ist. Ich meine nämlich, es ist kein faires System, wenn man die Menschen in immer höhere Qualifikationen lockt, um sie dann feststellen zu lassen, dass es für ihre Qualifikationen gar keine adäquaten Posten gibt und sie keine entsprechende Bezahlung bekommen. Auch auf diese Weise geht Lebensarbeitszeit verloren!

Unser Minister Hahn ist Garant dafür, dass die Akademikerausbildung hoch qualitativ bleibt und der österreichische Arbeitsmarkt auch in Zukunft mit genügend Akademikern versorgt wird. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort gemeldet ist Frau Abg Novak. Ich erteile es ihr. 

Abg Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident!

Ich möchte mich zuerst bei Frau Kollegin Jerusalem und bei den GRÜNEN bedanken, dass sie diese Aktuelle Stunde zu diesem Thema gewählt haben und das Bildungsthema durchaus auch aus aktuellem Anlass wieder in den Landtag beziehungsweise in dieses Haus gebracht haben. Ich hoffe, dass uns dieses sehr wichtige Thema in den nächsten Monaten und Jahren in der Debatte nur mehr mit positiven Erkenntnissen und Nachrichten beschäftigen wird!

Von der ÖVP habe ich mir eigentlich erwartet, dass sie irgendwann einmal einen konstruktiven Beitrag leistet und nicht wieder in Populismus verfällt. Leider ist diese Erwartung nicht erfüllt worden. Das ist schade, denn gerade in der letzten Woche hat sich gezeigt, dass viele der Dinge, die wir hier diskutiert haben, und viele der Erkenntnisse, die man vor allem anhand der sehr detailreich und differenziert aufgeschlüsselten Analyseteile dieser Studien ziehen kann, wirklich etwas sind, worüber man sich sehr sachlich und grundsätzlich unterhalten kann. Vielleicht schaffen wir es bei einer der nächsten Debatten, dass Sie sich auch ein bisschen sachlicher einbringen!

Was sind denn die größten Analysepunkte? – Ich sage das jetzt vor allem für all jene, die das nicht gelesen haben, denn vielleicht ist das auch der Grund, warum die ÖVP hier nicht sachlich diskutiert. 

Erstens: Die Bildungsmobilität ist nicht so sehr gestiegen beziehungsweise im Gegensatz zu anderen Ländern noch immer sehr niedrig. Bildungsmobilität heißt aber im Zusammenhang mit der so genannten Bildungsrendite, dass es volkswirtschaftlich für jedes Land höchst interessant sein muss, darauf zu achten, dass die Bevölkerung einen sehr hohen Bildungsabschluss hat.

Das trifft auf Österreich nicht zu. Wenn man sich die Detailzahlen anschaut, dann stimmt es zwar, dass die Studentenzahl nicht zurückgegangen ist, dass sie aber auch weitaus nicht in dem Ausmaß gestiegen ist, wie es im Durchschnitt in anderen Ländern beobachtbar ist. So beträgt zum Beispiel die Studienanfängerquote in Österreich 37 Prozent und in der OECD 54 Prozent. Das ist eine ziemlich beachtliche Differenz! Die Entwicklung der Studentenzahlen in Österreich von 1995 bis 2004 liegt bei 3 Prozent, im OECD-Schnitt sind es 41 Prozent. Auch das sollte einem zu denken geben!

Wenn sich die Freiheitlichen hier herstellen und sagen, die SPÖ hätte das Bildungssystem in dieser Zeit an die Wand gefahren, dann halte ich das auch für beachtlich, denn die SPÖ hat in dieser Zeit mit Sicherheit nicht den Bildungsminister oder die Bildungsministerin gestellt! Das ist schon einer anderen Richtung zuzuschreiben. (Zwischenruf von StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager.) Ist die Präsidentin des Stadtschulrates auch für die Unis und für die Studenten zuständig? Das ist mir neu! Die Frau Präsidentin wird sich sicherlich herzlich bedanken, wenn sie jetzt ein neues Aufgabengebiet von der ÖVP dazu bekommen hat! (Zwischenruf von StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager.) Die Frau Präsidentin ist jetzt für die Universitäten zuständig! Das ist mir ganz neu! Frau Präsidentin! Damit Sie es ab sofort wissen: Frau Cortolezis-Schlager hat Ihnen eine neue Aufgabe zugeteilt! Sie verändern hier schon Verfassungen! Sehr spannend! 

Wichtig in diesem Zusammenhang ist auch, dass aus der Studie ersichtlich ist, dass die Aufwendungen für den Bildungsbereich anteilig am Bruttoinlandsprodukt in den letzten Jahren gesunken sind. Das sollte uns auf jeden Fall aufrütteln! In diesem Punkt unterstütze ich auch sehr gerne Frau Kollegin Vassilakou und sage: Vielleicht schaffen wir es, gemeinsam den Herrn Finanzminister davon zu überzeugen, dass, wenn man sich als wahres Bildungsland wahrnehmen möchte, Investitionen in die Bildung gut und wichtig sind und wir daher in diesen Bereich in den nächsten Jahren investieren sollten. Die Bildungsministerin ist mit Sicherheit davon überzeugt, und wenn wir das gemeinsam transportieren, dann schaffen wir auch hier einen neuen Schritt.

Inhaltlich-pädagogisch kann ich zu diesem Themenbereich nur wiederholen, was Kollegin Jerusalem hier ganz klar gesagt hat: Es geht um Differenzierung und um individuelle Lernpläne und nicht um Einmacherei. Dem kann ich mich anschließen. (Zwischenruf von Abg Mag Wolfgang Jung.) Wenn Kollege Jung nicht in der Lage ist, Frau Kollegin Jerusalem zuzuhören, dann kann ich nichts dafür! Sie hat aber jedenfalls ausschließlich von individuellen Lernplänen gesprochen. Das hat auch die SPÖ immer gefordert und unterstützt. Vielleicht hören Sie endlich einmal zu! – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Die Aktuelle Stunde ist somit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 im Zusammenhalt mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass je eine schriftliche Anfrage von Abgeordneten des Klubs der Wiener Freiheitlichen und des Grünen Klubs im Wiener Rathaus eingelangt ist.

Vor Sitzungsbeginn ist je ein Antrag von Landtagsabgeordneten des Klubs der Wiener Freiheitlichen und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien eingelangt. Den Fraktionen wurden die beiden Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Abgen Mag Waltraut Antonov, Dipl-Ing Margulies, Günter Kenesei, Mag Alexander Neuhuber, Mag Harald Stefan und Mag Dietbert Kowarik haben am 23. Juli 2007 gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Änderung der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien, Wiener Stadtverfassung, LGBl für Wien Nr 28/1967 in der Fassung des LGBl Nr 22/2003 eingebracht.

Dieser Antrag wurde dem Ausschuss Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal zugewiesen.

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern 3, 1, 2 und 4 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt.

Gegen diese Umreihung wurde kein Einwand erhoben. Ich werde daher so vorgehen.

Meine Damen und Herren! Die Postnummer 3 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über die Reinhaltung von Straßen mit öffentlichem Verkehr und öffentlich zugänglichen Grünflächen in Wien, das so genannte Wiener Reinhaltegesetz.

Berichterstatterin dazu ist die amtsführende Stadträtin für Umwelt, Frau Mag Ulli Sima. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist mir wirklich eine außerordentliche und sehr große Freude, heute dem Landtag das Wiener Reinhaltegesetz zur Beschlussfassung vorzulegen. Dieses Gesetz ist ein wichtiger Beitrag zur Aktion „Saubere Stadt“ und soll dazu beitragen, das hohe Sauberkeitsniveau in Wien weiter zu halten beziehungsweise auszubauen.

Die Wienerinnen und Wiener stellen in Umfragen der Sauberkeit in dieser Stadt ein sehr gutes Zeugnis aus. Über zwei Drittel meinen, dass Wien viel sauberer ist als vergleichbare andere Städte.

Es gibt aber auch, wie wir gesehen haben, schwarze Schafe – wie ich einmal sagen möchte –, die dieses Gesetz notwendig machen. Leider erreichen wir nämlich auch mit der allerbesten Kampagne bestimmte Einzelpersonen nicht, die es sich zur Gewohnheit gemacht haben, ihren Sperrmüll auf Wiens Straßen und in Wiens Parks abzuladen oder Einkaufswagerl in irgendwelchen Teichen zu versenken.

Mit diesem Gesetz schaffen wir die Grundlage dafür, dass wir in Zukunft Kontrollen zur Einhaltung der Sauberkeit und zur Einhaltung der geltenden Sauberkeitsbestimmungen in Wien durchführen und natürlich auch Strafen verhängen können. Schwarze Schafe müssen künftig einfach mit Konsequenzen rechnen, wenn sie ihr Wohnzimmer auf dem Gehsteig abladen und nicht auf den dafür vorgesehenen Mistplätzen.

Sie kennen das Gesetz. Das Gesetz sieht nunmehr Organe öffentlicher Aufsicht, die so genannten „Waste Watchers“, vor, die in Zukunft Kontrollen durchführen werden, Ausweisleistung verlangen, Organstrafmandate erstellen und ein Verwaltungsstrafverfahren einleiten können. Das ist aber keine Polizei, das möchte ich auch betonen.

Sehr wichtig ist mir zu betonen, dass wir diese Truppe ganz bewusst bei der MA 48 angesiedelt haben. Warum? – Die MA 48 ist auch jetzt schon für die Sauberkeit in der Stadt zuständig, und mit diesem Gesetz erhält die MA 48 ein neues Instrument, um für noch mehr Sauberkeit in der Stadt zu sorgen.

Wichtig ist mir auch klarzustellen, dass Kontrollen und Strafen natürlich nicht die einzige Antwort sind, die wir zum Thema Sauberkeit zu geben haben. Ganz im Gegenteil: Das ist ein Mosaikstein von vielen und Teil eines umfassenden Gesamtpaketes der Aktion „Saubere Stadt", das wir schon vor einigen Monaten gestartet haben.

Was umfasst das Ganze? Neben den bereits von mir erläuterten Kontrollen geht es natürlich auch um die Aktivierung der Bevölkerung. Wir versuchen, die Bevölkerung mit Aktionen wie „Wien räumt auf – Mach mit!" auch sehr stark für das Thema Sauberkeit zu sensibilisieren, weil wir alle wissen, dass wir, wenn nicht jede Wienerin und jeder Wiener mittut, nie genügend Personal haben werden, um hinter jeder und jedem einen eigenen Straßenkehrer hinterher zu schicken. – Ich glaube, das liegt auf der Hand. Deswegen ist die dritte, wirklich sehr wichtige Säule, dass wir versuchen, das Angebot der Stadt an die Bürgerinnen und Bürger so bürgerfreundlich wie möglich zu gestalten und dieses Angebot auch wirklich massiv auszuweiten, damit man dieses auch noch leichter nutzen kann.

Was bedeutet das konkret? – Wir investieren ein 5 Millionen EUR-Paket für mehr Sauberkeit in der Stadt, und das wird man, wie ich glaube, bald auf Wiens Straßen sehr gut sehen können. Es wird 1 000 zusätzliche Mistkübel geben, die wir an neuralgischen Punkten der Stadt aufstellen. Es wird 150 Unterflurmistkübel geben, die vor allem auf stark frequentierten Punkten wie zum Beispiel auf der Mariahilfer Straße aufgestellt werden, wo wir die Erfahrung gemacht haben, dass selbst eine drei Mal tägliche Mistkübelleerung nicht ausreicht. Wir werden alle Mistkübel, die wir in der Stadt haben, farblich markieren: Sie bekommen eine orange Signalfarbe. Warum? – Wir haben nämlich festgestellt, dass wir zwar schon 14 000 Mistkübel haben, die aber in ihrem Silbergrau sozusagen sehr elegant im Hintergrund bleiben und oft nicht gesehen werden. Wir wollen die Mistkübel wieder sichtbarer machen, damit sie für die Bürgerinnen und Bürger leichter zu sehen und leichter zu benutzen sind. 

Es wird um 200 Straßenkehrer mehr auf Wiens Straßen geben. Auch dieses Angebot wollen wir noch ausweiten. Es wird eine schnelle Einsatztruppe geben, die so genannte „Kehr-Force“, die in den Bezirken in bestimmten Schwerpunktregionen eingesetzt werden kann.

Weiters haben wir ein Pilotprojekt in der Problemstoffsammlung laufen, die so genannte „Mobile Prosa". In zwei Bezirken läuft dieses Projekt derzeit, im 9. und im 22. Bezirk. Das Ziel dahinter ist ganz einfach, die Problemstoffsammlung näher zu den Bürgern zu bringen. Diesen mobilen Service wird es an verschiedenen Standorten im Bezirk geben. Der Vorteil ist, dass es nicht mehr nur einen fixen Standort gibt, zu dem die Bürger hin müssen, sondern dass die Problemstoffsammlung zu den Bürgern kommt. Zusätzlich dazu bieten wir noch an, dass man per SMS oder E‑Mail über die Termine informiert werden kann. Am Tag vorher kommt dann die Meldung: Hallo! Morgen kommt die Problemstoffsammlung in deine Nähe. Du kannst deine Sachen dort und dort abgeben. – Wir haben uns also wirklich sehr bemüht, in diesem Bereich noch bürgerfreundlicher zu werden und es den Bürgerinnen und Bürgern noch weiter zu erleichtern, ihren Müll, ihre Problemstoffe und ihren Sperrmüll abzugeben.

Bis Ende Oktober wird es außerdem 1 450 Hundesetautomaten geben. Wir haben es bis jetzt in eineinhalb Jahren geschafft, 1 000 Hundeset-
automaten zusätzlich in dieser Stadt aufzustellen, und wir sind sehr froh, dass auch dieses Angebot verstärkt von den Bürgerinnen und Bürgern genutzt wird. Das höre ich auch von den kritischen Geistern. Die Lage wird besser. Immer mehr Hundebesitzer benutzen ein Sackerl. Wir sind noch nicht dort, wo wir hin wollen, nämlich auf internationales Niveau, gemäß welchem es eine Selbstverständlichkeit ist, dass jeder Hundebesitzer sich um die Hinterlassenschaften seines Hundes kümmert. Aber ich glaube, wir sind auf dem richtigen Weg.

Selbstverständlich haben wir vor, das Reinhaltegesetz auch weiterhin mit den üblichen Kampagnen zu begleiten, weil wir feststellen, dass, wenn diese Sauberkeitsthemen im Straßenraum für die Bürgerinnen und Bürger präsent sind, die Leute sich immer wieder ein bisschen mehr am Riemen reißen und mehr zur Sauberkeit in der Stadt beitragen.

Ich glaube, es handelt sich hier wirklich um eine 
enorme Ausweitung des jetzt schon umfassenden Angebotes der Stadt Wien. Ich erinnere nur an die 19 Mistplätze, wovon einer sogar sonntags geöffnet ist, und an die bisher schon vorhandenen 14 000 Mistkübel. Wir versuchen, es wirklich jedem leicht zu machen, den Müll, den er nicht haben will, in Wien schnell, effizient und unbürokratisch zu entsorgen. Ich bin überzeugt davon, dass die „Waste Watchers“ einen wichtigen Beitrag zur Sauberkeit in Wien leisten werden und wir die Stadt mit Hilfe dieses Gesamtpakets mit den Ausweitungen der städtischen Leistungen und gemeinsam mit den Wienerinnen und Wienern noch sauberer machen können werden!

Ich bitte um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke. - Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General‑ und die Spezialdebatte zusammenzulegen.

Wird gegen diese Zusammenlegung ein Einwand erhoben? – Dies ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr StR Herzog. Ich erteile es ihm. 

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Präsident!

Die FPÖ stimmt der Vorlage des Wiener Reinhaltegesetzes grundsätzlich zu. Ich meine, dass Frau StRin Sima bei der jetzigen Schilderung der verschiedenen Begleitmaßnahmen wichtige Dinge gesagt hat, die zu begrüßen sind, wobei man allerdings feststellen müssen wird, dass diese Begleitmaßnahmen im Kern wichtiger sein werden als die sonstigen im Gesetz genannten Maßnahmen, die auf Grund nicht zuletzt der personellen Situation und Ausstattung doch eher nur Ansätze bieten werden.

Ich meine daher, dass dieser Versuch einer Lösung für ein sauberes Wien grundsätzlich zu begrüßen ist, dass das aber nicht viel mehr sein kann und wird als ein erster zögerlicher Schritt in die richtige Richtung. Ich glaube nicht, dass das, wie die Frau Stadtrat meint, die Grundlage für ein sauberes Wien sein kann, sondern ich denke, dass das nur der Startschuss für die Entwicklung weiterer Maßnahmen sein kann, um ein sauberes Wien zu schaffen.

Außerdem gibt es eine Fülle von weiteren Missständen und Fehlentwicklungen hinsichtlich der öffentlichen Straßen, Plätze und Grünanlagen Wiens. Daher behandelt der vorliegende Entwurf nur einen Teilaspekt dieser Problematik. Aber immerhin –das muss man lobend hervorheben – hat Frau StRin Sima das Vorhandensein eines Müll- und Abfallproblems in Wien anerkannt und erste Schritte zu einer Beseitigung gesetzt. 

Die Personalausstattung mit 30 Personen, die übrigens auf den schönen deutschen Namen „Waste Watchers" hören, ist allerdings nur ein Tropfen auf dem heißen Stein. Was sollen 30 Männer oder Frauen in einer Millionenstadt wie Wien wirklich ausrichten? Das ist die Frage! – Lassen wir einmal die Begleitmaßnahmen weg, die Sie genannt haben, die wahrscheinlich wirksamer sind. Vielleicht ist deshalb auch der Name „Waste Watchers" nicht ganz unrichtig und zutreffend, da auf Grund ihrer personellen Zusammensetzung die Bemühungen um ein sauberes Wien übers Beobachten und Registrieren höchstwahrscheinlich nicht hinausgehen können. Ich hoffe das zwar nicht, aber so wird es wahrscheinlich sein!

Daneben gibt es auch andere Dienste im städtischen Bereich, die parallel betrieben werden: Parkraumüberwachung, Aufsichtsdienste der U-Bahn, Park‑ und Grünanlagenbetreuung und Ähnliches mehr. Das heißt, es gibt Parallelstrukturen mit vielen Einsparungspotenzialen, die bisher nicht genützt wurden und werden, was aber wichtig wäre. Das wäre möglich, wenn die SPÖ den Vorschlag der FPÖ aufgriffe und endlich zur Einrichtung eines allgemeinen städtischen Ordnungsdienstes gelangte. Die Bezeichnung ist Schall und Rauch, es ist egal, wie das auch immer heißt. Wichtig ist, dass eine solche Einrichtung geschaffen wird, von welcher städtische Dienste generell angeboten werden. Es wartet nämlich ein breites Feld von Maßnahmen darauf, gelöst zu werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die jetzt im Ansatz vorhandenen Strukturen sind Parallelstrukturen und bedeuten letzten Endes eine Zersplitterung, und das sollte doch nicht Methode sein! Ein einheitlicher städtischer Ordnungsdienst könnte eine Vielzahl von städtischen Einrichtungen, Problemzonen und Ähnlichem betreuen, und entsprechenden Handlungsbedarf gibt es ja bei Gott in weiten Bereichen, weit über diesen vorliegenden Bereich „Reinhaltung von Straßen mit öffentlichem Verkehr und öffentlich zugängigen Grünflächen" hinaus. Aber auch in diesem Bereich herrschen, wie wir wissen, massive Missstände. Das Sperrmüllproblem wurde bereits genannt. Gegen Hundekot gibt es Maßnahmen, die hoffentlich wirksam werden. Außerdem ist natürlich auch das achtlos weggeworfene Müllmaterial wie Flaschen und Verpackungen von Speisen von Imbissketten zu erwähnen. Ich will die Firmennamen jetzt nicht nennen, aber viele lassen wirklich, wenn sie ein solches Lokal verlassen, das Einwickelpapier sofort fallen. Weiters möchte ich auch die am Sonntag im Wind treibenden Zeitungen nicht unerwähnt lassen. 

Am Beispiel der großen Einkaufsmeile Mariahilfer Straße lässt sich die Problemzone Wien als solche deutlich schildern. Dort gibt es als Hauproblem die organisierte Bettelei. Die Polizei hat ohne ein verschärftes Landes-Sicherheitsgesetz nicht wirklich Möglichkeiten einzugreifen. Wir fordern das nachhaltig ein. 

Außerdem ist das Wildplakatieren auch eine Frechheit, die nicht nur die Mariahilfer Straße betrifft, sondern weit um sich greift. Zu meiner Freude habe ich im Akt gelesen, dass das auch der Bezirksvorsteher des 7. Bezirkes so sieht: Er hat nämlich in der Begutachtung festgestellt, dass das Wildplakatieren derzeit nach der Reinhalteverordnung strafbar sei. Er stellt in Frage, ob das in Geltung bleibt, erwähnt, dass das Wildplakatieren weiterhin verwaltungsstrafrechtlich geahndet werden könne, wobei er eher eine landesgesetzliche Regelung vorziehe. – Das ist ganz interessant, denn ich glaube, dass ein nicht geringer Teil derjenigen, die da wild plakatieren, im weitesten Sinne in einem Naheverhältnis zur Grünen Partei stehen könnten. So möchte ich das einmal ausdrücken.

Ferner erwähne ich die aggressive Standlwerbung in der Mariahilfer Straße und anderswo, weiters die Wegelagerei durch den Daueraufenthalt von Punkern inklusive der Schwierigkeiten im nahegelegenen Esterhazypark, wo in der Zwischenzeit bereits Auseinandersetzungen mit Parkbesuchern stattfinden.

Schließlich sind auch noch die Dauerdemonstrationen gerade in der Mariahilfer Straße zu nennen, die auf weite Strecken diese ganze Einkaufsstraße in der Haupteinkaufszeit förmlich lahm legen. Bei diesen Demos zur Haupteinkaufszeit wird teilweise nicht nur eines Zieles wegen demonstriert, sondern ganz offensichtlich bewusst zum Schaden der Kaufleute, Kunden und Bewohner vorgegangen. So legen zum Beispiel eine Handvoll Demonstranten auf dem Mariahilfer Platzl den Geschäftsverkehr durch Stunden lahm, ohne dass sie wirklich ihre Ziele nennen, die sie in einer halben Stunde äußern könnten. Sie plakatieren, und Kleingruppen mit extremen Einzelzielen wie etwa diese Pelzgegner blockieren den ganzen Tag lang Kaufhäuser, Geschäfte und dergleichen mehr in der Mariahilfer Straße. Außerdem werden Demos um 22 Uhr abends genehmigt. Das stört zwar die Geschäftsleute und auch sicherlich die Kunden nicht mehr, hingegen aber die Bewohner, die das aushalten müssen.

Das Recht auf freie Meinungsäußerung beziehungsweise das Demonstrationsrecht ist ein hohes Gut, keine Frage. Aber es muss auch eine Verhältnismäßigkeit der Mittel geben, und diese vermisse ich in Wien mit aller Deutlichkeit.

Ich darf auch kurz sagen, dass nach den Gesetzen natürlich nur solche Versammlungen zu untersagen sind, die strafgesetzlichen Bestimmungen zuwiderlaufen und die öffentliche Sicherheit gefährden. Nach der Europäischen Menschenrechtskonvention darf das Grundrecht auf friedliche Versammlungen aber auch eingeschränkt werden, soweit es im Interesse des Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist. Das wird von Theo Öhlinger dahin gehend ausgelegt, dass eine Begrenzung der Demonstrationsfreiheit möglich sein muss, um den Geschäftsverkehr nicht unmöglich zu machen, und es Pflicht der Behörden sei, zwischen Interessen der Veranstalter einer Demo und dem öffentlichen Wohl und den Interessen anderer Bürger abzuwägen.

Ich ersuche den hier nicht anwesenden Bürgermeister, dass er sich mit den Sicherheitsbehörden zusammensetzt und endlich dafür Sorge trägt, dass entsprechende Maßnahmen gesetzt werden! Er ist einflussreich genug! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich nehme ihm nämlich seine festlegende Feststellung, wo er überall nicht zuständig ist und daher nichts machen könne, nicht ganz ab! Ich gehe davon aus, dass der Bürgermeister von Wien und gerade Herr Bürgermeister Häupl ein nicht unwichtiger Mann ist; ich würde ihn als einen der wichtigsten Männer der Republik bezeichnen. Wenn er will, wird er sicherlich auch Änderungen bei diesen Nebenaspekten des Demonstrationsrechts in einer Haupteinkaufsstraße durchsetzen können, und ich hoffe, er wird es wollen. 

Dazu kommen noch die Probleme in der Mariahilfer Straße, die jetzt nicht unbedingt mit diesem Punkt zusammenhängen. Ich erwähne sie trotzdem kurz: Kriminalität, Auswüchse des Drogenproblems, die allerdings weniger die Mariahilfer Straße betreffen, sondern hauptsächlich die U-Bahn, Karlsplatz, Schwedenplatz et cetera.

Im Hinblick darauf wäre die Einführung eines personell gut ausgestatteten städtischen Ordnungsdienstes eine dringende Notwendigkeit. Es gibt genügend Beispiele in der Bundesrepublik Deutschland, dass das dort sehr gut und zur Zufriedenheit der Stadt, der Verwaltung und der Bürger funktioniert. Beispielsweise wurde so etwas in Nürnberg und auch in Wolfsburg, einer im Vergleich zu Wien verhältnismäßig kleinen Stadt in Niedersachsen, eingeführt. Dort geschieht einiges in diese Richtung.

Dieser Ordnungsdienst hat das Ziel, durch handelnde Präsenz dazu beizutragen, ordnungswidriges Verhalten zu minimieren. Es geht dabei um Missachtung des Leinenzwanges, Graffiti-Farbschmierereien, es geht um Lärmen, belästigendes Verhalten, es geht um Betteln, es geht um Fahrradfahren in der Fußgängerzone, was dort anscheinend verboten ist, es geht um Nichtbeachtung der Lieferzeiten, Parken in der Fußgängerzone und vieles andere mehr. 

Neben der Möglichkeit, ordnungswidriges Verhalten anzuzeigen, gibt es auch die Befugnis, Ordnungswidrigkeiten vor Ort zu unterbinden, Platzverweise und Ersatzvornahmen zu veranlassen und Ähnliches mehr. Selbstverständlich kann die Polizei zur Unterstützung beigezogen werden, soweit es im Einzelfall erforderlich ist. Sollten Verwarnungen oder die Einleitung eines Bußgeldverfahrens unumgänglich sein, hat dies zu erfolgen. Da hat übrigens die Wiener Einrichtung, die jetzt geschaffen wird, mehr Möglichkeiten als der Ordnungsdienst in Niedersachsen. Man kann aber sagen: Der Erfolg dieses Ordnungsdienstes bei der Lösung der Aufgaben ist ein großer, und die optische Präsenz allein in den Hauptstraßen und Fußgängerzonen ist ein Sicherheitsfaktor für die Bevölkerung.

Ich glaube, dass die genannten Dinge der Konstruktion sehr ähneln, welche Frau StRin Sima und die Gemeinde Wien nunmehr für diese „Waste Watchers" vorgesehen haben, allerdings halt leider eingeschränkt und nicht in dem Ausmaß, wie es notwendig wäre. Ich sehe darin einen ersten Schritt im Zusammenhang mit der Notwendigkeit, hier massive Veränderungen herbeizuführen. 

In der gestrigen Debatte hat sich aber leider gezeigt, dass die SPÖ und Bgm Häupl am Bild Wiens als eine Insel der Seligen festhalten. Die Bürgerinnen und Bürger Wiens tun das sicherlich nicht mehr, und ich glaube auch nicht, dass irgendjemand in der SPÖ behaupten wird, dass Wolfsburg ein Hort der Kriminalität, der Taschendiebstähle, der Einbruchsdiebstähle und der Devastationen ist. Ich glaube das nicht, und ich glaube, Sie glauben das auch nicht.

Trotzdem, obwohl wahrscheinlich weniger Anlass besteht, in Wolfsburg ... (Abg Godwin Schuster: Wie viele Personen sind dort im Ordnungsdienst beschäftigt?) Es ist sicherlich, bezogen auf eine kleine Stadt von etwa 150 000 Einwohnern, eine größere Zahl. Es sind dort sicherlich mehr als 30 Personen, Herr Kollege! (Abg Godwin Schuster: Vielleicht sind es insgesamt 40!) Dann würden wir hier aber auf alle Fälle 400 brauchen, haben aber für einen Teilaspekt nur 30. Das muss man dazu sagen: Wien ist ja auch eine um ein Vielfaches größere Stadt und bedarf daher auch eines vielfach größeren Einsatzes. (Beifall bei der FPÖ.)

Ich glaube daher, wenn man das betrachtet, was in Nürnberg passiert ist, das ein bisschen größer ist und auch andere Ordnungsdienste hat, und wenn man Wolfsburg hernimmt und das vergleicht, dann ... (Zwischenruf von Abg Godwin Schuster.) Ich rede von etwas ganz anderem, Herr Kollege!

Wenn man das mit dem vergleicht, was die Frau Stadträtin hier jetzt in Gesetzesform gießt, dann muss man feststellen, dass die gestrigen Einwendungen von Bgm Häupl, dass ein Ordnungsdienst eine Parallelorganisation zur Exekutive wäre, einfach falsch sind. – Sie sind eine Ergänzung und eine Unterstützung der Exekutive, wie wir das in Wien zum Beispiel bereits in Form der Parkraumüberwachung haben. Und ein Blick in den Gesetzesvorschlag wird das, wie ich glaube, deutlich hervorheben.

Ich möchte nur kurz das eine oder andere zitieren. – Das Ziel ist klar: Die Verunreinigung von Straßen ist verboten. Der Magistrat ist zuständig, und die Organe der öffentlichen Aufsicht wurden vom Magistrat der Stadt Wien bestellt. Überwachungsorgane sind befugt, Personen anzuhalten, deren Identität festzustellen und Anzeige zu erstatten. Sie sind auch befugt, anstelle einer Anzeige Organstrafverfügungen und Geldstrafen einzuheben. Personen, die angehalten werden und zur Ausweisleistung aufgefordert werden, sind verpflichtet, dieser Aufforderung unverzüglich Folge zu leisten. Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben nach diesem Gesetz Überwachungsorganen Hilfe zu leisten.

Es gibt eine Reihe von Strafbestimmungen. Diese kann man nachlesen, ich brauche sie nicht zu zitieren. Gewisse Verunreinigungen werden unter Strafe gestellt. Die Bestellung dieser Überwachungsorgane erfolgt durch den Magistrat der Stadt Wien, und die Rechte und Pflichten dieser Organe sind festgelegt. Auswirkungen auf die Beschäftigungslage werden hier mit „keine“ festgestellt, was ich bedaure, was allerdings bei den 30 Dienstposten kein Wunder ist. Selbstverständlich wäre erst bei einer größeren Aufstockung des städtischen Ordnungsdienstes tatsächlich ein echter Erfolg im Bezug auf Arbeitsplätze erreichbar.

Die Überwachungsorgane sind als Organe der öffentlichen Aufsicht einzustufen, aber sie sind – auch das ist klar – keine Wachkörper im Sinne des Bundes-Verfassungsgesetzes. Das Gewaltmonopol hat bei den Gebietskörperschaften zu verbleiben, da sind wir alle einer Meinung. Die Befugnisse der Wachkörper sind die Anhaltung von Personen, Anzeigen, Organstrafverfügungen und natürlich auch Ermahnungen. – Damit ist inhaltlich im Großen und Ganzen ein Wirkungskreis umschrieben und aufgezeichnet worden, der dem des von uns gewünschten städtischen Ordnungsdienstes entspricht. Er umfasst leider nur eine Teilaufgabe, und es fehlt der SPÖ der Mut, weiter gehende Schritte zur Sicherheit und zum Schutz der Wiener Bevölkerung zu setzen. (Beifall bei der FPÖ.)

Bgm Häupl fordert seit Jahren von den verschiedensten Bundesregierungen um 1 000 Polizisten mehr, ziemlich egal, welcher Couleur diese Regierung ist, allerdings bisher immer ohne Erfolg. Daher wäre die Lösung wohl doch darin zu suchen, dass die Stadt Wien und er selbst einen städtischen Ordnungsdienst einrichten, und zwar mit dem Aufgabenkreis, wie wir ihn in etwa umschrieben haben, der mindestens 1 000 Personen umfassen und für die obgenannten Zwecke zur Verfügung stehen soll. Damit wäre eine wirksame Bekämpfung der Missstände, um die es in dieser Stadt geht, gegeben und möglich. Mit 30 Personen ist hingegen nicht einmal der Teilaspekt abdeckbar. 

Bei der Haltung der SPÖ zu diesen Fragen sind die beschriebene Zurückhaltung und ein gewisses Zaudern unübersehbar. Grillparzer hat über das Haus Habsburg gesagt, dass es zu halben Taten zauderhaft strebt, und offensichtlich findet sich die an und für sich republikanisch gesinnte SPÖ in diesem Bereich in der Geisteshaltung der Habsburger nach Grillparzers Meinung wieder. Das ist nicht uninteressant! 

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Ich glaube, Änderung tut Not. Handeln Sie, und ordnen Sie die Verhältnisse so, dass ein wirksames Durchgreifen zum Schutze der Wiener Bevölkerung möglich wird! Lassen Sie es endlich zu, dass mit einem städtischen Ordnungsdienst – unter welchem Namen auch immer – die brennenden Probleme Wiens einer möglichen Lösung zugeführt werden! Ein entsprechender Antrag wird von anderen Rednern unserer Partei eingebracht werden. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort gemeldet hat sich Herr Abg Mag Maresch. Ich erteile es ihm. 

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Nach den Ausführungen des Kollegen Herzog würde ich mich an der Stelle der SPÖ einmal langsam zu wundern beginnen, welche Türe da aufgemacht worden ist! Da ist die Rede von Ordnungsdienst, Wolfsburg, Verhältnismäßigkeit und dergleichen. Da hat eigentlich nur mehr Wolfsschanze gefehlt! (StR Johann Herzog: Ihre Rückwärtsgewandtheit ist erstaunlich! – Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Da komme ich gleich zu den Demonstrationen in der Brigittenau: Dort sind tatsächlich Leute herumgerannt, Kollege, die sich als „Sturmwehr“ oder „Sturmfront“ verstehen. Im Hinblick darauf wäre ich ganz vorsichtig, in diesem Zusammenhang das Demonstrationsrecht und die Plakatierer in der grünen Ecke anzusprechen! (Zwischenruf von StR Johann Herzog.) 

Noch einmal: In der Brigittenau hat die FPÖ in einer braunen Geschichte die Spitze übernommen. Das muss man einmal sehen! Da waren durchaus Neonazis dabei, und Sie haben nichts dagegen unternommen! Und wenn Sie sich da jetzt herausstellen und kritisieren, dass am Mariahilfer Platzl irgendwelche Demonstranten irgendwen aufhalten, dann sollten Sie sich einmal überlegen, was in der Brigittenau von Ihrer Partei veranstaltet worden ist. (StR Johann Herzog: Was wurde wo veranstaltet?) – Das ist einmal das Erste.

Wenn dann eine Brücke zum Ordnungsdienst geschlagen wird, dann denke ich mir: Zu viel der Ehre für dieses Gesetz! (Zwischenruf von Abg Mag Wolfgang Jung.) Die ÖVP und die FPÖ wollen da ganz gerne einmal eine Stadtpolizei sehen. Das Einzige, was die FPÖ vielleicht noch nicht fordert, ist die Bewaffnung. Aber die Leute sollten Handys haben und die Kriminalität mit der Polizei mit bekämpfen. Was soll das? – Im Grunde genommen geht es dabei um Hundstrümmerl! Wenn Sie eine eigene Hundstrümmerl-Polizei wollen, dann sagen Sie es! Die FPÖ wandelt ohnehin ein bisschen in dieser Gegend herum!

Wie schaut die Situation in Wien aus? – Wir haben von Wien bis jetzt immer gehört, dass es die sauberste und beste Stadt der Welt ist und so weiter. Jetzt kommen plötzlich andere Töne von der SPÖ, da heißt es: Es gibt so viel Hundekot, es gibt so viele Papierln, es gibt so viel Sperrmüll auf den Straßen. – Da frage ich: Wo haben wir vorige Woche gelebt? In einer anderen Stadt? Nein! Es war immer so! Die Grünen haben immer gesagt, dass in Wien etwas gegen den Hundekot unternommen werden muss. Das ist ein Problem, das war ein Problem, und das wird auch mit diesem Gesetz weiterhin ein Problem bleiben. Wir glauben, dass die 30 „Waste Watchers“ – wobei nicht wirklich ganz klar ist, was sie in Wirklichkeit tun sollen – das Kraut sicherlich nicht fett machen werden. Denn was sollen die 30 denn tun? 

In den Erläuterungen zum Gesetz steht, dass sie hauptsächlich mit dem Kfz unterwegs sein werden. Da frage ich: Was werden sie mit dem Kfz machen? Werden sie dann Hundstrümmerl suchen? Nein! Es gibt genug Dinge, die man sich anschauen kann, aber im Moment haben wir drei Verordnungen beziehungsweise Gesetze, die in Wirklichkeit ein eigenes Reinhaltegesetz völlig obsolet machen. 

Schauen wir uns einmal an, was es bis jetzt gibt: Es gibt in Wirklichkeit die Straßenverkehrsordnung, die all die Dinge untersagt, die da drinnen stehen, es gibt die Reinhalteverordnung und es gibt die Grünanlagenverordnung. Diese drei Verordnungen beschäftigen sich genau mit den Inhalten dieses Reinhaltegesetzes. Es gibt also ausreichende gesetzliche Regelungen für Wien. Was aber geschieht jetzt? – Man springt nun auf und sagt: Das Reinhaltegesetz wird in Wirklichkeit alles lösen.

Das Einzige, was wirklich geschehen sollte und jetzt auch ein bisschen berücksichtigt zu werden scheint: Wir brauchen mehr Mistkübel, wir brauchen eine häufigere Entleerungen, und wir brauchen mehr Straßenkehrer. Das haben wir immer verlangt. Da muss etwas geschehen! Die paar netten Stecker wurden offensichtlich aus den Parkanlagen entwendet. Jetzt kommen 30 000 neue. Glauben Sie wirklich, dass die Stecker das Problem lösen werden? Oder glauben Sie, dass das die 30 schön gekleideten MA 48‑Mitarbeiterinnen und ‑Mitarbeiter schaffen werden, die da draußen herumschwärmen und Müllpolizei spielen? – Nein, sie werden das Problem nicht lösen! Das, was ich vorher gehört habe, war in Wirklichkeit, dass im Reinhaltegesetz steht, dass es mehr Mistkübel gibt. – Das stimmt nicht! Das steht natürlich nicht drin!

Wir verlangen in Wirklichkeit, dass es mehr Möglichkeiten gibt, Müll zu beseitigen, und dass mehr aufgeräumt wird, dass es also mehr Straßenkehrer gibt. Und ganz wichtig wäre natürlich ein Mehr an Aufklärung gegenüber der Bevölkerung. Es erhebt sich nämlich die Frage: Wie kann es sein, dass Städte, die kein eigenes Reinhaltegesetz und keine eigene Mistpolizei oder Hundstrümmerl-Kieberei haben, diese Probleme nicht haben? Wien hat das Problem jedenfalls!

Hier hat man die ganze Zeit gesagt: Wien ist die sauberste Stadt der Welt! Wien ist total super! – Das stimmt aber nicht! Wien hat diese Probleme. Und die 30 „Waste Watchers“ sind eine Augenauswischerei, mit der Sie versuchen, das Problem zu lösen. Wir meinen, es sollten Kampagnen in den Schulen, in den Kindergärten und in den Medien gemacht werden. Die paar Stecker, die Sie da draußen hingestellt haben, genügen nicht! 

Schauen wir uns jetzt an, was andere dazu sagen: Interessanterweise kommt eine Kritik aus dem Verkehrsministerium. Das Verkehrsministerium moniert zu Recht, dass das eine wichtige Sache ist. Der Verkehrsminister, der vor nicht allzu langer Zeit noch hier als Stadtrat gesessen ist, schreibt, dass die Strafen unverhältnismäßig hoch beziehungsweise viel zu hoch sind. Das ist interessant! 4 000 EUR dafür, dass man ein Papierl wegschmeißt, ist wirklich ziemlich teuer! Ich meine, da wäre es wirklich besser, wenn man mehr Informationen gibt! (Zwischenruf von Abg Jürgen Wutzlhofer.) Jürgen, du kommst gleich dran, du darfst nachher dann ganz lange reden! 

Weiters kam Kritik an dem Gesetz von der Arbeiterkammer. Die Arbeiterkammer sagt: Die gröbliche Verunreinigung der Straßen durch das Haften von Erdmengen an LKW-Reifen ist bis jetzt untersagt. Warum kommt das in dem Gesetz nicht vor? Dass das nicht vorkommt, wird von der Arbeiterkammer kritisiert.

Statt dessen ist von den Einkaufswagerln die Rede. – Keine Frage: Die Einkaufswagerl werden aus den Geschäften entfernt und draußen irgendwo abgestellt. Jetzt frage ich mich ganz ernst: Wer ist dafür verantwortlich? Wem gehören die Einkaufswagerl? – Die Wagerl gehören den einzelnen Großhandelsunternehmen oder auch Geschäften, und diese sind dafür verantwortlich. Man kann nicht die Stadt dafür verantwortlich machen, dass Einkaufswagerl in der Neuen Donau oder sonst wo versenkt werden. In Wirklichkeit ist nicht die Stadt dafür zuständig, dass das beendet wird. Besser wäre, wenn es Systeme gibt – und die Firma Hofer testet ein solches System gerade –, dass die Einkaufswagerl nicht aus dem Geschäftsbereich entfernt werden können. Das wäre ein vernünftiger Weg!

Sie wollen in Wirklichkeit mehr oder weniger eine Privatpolizei, einen Wachdienst oder Ordnungstruppen, wie wir heute schon gehört haben. Die ÖVP denkt schon über die spezielle Uniform nach. Wenn ich mir den einen Antrag genau anschaue, kann ich feststellen, dass die ÖVP interessanterweise sagt: Die „Waste Watcher“ sind, liest man das Wiener Reinhaltegesetz im Detail, die Keimzelle einer neuen kommunalen Ordnungstruppe. – Ich frage Sie: Wovon reden wir jetzt? Von einer Ordnungstruppe? 

Offensichtlich, Frau Stadträtin, haben Sie die Tür in Richtung Ordnungspolizei in dieser Stadt aufgemacht! (Zwischenruf von Abg Mag Wolfgang Jung.) Die ganze Zeit höre ich jetzt von der rechten Seite, dass wir in Wirklichkeit eine Stadtpolizei brauchen. – Jetzt haben Sie quasi eine Stadtpolizei beziehungsweise „die Keimzelle einer neuen kommunalen Ordnungstruppe“, wie Kollege Ulm das wahrscheinlich formuliert, und diese Leute sollen dann noch ein bisserl kostümiert herumlaufen, wahrscheinlich so ähnlich wie die Naturwacht in der Lobau, die alle ausschauen wie Klone von Otto König. Und die „Waste Watchers“ sollen jetzt wahrscheinlich mit einem orangen Overall bekleidet auftreten. 

Faktum ist: Wir lehnen diese Augenauswischerei ab, weil wir glauben, dass das nicht die Keimzelle einer besseren Hundstrümmerlbeseitigung ist, sondern die Keimzelle einer eigenen Ordnungspolizei in Wien. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort gemeldet hat sich Abg Dipl-Ing Stiftner. Ich erteile es ihm. 

Abg Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen und Herren! Einen wunderschönen guten Tag! (Der Redner hat eine Vorrichtung mit, auf welcher sich eine weiße, eine blaue und eine orange Kappe befinden. Abg Jürgen Wutzlhofer: Lei! Lei! – Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Wenn Sie jetzt etwas beunruhigt in Ihre Kalender schauen und wegen meiner Kopfbedeckungen glauben, Sie haben den Faschingsbeginn verschlafen, dann kann ich Sie beruhigen: Es ist dies ein ganz normaler Tag im normalen Politik- und Verwaltungsdschungel der Stadt Wien, sehr geehrte Damen und Herren! (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Wir haben hier heute einen Überwachungskörper namens „Waste Watcher“ zu beschließen. Es gibt aber gleichzeitig auch einige andere Überwachungskörper. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Wollen Sie sich bewerben?) Ich werde mich dann bewerben, ich weiß allerdings noch nicht, bei wem, ich muss mich noch entscheiden.

Zu den Kappen, die ich jetzt auf dem Kopf habe: Wissen Sie, wofür die blaue Kappe ist? – Diese Kappe tragen jene, die die Parkometerabgabe überwachen. Die weißen Kappen sind für jene, die den ruhenden Verkehr überwachen. Ein echt weltbewegender Unterschied! Und dann gibt es für die neue Eingreiftruppe noch orange Kappen, die offensichtlich – das sage ich, um Zwischenrufe gleich zu vermeiden – nichts mit einer politischen Partei zu tun haben.

Ich denke, allein an diesen Kappen sieht man, welch extremer Dschungel an Kompetenz-Wirrwarr hier gegeben ist, und dieser Kompetenz‑Wirrwarr sollte endlich beseitigt werden, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Um es Ihnen klar zu sagen: Wir begrüßen natürlich Ihren Gesetzesentwurf und werden diesem auch unsere Zustimmung erteilen. Wir wundern uns nur ein bisschen, was denn jetzt Ihre Beweggründe waren, nachdem wir das schon sehr oft gefordert haben. Jedenfalls schätze ich aber die Initiative der Umweltstadträtin wirklich, nun einen entsprechenden Überwachungskörper einzuführen!

Bisher haben wir dank der unermüdlichen Aufklärungsarbeit der Wiener Stadtregierung immer gehört, dass Bombay schmutziger ist als Rom, dass Rom weniger schmutzig als Neapel ist und dass Wien überhaupt das Beste vom Besten ist. Allerdings ist jetzt die wachsende Unzufriedenheit der Wienerinnen und Wiener mit dem Sauberkeitszustand in Wien auch mit angeblichen Umfragen nicht wegzudiskutieren. Sehr geehrte Damen und Herren! Ich weiß nicht, wie Sie diese Umfragen machen! Das, was man von der Bevölkerung direkt hört, klingt jedenfalls ganz anders!

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich kann Ihnen durchaus attestieren, dass Wien im Vergleich zu den Metropolen der Dritten Welt und gegenüber vielen Städten Südeuropas sicherlich eine saubere Stadt ist, keine Frage. Offensichtlich hat der Österreicher aber nun einmal eine etwas bessere Wahrnehmungsschwelle, auch was Unsauberkeit betrifft. Ich denke, auch das macht unsere Kultur aus. Dazu gehört auch, was wir von unserem Stadtbild erwarten und was wir unter Lebensqualität verstehen. (Zwischenrufe bei der SPÖ. – Abg Godwin Schuster: Haben Sie den Faden verloren?) Nein! Aber während ich kurz in meinen Unterlagen blättere, haben Sie Zeit nachzudenken! Das ist viel wichtiger, denn Sie sollten einiges hier auch wirklich umsetzen! (Beifall bei der ÖVP.)

Interessant ist, dass, wenn die ÖVP etwas vorschlägt, meist nicht sehr viel geschieht, dass man aber, wenn der Druck größer wird und man sich nicht mehr wehren kann, einiges davon dann doch umsetzt. Uns wird ständig unterstellt, dass alles gar nicht so ist, wie die ÖVP sagt, und wir von der ÖVP werden aufgefordert, nicht die Stadt krank zu jammern. Andererseits setzen Sie dann aber doch Maßnahmen und es freut uns, dass es da gar keinen Zwist zwischen uns gibt! Diesfalls reichen wir Ihnen die Hand und wollen Sie gern auf Ihrem Weg in Richtung Schaffung eines ordentlichen Ordnungsorgans in dieser Stadt begleiten! (Beifall bei der ÖVP.)

Nun darf offensichtlich sein, was vorher nicht sein durfte, und die Bestimmungen der Reinhalteverordnung sollen jetzt umgesetzt werden. Sie haben die Sache natürlich sehr geschickt gehandhabt und haben einen eigenen Begriff geschaffen, um gesichtswahrend zu wirken: Sie haben die Truppe „Waste Watcher“ genannt. Das finde ich durchaus kreativ, damit kann ich gut leben, denn uns ist ja wichtig, was inhaltlich geschieht, und nicht, welche Bezeichnung etwas hat.

Sehr geehrte Damen und Herren! In Summe wird damit das Verschmutzungsproblem aber noch nicht gelöst, sondern das ist bestenfalls ein erster Schritt beziehungsweise eine Halblösung.

Allerdings muss ich sagen, dass ich die bisherigen Reaktionen der Wiener GRÜNEN zu diesem Thema mit etwas Kopfschütteln zur Kenntnis genommen habe. Ich weiß nicht, wie andere Grün‑Parteien diesbezüglich denken, aber mir ist keine andere Grün-Partei in Europa bekannt, die Umweltverschmutzung wirklich als Kavaliersdelikt sieht und beispielsweise ungestrafte Schwarzplakatieraktionen et cetera in der Stadt weiterhin haben möchte. Kolleginnen und Kollegen von der Grünen Fraktion! Während ich früher der Ansicht war, dass die Grüne Fraktion zwischen einem ökologischen Lager und einem sehr linksideologischen Lager gespalten ist, muss ich meine Meinung jetzt dahin gehend revidieren, dass ich sage: Die GRÜNEN haben sich zu einer insgesamt sehr weit links stehenden Träumer‑Fraktion entwickelt, die offensichtlich nichts mehr mit einem bürgerlichen Rechtsstaat gemein haben möchte. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich halte es für sehr positiv, dass die SPÖ zumindest ein Stück des Weges mit uns geht und eine bestmögliche Überwachung und damit auch eine entsprechende Bewusstseinsbildung in der Bevölkerung vorantreiben möchte. Allerdings meine ich – wie ich schon eingangs gesagt habe –, dass es wichtig ist, hiefür ein Gesamtkonzept zu haben. Es ist wichtig, dass es eine Stadtwache gibt, die wirklich alles kontrolliert. Sehr geehrte Damen und Herren! Wir fordern daher weiterhin und nachhaltig die Einführung einer solchen Stadtwache in Wien! (Beifall bei der ÖVP.) 

Mein Kollege Dr Ulm wird im Nachhang noch einiges im Detail dazu ausführen. Es wurde jetzt schon viel gesagt und auch erläutert. Ich denke, es ist vor allem wichtig, den Damen und Herren von der SPÖ in Erinnerung zu rufen, dass die Aufsplitterung ein Ende haben muss.

Um noch ein paar Beispiele zu nennen: Kollege Maresch hat schon von der Naturschutzwacht gesprochen. Die Naturschutzwacht ist für das Wohlverhalten im Wald‑ und Wiesengürtel zuständig. Dann gibt es aber wiederum eine Kompetenzabtretung in Sachen der Grillplätze. Dort ist diese Aufgabe durch Grillwarte zu erledigen.

Und auch in Sachen Müllbekämpfung gibt es eine Aufteilung: Einerseits gibt es die mobile, rasche Einsatzgruppe, die motorisiert ist und kommt, wenn es irgendwo wirklich ein akutes Problem gibt. Und die jetzt ebenfalls motorisierten „Waste Watchers“ sollen Sauberkeitsverfehlungen ahnden. – Dabei frage ich mich zunächst, wie man denn aus einem Auto heraus eines Verunreinigers Herr werden möchte, der im Park ein Papierl fallen lässt oder die Hundstrümmerl seines Vierbeiners nicht mitnimmt. Hinzu kommt die Frage, ob man diese Kompetenzaufteilung in der Verwaltung wirklich zulassen möchte. Ich verstehe das nicht!

Meine Damen und Herren! Es sollte Ihnen nämlich zu denken geben, dass solche Doppelgleisigkeiten ein Charakteristikum von Kommunen sind, die nicht gut verwaltet sind. – Ich meine, es wäre wirklich ein Abspecken im Verwaltungs‑ und Überwachungsbereich nötig. Ich glaube, Sie brauchen in der Verwaltung nicht so sehr „Waste Watchers“, sondern vielmehr „Weight Watchers“! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Ulli Sima.)

Frau Kollegin Sima! Offenbar versuchen Sie jetzt, mit Zwischenrufen das Thema noch ein bisschen zu retten. Ich bin, wie gesagt, in dieser Sache ohnedies auf Ihrer Seite und helfe Ihnen gern, sich im Rahmen Ihrer Fraktion durchzusetzen. Sie müssen uns aber schon erklären, wie Sie eine solche „Waste Watcher“-Eingreiftruppe personell ausstatten wollen. Sie haben mir gesagt, dass es da keine zusätzlichen Personalaufnahmen geben wird, weil die MA 48 ohnedies genug Personal dafür hat. Ich habe die Leute noch nicht gesehen. Sie haben gesagt, dass 30 Personen aus dem Bereich des Abschleppdienstes rekrutiert werden, womit sie implizit zugeben, dass es offensichtlich ein bisschen zuviel Personal bei der MA 48 gibt, aber das ist ein internes Problem.

Insbesondere verwundert mich dabei Folgendes: 30 Personen sollen diese Patrouillen durchführen, und diese werden voraussichtlich pärchenweise unterwegs sein. Das ergibt nach Adam Riese 15 solcher Pärchen, wenn alle im Einsatz sind und keiner krank oder auf Urlaub ist. Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ! Wie diese 15 Pärchen in 23 Bezirken auch nur halbwegs plausible Überprüfungen vornehmen wollen, ist mir 
arithmetisch schleierhaft! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein Vergleich dazu: Wir haben heute 250 Überwachungsorgane im Bereich des ruhenden Verkehrs, die die Parkometerabgabe überprüfen. Das ist fast das Zehnfache. (Abg Godwin Schuster: Es sind mehr, es sind über 300!) Dann sind es eben mehr als 300! Damit bestätigen Sie mein Argument! Danke für diesen Zwischenruf! (Abg Godwin Schuster: Und Sie bestätigen damit, wie uninformiert Sie sind!) Wir haben nur ein Zehntel bei den „Waste Watchern“! Wenn Sie dort aufstocken, warum tun Sie es nicht auch bei jenen, die für die Verbesserung des Stadtbildes etwas tun könnten? 

Meine Damen und Herren! Ich frage mich auch, wie Sie das bei der EM handhaben wollen! Ich habe in einem Interview der Frau Stadträtin gelesen, dass sie jetzt schon eine Urlaubssperre verhängt hat. – Ich fürchte, für diese 30 armen Menschen, für diese „Waste Watchers“, die das überprüfen müssen, werden Sie nicht nur eine Urlaubssperre, sondern auch eine Schlafsperre verhängen müssen, wenn wirklich rund um die Uhr überwacht werden soll!

Damit man den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die Sache etwas vereinfacht und auch ermöglicht, dass sie in der Öffentlichkeit wahrgenommen werden, sollte auch für eine entsprechende Kleidung gesorgt werden. Ich bin nicht der Ansicht, dass hiefür Zivilkleidung das Beste aller Mittel ist, denn es soll ja, wie gesagt, auch die Wahrnehmung bei der Bevölkerung geben, dass entsprechend überwacht wird. Daher bringen wir, wie Kollege Maresch schon erwähnt hat, einen Antrag ein, dass wir die „Waste Watchers“ mit einer gut erkennbaren Uniform ausstatten wollen. Ich bitte Sie, diesen Antrag, der einer sofortigen Abstimmung zuzuführen ist, zu unterstützen. (Beifall bei der ÖVP.)

Zusammenfassend möchte ich sagen, dass offensichtlich der politische Druck letztlich für Sie zu stark geworden ist, nachdem wir dieses Thema weiterhin gespielt haben, sodass Sie jetzt eine Handlung gesetzt haben, um das Thema medial einmal loszuwerden. Eine echte praktische Umsetzung ist damit nicht verbunden, aber ich hoffe, dass diesbezüglich auch bei Ihnen eine entsprechende Bewusstseinsänderung eintritt und wir letztlich eine Stadtwache schaffen können.

Im Übrigen ist uns egal, wie Sie diese Gruppierung nennen wollen! Der Kreativität Ihres Presse- und Informationsdienstes und der anderen Pressesprecher und Marketingabteilungen möge diesbezüglich freier Lauf gelassen werden. Wir bestehen auf keinen Namen, Sie können gerne jeden Namen verwenden, den Sie wollen! Wichtig ist es, dass wir in der Sache weiterkommen! (Beifall bei der ÖVP.)

Aber kommen wir doch eigentlich zum Punkt: Wenn man sich heute anschaut, wie die Einführung dieser „Waste Watchers“ begründet wird, dann ist das schon ein wenig erstaunlich. Da wird gesagt: Unser Hauptproblem sind die Einkaufswagerl. – Ich will das nicht beschönigen, auch diese stellen ein Problem dar. Ein ganz wichtiges Problem ist aber natürlich der Hundekot. Dieses Thema steht schon seit Jahren zur Lösung an. Und ein weiteres Problem, das wir zu lösen haben, ist die illegale Sperrmüllablagerung. Letzteres betrifft nicht die breite Bevölkerung. Aber es sei zugestanden, dass es die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hier in Rage bringt, wenn sie am Vortag etwas weggeräumt haben und am nächsten Morgen schon wieder illegal abgelagerten Sperrmüll vorfinden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Worum geht es aber eigentlich wirklich in Wien? – Es geht darum, dass die Verschmutzung in dieser Stadt eklatant zugenommen hat. Und ich rede jetzt nicht von irgendwelchen Sonder-Spots, welche die Frau Stadträtin ja alle gut kennt, wie sie immer bekannt gibt, sondern es geht mir um die Orte, wo sich die normalen Menschen, die Bürgerinnen und Bürger, aufhalten, nämlich in den Parks und auf den Straßen, wo sich das Leben abspielt. Dort muss auch Sauberkeit einkehren, sehr geehrte Damen und Herren!

Es geht um den Hundekot, die Dosen, die Plastiksackerl. All das bietet einfach ein unschönes Bild in den Straßen, speziell auch in den Außenbezirken, und ich kann nicht akzeptieren, dass hier Kinder zwischen den Müllsammelinseln und den Hundekotbeeten spielen müssen. Das ist nicht nur inhuman, sondern das ist auch unhygienisch und gesundheitsgefährdend. Ich denke, da ist wirklich Handlungsbedarf gegeben!

Wenn Sie dann aber wie im Wielandpark versuchen, die Dinge in den Griff zu bekommen beziehungsweise zu korrigieren, dann stellt Ihnen das Kontrollamt leider auch kein gutes Zeugnis aus, denn dort haben Sie offensichtlich mehr Bäume zur Fällung bringen müssen, als eigentlich notwendig war, was eigentlich auch ein Zeichen ist, dass man dem Problem offensichtlich in vielen Bereichen recht hilflos gegenüber steht.

Auch in den Gemeindebauten keimt leider das eine oder andere Thema immer wieder auf, auch wenn sich StR Ludwig – was ich ausdrücklich erwähnen möchte – sehr bemüht, hier neue Akzente zu setzen.

Sehr geehrte Damen und Herren! In einigen weiteren Bereichen gibt es ebenfalls nach wie vor größere Probleme, Stichwort öffentliche Verkehrsmittel: Wir haben gestern und auch die Tage davor über die Gebührenerhöhungen, die Sie, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, zu verantworten haben, diskutiert. Ich weiß nicht, wie oft Sie mit der U-Bahn oder mit öffentlichen Verkehrsmitteln unterwegs sind. Jedenfalls sind aber die Unappetitlichkeiten, die man dort vorfindet, wirklich Haare sträubend! Ich kann mir nicht erklären, wie man einerseits die Gebühren, speziell den Einzelfahrschein, sehr teuer machen kann und andererseits nichts gegen die schlechte Qualität tut!

Ich denke, auch hier sind nicht wirklich zurückgelassene Zeitungen das störende Problem, sondern hier geht es darum, dass man sich oft gar nicht niedersetzen kann, weil Sitze verschmutzt oder Wände verschmiert oder mit Graffiti verunziert sind. Ich denke, auch da ist wirklich Handlungsbedarf gegeben, auch hier könnte ein solches kommunales Wachelement wirklich Abhilfe schaffen!

Sehr geehrte Damen und Herren! Betreffend den Sperrmüll in den Bezirken kann ich mir vorstellen, dass die Überwachungsorgane dazu beitragen können, das illegale Ablagern zu verhindern. Unser diesbezüglicher Vorschlag bezieht sich aber darauf, Frau Stadträtin, doch einmal bezirksweise Entrümpelungsaktionen im Sperrmüllbereich vorzunehmen, um das Thema rascher vom Tisch zu bekommen. Ich glaube, es hilft auch hier, wenn man eine Serviceeinrichtung schafft, damit man große Gegenstände – etwa ganze Wohnzimmer, wie Sie gesagt haben – abholen lassen kann. Ich denke, das wäre auch ein guter Ansatz! 

Ich darf also zusammenfassen: Werte Damen und Herren, Sie sehen, dass wir seitens der ÖVP das Reinhaltegesetz mittragen werden, und wir schätzen hier auch Ihre politische Beweglichkeit. Es gibt leider in vielen anderen Bereichen der Umweltpolitik nicht diese Flexibilität, aber ich hoffe, dass sie immer besser wird. 

Und ich wünsche mir, dass wir den nächsten Schritt setzen und eine solche Stadtwache gemeinsam einführen können. Sollten dem – und das ist vielleicht in dem einen oder anderen Punkt der Fall – verfassungsrechtliche Gegebenheiten heute noch entgegenstehen, seien es Landes-Verfassungsangelegenheiten oder auch solche der Bundesverfassung, so kann ich Ihnen versichern, dass wir gemeinsam sehr beruhigt die Zweidrittelmehrheit sowohl auf der Landes- als auch auf der Bundesebene sehr gut über die Bühne bringen würden und hier allenfalls bestehende Hürden beseitigen können, damit einem legistischen Durchbruch nichts mehr im Wege steht.

Ich bitte Sie, dass Sie einem solchen kommunalen Wachkörper nun auch zum Durchbruch verhelfen. Ich denke, was den Namen betrifft, sind wir flexibel. Eine Internationalität im Rahmen der EM schadet hier überhaupt nicht, und ob Sie in Zukunft dazu „Stadtwache" oder von mir aus auch „City Watchers" sagen, bleibt Ihnen überlassen. Wichtig ist, dass Sie das auch wirklich umsetzen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Valentin. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Es ist, denke ich, doch beachtlich, wenn wir uns zurückerinnern, was die Gesetzesvorlage eigentlich beinhaltet. Wenn ein unvoreingenommener, durch das Zuhören am letzten Tag noch nicht geistig geschädigter Bürger dieser Stadt, beziehungsweise eine solche Bürgerin, zuhören würde, würde er/sie wohl kaum glauben, dass diese Debatte sich auf das bezieht, was die Frau Stadträtin heute als Gesetzesvorlage eingebracht hat. Ich möchte noch einmal versuchen, es auf den Punkt zu bringen, bevor ich auf das eingehe, was meine drei Vorredner aus der Gesetzesvorlage ohne erkennbaren Anlass ableiten.

Zum einen: Wir haben es in Wien mit einer Stadt zu tun, über die auch die Bürgerinnen und Bürger – es wurde dies zuletzt im Juni dieses Jahres erhoben - zu zwei Dritteln sagen, dass hier eine hervorragende Sauberkeit vorhanden ist. 22 Prozent sagen sogar, dass in den letzten Wochen und Monaten eine merkbare Verbesserung in Wien eingetreten ist, und nur 12 Prozent sagen, dass es eine Verschlechterung gäbe. 

Wenn das das Merkmal einer Stadt der Dritten Welt ist, wenn das das Merkmal einer Stadt irgendwo in Südeuropa ist, wie sich ein Vorredner auszudrücken beliebte, dann, denke ich mir, dürften wir doch unterschiedliche Wahrnehmungsgrade entwickelt haben, und offensichtlich dürfte der Wahrnehmungsgrad über die Sauberkeit in der Stadt hauptsächlich auf den intellektuell verbrochenen Müll des letzten Tages zurückzuführen sein, aber wohl kaum auf Eindrücke, die man einfach beim Gehen durch die Straßen unserer Stadt gewinnt.

Die Frau Stadträtin hat in ihren einleitenden Worten zu Recht auf die vielen flankierenden Maßnahmen hingewiesen, flankierende Maßnahmen, die dazu beitragen - und wir haben diesbezüglich auch das Feedback der Wienerinnen und Wiener -, dass wir den Eindruck haben, dass in Sachen Sauberkeit eine weitere Steigerung möglich ist und erreicht wird. Die Frau Stadträtin hat darauf hingewiesen, dass es 200 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gibt, die zusätzlich für Sauberkeit sorgen. Sie hat darauf hingewiesen, dass es eine vernünftige logistische Zuordnung der Sauberkeitskompetenz bei der Magistratsabteilung 48 gibt. Sie hat darauf hingewiesen, was im Bereich der Möglichkeiten, Müll loszuwerden, verbessert wird. Sie hat darauf hingewiesen, was im Bereich des Hundekots alles geschieht. Unterm Strich ist das ein Maßnahmenpaket, das nicht nur dazu führt, dass sich in der Stadt Wien 20 Prozent mehr an Personal um Sauberkeit kümmert, es ist ein Paket, das mit guter Berechtigung die Prognose stellen lässt, dass in puncto Sauberkeit – einer Qualität, die in der Mercer-Studie im Übrigen sehr, sehr gut bewertet wird, wo wir neun von zehn Punkten bekommen, und die in der Mercer-Studie als einer der Bereiche angeführt wird, warum diese Stadt von den Wienerinnen und Wienern und vor allem auch von denjenigen, die in der Stadt als Internationale arbeiten müssen und dürfen, als Benefit, als Asset gesehen wird - dieser hohe Level weiter entwickelbar ist.

Und dann gibt es einen sehr pragmatischen Ansatz, würde ich meinen, nämlich den, dass man sich am Ende des Tages, wenn man all diese Maßnahmen verwirklicht hat, fragt, wenn es doch einen Restbestand von Menschen gibt, die sich trotz der Kampagne ... - und wenn die GRÜNEN und Kollege Maresch die Kampagnen einfordern, so muss ich sagen: Ich habe so im Ohr, auch von den anderen Parteien, aber ganz besonders auch von dir, Kollege Maresch, dass du uns in der Vergangenheit immer wieder vorgeworfen hast, dass wir zu viel an Kampagnen machen, dass wir zu viel nach außen wirken, dass wir da zu viel Geld ausgeben, dass wir da zu viel an Inhalten hineinpacken. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Ich hab' gesagt, schlechte Kampagnen macht ihr, nicht: zu viele!) – Es dürfte meine Wahrnehmung im Ausschuss an deiner Presseaussendung offensichtlich ein bisschen vorbeigegangen sein. Tatsache ist: Wenn du das jetzt einforderst, dann sagen wir danke schön! Wir fühlen uns bestätigt in dem, was wir machen! Die Frau Stadträtin wird sich bestätigt fühlen in dem, was sie tut, und wird noch weiter massiv die Fragen des sinnvollen Umgangs mit der Lebensumwelt, des sinnvollen Umgangs mit der urbanen Lebensumwelt in den Mittelpunkt ihrer Kampagnen stellen. Ich sage danke schön dafür. Es ist für uns ein Auftrag, wir werden das weiterhin und verstärkt wahrnehmen. Wir werden dich aber auch an deine heutigen Worte erinnern, wenn du das das eine oder andere Mal wieder kritisieren solltest.

Wenn wir am Ende des Tages - und da möchte ich jetzt wieder anschließen -, wenn all diese Maßnahmen gesetzt sind - und sie sind im Laufen, viele davon sind gesetzt -, dann feststellen müssen, dass es einen Restbestand an Problemfeldern gibt, nämlich, dass wir etwa am Montag in manchen Straßenzügen Wiens, vor manchen Problemstoffsammelstellen, in manchen Parks das Problem haben, dass es trotz massiver Intervention, trotz massiver Information Bürgerinnen und Bürger gibt, die noch immer meinen, es ist in Ordnung, wenn sie ihren Sperrmüll ablagern, dann sage ich Folgendes: In der Vergangenheit war es doch so - und deshalb verstehe ich auch den Hinweis von manchen nicht, dass es doch eine Reinhalteverordnung gibt, die die Exekutive zu berücksichtigen hat, denn es hat doch jeder von uns gewusst, dass in Wirklichkeit keine Strafe gedroht hat!; und ich denke, das Bewusstsein und das Wissen der hundert hier Sitzenden wird doch nicht ein völlig anderes sein als das der Bürgerinnen und Bürger -, dass man in Wirklichkeit unfallfrei und straffrei das Wohnzimmer – wie die Frau Stadträtin heute gesagt hat – oder auch den Eiskasten, was auch immer, auf die Straße stellen konnte. Und allein die Tatsache, dass das jetzt nicht mehr möglich ist, und allein die Tatsache, dass die Polizei, die früher auch nach außen hin dokumentiert hat: Darum kümmern wir uns nicht!, ... - Übrigens: Wer ist denn dafür verantwortlich, dass uns 700 bis 1 000 Polizisten in Wien fehlen? (Abg Dipl-Ing Roman Stiftner: Alle Planstellen sind besetzt!) – Das kann doch nicht so sein, wenn selbst Ihr eigener Minister darauf hinweist, dass sie fehlen! Also ich denke mir: Kann das dieselbe Partei sein, die heute die Stadtwache fordert?! (Abg Dipl-Ing Roman Stiftner: Da haben Sie nicht zugehört!) Das kann doch wohl nur ein Irrtum sein.

Also, wie gesagt: Die Partei, die dafür verantwortlich ist, dass es die Polizei nicht gibt, die die Reinhalteverordnung exekutiert ... (Abg Dipl-Ing Roman Stiftner: Alle Planstellen sind besetzt!) – Alle Planstellen? - Ich denke mir, vielleicht könnte Kollege Stiftner als Pressesprecher ins Büro des Herrn Innenministers wechseln! Aber ich glaube, nicht einmal dieser behauptet das mehr ernsthaft. Und der von Ihnen doch sehr geschätzte Vizekommandant Wiens, - oder wie auch immer der Titel genau lautet – Mahrer, sagt auch ganz deutlich, es fehlen 700 oder 750. – Man kann über diese Zahl reden, vielleicht sind es sogar 800. 

Also wie auch immer: Sie waren dafür nicht verantwortlich. Oder doch? - Ich weiß es nicht. Jedenfalls Sie fordern jetzt die Stadtwache.

Ich denke mir: Allein die Tatsache, dass es jetzt ein Organ der öffentlichen Aufsicht gibt, das so etwas ahnden könnte und das auch tatsächlich physisch vorhanden ist, schafft eine andere Situation. Jetzt wird die Bürgerin/der Bürger, die/der das tut, zumindest wissen, dass sie/er nicht nur etwas Falsches tut, sondern dass es auch jemanden gibt, der das sehen könnte und auch ahnden würde. Und ich denke mir, das ist die Veränderung: Dass es vormals totes Recht war, das nicht exekutiert worden ist, und nun sehr pragmatisch - wir und auch die Frau Stadträtin sehen das sehr leidenschaftslos, sie interpretiert da nicht irgendetwas hinein - ein Organ geschaffen wird, das endlich kontrolliert. So, wie die Fahrkarten in der Tramway kontrolliert werden, weil man sich eben in der Tramway eine Fahrkarte kauft, kontrollieren diese Organe, dass man Müll, den man nicht auf die Straße wirft, auch tatsächlich nicht auf die Straße wirft. Und damit basta! 

Und da gibt es ein immens großes Programm von Leistungen, von Maßnahmen der Stadt, mit sehr viel Geld - und dann gibt es ein kleines Segment, das wir legistisch heute lösen, nämlich, dass wir das in der Stadt auch selbst strafen dürfen. Denn auch nach den vielen Maßnahmen, nach den Ermahnungen, nach der Information könnte am Ende des Tages jemand doch sagen: Ich tue mir nichts an, ich schmeiß' das einfach weg! - Und in Wirklichkeit reparieren wir heute hier etwas, das jene Partei, die uns gute Ratschläge dahin gehend gibt, dass wir eine Stadtwache einführen sollen, verschuldet hat! Denn ich denke mir, auch die Polizei würde das beobachten und ahnden, wenn es halt die knapp 1 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mehr in Wien gäbe, die laut Ihrem eigenen Minister tatsächlich fehlen. (Abg Robert Parzer: ... die Polizei entlasten!) - Ich brauche nicht etwas zu entlasten, wenn es dort festgeschrieben ist! (Abg Dipl-Ing Roman Stiftner: ... ein kommunaler Ordnungsdienst!)

Ich denke mir, meine Damen und Herren von der Österreichischen Volkspartei, die verzweifelten Versuche des Herrn Bürgermeisters, Ihnen zu erklären, dass in der Verfassung Rechte und Pflichten in Österreich zugeteilt sind, dürften auch nach dem dritten Anlauf nicht wirklich gefruchtet haben, denn die Frage, die Sie grundsätzlich ansprechen, betrifft die Bundespolizei, die nicht „Landespolizei" heißt. – Den Vorschlag Wiens: Gebt uns die Polizei, sie würde dann besser arbeiten!, haben Sie ja nicht berücksichtigt. Also die Polizei heißt ja nicht „Landespolizei", sondern „Bundespolizei", und sie gehört nun einmal verfassungsmäßig dem Bund. Sie gehört zu den Aufgaben des Bundes, und es ist ein Versäumnis - über Jahre hinweg - Ihrer Minister und Ministerinnen, dass sie diesen Bereich ausgehungert haben, dass sie die öffentliche Ordnung, die Sicherheit Wiens riskiert haben, um einfach Geld einzusparen. Das muss man offen und klar und deutlich sagen. Das ist eine andere Geschichte, aber hier ist deutlich das Versäumnis bei Ihnen zu orten - und Sie werden mit diesem Versäumnis leben müssen, und Sie werden sich das auch immer wieder vorwerfen lassen müssen. (Beifall bei der SPÖ.)

Wir machen also heute hier einen klaren Schritt vorwärts in Sachen Sauberkeit der Stadt. Es ist ein Segment, ein legistisches Segment, das heute hier geordnet wird - nicht mehr und nicht weniger. Und wenn dann Herr StR Herzog, der offensichtlich auf seine Rede gegen die Demokratie jetzt auf einen Drink gegangen ist ... (Abg Kurth-Bodo Blind: Das schreib' ich ihm auf!) - Schreiben Sie es ihm auf! Wenn er lesen kann, dann wird er das sicherlich auch lesen können. (Abg Kurth-Bodo Blind: Geh, bitte!) Aber doch! (Abg Kurth-Bodo Blind: Das ist ja wirklich tief! Genieren Sie sich!) 

Also, wenn Herr StR Herzog heute diese legistische Vorlage zum Anlass genommen hat, sein weites Herz für Demokratie vor uns auszubreiten, dann ist das seine Sache, aber ich möchte darauf schon schüchtern anmerken: Das demokratische Recht, auf die Straße zu gehen, seine Meinung kundzutun, vis-à-vis der Frage zu sehen, ob jetzt der Bäcker ums Eck zwei oder drei Kipferl verkauft?! - Und dann wird jemand abgeschätzt haben, was mehr wert ist: das dritte Kipferl oder ein demokratisches Recht. Und Herr StR Herzog hat das tatsächlich – ich habe es mitgeschrieben - so gemeint: Dass man sich anschauen muss, ob Demonstrationen dann gerechtfertigt sind, wenn sie den Geschäftsgang eines Geschäftes beeinträchtigen! - Also ich stelle mir das vor: Wenn dann jemand mit der Geisteshaltung des Herrn StR Herzog dort sitzt und beurteilt, welche Demonstrationen nun einen Geschäftsgang einer Straße stören oder nicht.

Also irgendetwas, denke ich mir, hat er in der Verfassung, auf die er seinen Eid geleistet hat, nicht gelesen, nicht mitbekommen, nicht registriert, nicht verinnerlicht. Zumindest steht er damit im Widerspruch. Wie er das macht, weiß ich nicht. Ich denke mir nur, es ist beachtlich: Es ist beachtlich, dass ihm das heute hier einfällt, aber es ist noch viel beachtlicher und beängstigender, dass es ihm überhaupt einfällt. Und ich denke mir, eine Partei, die so etwas denkt, sollte sich überlegen, was sie eigentlich tut und welche Signale sie setzt. Jedenfalls denke ich mir, dass das Abwägen von Geschäftsinteressen gegenüber demokratischen Grundrechten ein zumindest widerliches ist und von uns Sozialdemokraten in keinster Weise getragen wird. (Beifall bei der SPÖ.)

Man soll auch nicht so tun – dies ist jetzt an beide bürgerlichen oder rechtsbürgerlichen Parteien, egal, wie sie sich jetzt ansiedeln wollen, gerichtet -, als ob Stadtwache und Ordnungsdienst in Deutschland eine Erfolgsstory wären. Das wird von vielen ganz anders gesehen. Den Blockwart auf Rädern, der da so durch die Hintertür gefordert wird, mit Gelblicht und weiß der Teufel was allem, als Ziel zu sehen, ist schon ein bisschen problematisch, denke ich mir. Und die Bürgerinnen und Bürger in Deutschland und viele Kommunen haben sich entschlossen, das nicht zu machen, weil sie gesehen haben, wozu das führt: zu schlecht ausgebildeten, mit Amtskappel-Mentalität ausgestatteten Hilfs-Sheriffs, die durch die Straßen ziehen und Bürgerinnen und Bürger zur Ordnung mahnen. - Das mag Ihr Bild einer urbanen Welt sein, unseres ist es jedenfalls nicht. Und gerade die „Waste Watchers“ sind ein schlechtes Beispiel dafür: Die gehen in die genau andere Richtung. Und wir sind stolz darauf, dass wir nicht Ihrem Weg folgen, sondern dem Weg, den die Frau Stadträtin heute in der Gesetzesvorlage vorschlagen wird. (Beifall bei der SPÖ.)

Deshalb wird es auch kein Zufall sein und Sie nicht erstaunen, dass wir Ihren Anträgen, die gerade diesen falschen Weg einschlagen würden, nicht folgen können. Und ich denke mir, dass das Bild des Kollegen Stiftner, der, zumindest was die Anordnung und die Größe der Kubatur der Kapperl betrifft, ein - ich weiß nicht - wasserkopfartiges Modell eines Ordnungsdienstes - oder einer Stadtwache, wie auch immer er es nennen mag – vor sich herschleppt, deutlich zeigt, wohin es führt. Ich denke mir, das visuelle Bild war abschreckend genug, als dass man ihm da folgen würde. (Abg Heinz Hufnagl: Janusköpfigkeit war das! – Abg Dipl-Ing Roman Stiftner: Das soll die Komplexität dieser Überwachungsorgane aufzeigen!)

Komplexität gegen Janusköpfigkeit - ich weiß nicht, wo ich mich da hinentwickeln würde. Ich denke mir, wir sollten das intellektuell gemeinsam aufarbeiten, falls es da einen Background geben sollte.

Meine Damen und Herren! Last but not least: Wir haben hier heute von der Frau Stadträtin eine Reihe von Maßnahmen präsentiert bekommen, die kausal mit dem finalen Endstück, das wir heute legistisch zu beraten und zu beschließen haben, zusammenhängt. Es ist ein sehr kompaktes, ein sehr verantwortungsvolles Konzept, das den Wienerinnen und Wienern etwas sicherstellen soll, was sie jetzt schon haben, nämlich die Sauberkeit und die Lebensqualität in dieser Stadt, und ich ersuche Sie, dieser Gesetzesvorlage zuzustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Blind. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Herr Kollege Valentin! Ich glaube, der Ausrutscher, den Sie da in Bezug auf StR Herzog gemacht haben – so etwas ist nicht notwendig. Ich glaube, jeder, der hier im Haus ist, wird schon lesen, schreiben und begreifen können. Sie müssen sich ja als Sozialdemokrat nicht in alle Situationen eines Freiheitlichen hineindenken - das verlangt ja von Ihnen niemand -, aber ich glaube, Sie haben es nicht notwendig zu sagen: Na, ob der das lesen kann, ob er es behirnen kann, ob er es verstehen kann, ob er es verinnerlicht? - Ich glaube, diese persönlichen Angriffe haben wir alle miteinander nicht notwendig. Es tut mir leid, dass Sie das offensichtlich anders sehen. 

Recht haben Sie, Herr Kollege Valentin, wenn Sie sagen: Wien ist sauber, wenn man an südliche Regionen denkt. - Wahrscheinlich denken Sie da an den Balkan, wahrscheinlich denken Sie an den Orient. Ich war unlängst in Gambia, und wenn man von Gambia zurückgeflogen kommt, dann ist Wien natürlich sauber. Da haben Sie vollkommen recht. In Gambia ist es durchaus üblich, bei einem ... (Abg Mag Rüdiger Maresch: Wieso waren Sie in Gambia?) Ich habe ja gesagt: Ich kam von einem Urlaub zurück. - Spreche ich so leise? Gut, dann mache ich es lauter. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Nein, ich hab' nur gefragt - das ist ja interessant!)

Wenn man von Gambia aus dem Urlaub zurückkommt, wo flussaufwärts das Klosett liegt und flussabwärts im Gambia-Fluss das Besteck und die Teller gewaschen werden, dann muss man sagen, da haben Sie schon recht: In südlichen Regionen herrscht ein anderer Sauberkeitsbegriff. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Sie waren Dritte Welt schauen, oder was?) - Schauen Sie: Was ich schaue, das werden Sie nicht kommentieren.

Jetzt war ich gerade auf einer Nordlandreise. Wenn man von einer Nordlandreise zurückkommt, dann schaut es auch mit der Sauberkeit von Wien ein bisschen anders aus. Daher: Sauberkeit ist eine relative Sache, und Sie haben schon recht - Sie haben es ja festgestellt -, dass man, wenn man aus südlichen Regionen kommt, Wien als sauber empfindet. (Abg Erich Valentin: Das ist eine Unterstellung gegenüber einem Vorredner!) - Na, was haben Sie denn gesagt? Sagen Sie es noch einmal, dann brauchen wir es nicht nachzulesen! Wie war das mit den südlichen Regionen? (Abg Erich Valentin: Das ist halt das Problem: Zuhören wollen ...!) - Gut, ich werde es nachlesen und werde es Ihnen das nächste Mal auf den Tisch legen. Sie haben ja gesagt: Wenn man an die südlichen Regionen denkt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir, die Wiener Freiheitlichen, sind prinzipiell für jede Aktion, die Sicherheit, Ordnung und vor allem die Sauberkeit in dieser Stadt stärkt. Da gibt es keinen Zweifel! Daher stimmen wir diesem neuen Reinhaltegesetz zu. Man will endlich das Richtige, aber meines Erachtens sind die Mittel, die Methode nicht sehr zielführend. Die extreme Linke fürchtet sich vor Ordnung und Sicherheit (Zwischenruf bei den GRÜNEN) - ja, Sie haben es ja verlautbaren lassen, dass Sie sich fürchten vor dieser Truppe oder Gruppe! -, aber keine Angst: Diese 30 Mann der MA 48, die die Müllsammelzentren abfahren und dort vielleicht ein bisschen abstrafen, werden Wien nicht wirklich sauberer machen. 

Ich bin der Meinung, dass wir ein Ordnungsorgan in dieser Stadt brauchen, nämlich einen städtischen Ordnungsdienst - oder wie auch immer Sie es nennen wollen. Dieser sollte ähnliche Kompetenzen wie vielleicht das Dezernat Sofortmaßnahmen haben. Bedauerlicherweise ist das Dezernat Sofortmaßnahmen keine Behörde. Wir sollten eine Konzentration - das haben ja schon etliche Vorredner von mir gesagt - der verschiedenen Kontrollorgane herbeiführen. Es ist einfach nicht wirtschaftlich und nicht effizient, wenn jeder, der kontrolliert, gerade das, was er sieht, nicht kontrollieren darf. Es wäre besser, wenn ein Organ da wäre, das mehrere Kompetenzen in sich vereinigt. Es ist auch sicher falsch, den Bediensteten der MA 48, die bei der Wiener Bevölkerung äußerst beliebt sind, jetzt quasi eine Polizeifunktion umzuhängen. Ich halte es nicht für gut, dass man gerade die 48er mit diesen Aufgaben betraut.

Zum Dezernat Sofortmaßnahmen: Was darf das? - Das Dezernat Sofortmaßnahmen innerhalb der Magistratsdirektion Krisenmanagement und Sofortmaßnahmen unterstützt Bürger rasch und unbürokratisch - von der Ersatzwohnung für die Opfer von Brandkatastrophen über die rasche Intervention bei Lärmbelästigung oder illegaler Müllablagerung bis hin zu sozialen Problemen. Das heißt, auch hier wäre die Möglichkeit gewesen, dieses Dezernat Sofortmaßnahmen auszubauen. Man müsste es natürlich zu einer Behörde erklären. – So weit, so gut.

Jetzt zum neuen Gesetz: Was - und da frage ich die Frau Stadtrat - ist daran so sensationell neu, an diesem Reinhaltegesetz? - Außer dass jetzt seitens der Stadt Wien mittels „Waste Watchers" gestraft werden darf, ist alles Wesentliche schon in der Reinhalteverordnung enthalten! Dort sind ja ebenfalls Verwaltungsstrafmaßnahmen und Verwaltungsstrafen vorgesehen. - Genützt hat es bis heute nichts. Wir hoffen, ... (Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Ulli Sima) - Ja, aber die Leute, und zwar diese 30 Mann, die ja offensichtlich bei der MA 48 jetzt ohnedies vorhanden sind, die hätten ja auch auf die Straße gehen dürfen, es hätte sie ja niemand daran gehindert, ... (Neuerlicher Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Ulli Sima) - Jedermann darf Missstände anzeigen! Jedermann darf das! Und die 30 Mann von der 48er hätten ja auch auf die Straße gehen dürfen und hätten sagen können: Bitte, da ist die Reinhalteverordnung! Bitte schön, ich zeige Sie an! - Das wird doch einem jeden unbenommen sein. Das darf ich auch. Also, anzeigen darf man schon! 

Und die 30, die offensichtlich am Schreibtisch eingeschlafen sind - ich weiß ja nicht: haben die früher nichts gemacht? -, ... (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Es sind 200 Zusätzliche, und davon 30 werden dafür verwendet!) – Nein, nein, so haben Sie es nicht publiziert! Sie haben gesagt: Für das Mistkehren nehmen wir etliche auf, und die 30 haben wir eh schon! - Sie haben nicht gesagt, die 30 ... (Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Ulli Sima.) - Nun gut, diskutieren wir darüber. Stimmt das also nicht? - Wir werden darüber diskutieren.

Ich bin der Meinung, Sie haben gesagt - ich kann es ja dann hier herauslesen, das ist ja nicht sehr schwer, ich kann es Ihnen vorlesen -, die 30 haben Sie eh schon. Sie sagen also, dass die 30 zusätzlich aufgenommen werden? - Okay, werden sie halt aufgenommen.

Die Reinhalteverordnung hat ja jetzt schon im § 1 Abs 1 gesagt, was man alles machen darf:

„Das Verunreinigen von im öffentlichen Gut stehenden Grundstücken, insbesondere der Straßen und Plätze, Gehwege, Unterführungen, Brücken, Straßenböschungen" und, und, und, „sowie von in öffentlichem Eigentum stehenden Einrichtungen - Geländer, Lichtmaste, Schaltkästen usw - durch Schutt, Erde und Aushubmaterial, Hauskehricht ..." - da war der Hundekot ohnehin schon dabei – „durch Ausgießen von Flüssigkeiten, durch faulende oder fäulniserregende Substanzen sowie durch Stalljauche oder Unrat ist verboten." 

Das heißt, niemand hätte die 48er daran gehindert, die 30 Mann hinauszuschicken. Hätten Sie sie doch schon vor ein paar Jahren aufgenommen! Hätten Sie doch 30 Leute aufgenommen und diese 30 Leute hinausgeschickt! - Hier in der Reinhalteverordnung haben Sie die Möglichkeit: „durch faulende oder fäulniserregende Substanzen", und das sind Hundstrümmerl! - Da hätten ja diese Leute anzeigen können! - Sie haben es nicht gemacht.

Jetzt aber wird sensationell erklärt: Jetzt haben wir ein Reinhaltegesetz, jetzt wird es wunderbar! – Es wird natürlich nicht so wunderbar und auch nicht so gruselig-gefährlich, wie die Linksextremen es erwarten. Die werden schon nicht so streng strafen.

„Das Verunreinigen von Grundflächen und Einrichtungen im Sinne des Abs 1 mit Farbe und sonstigen färbenden Stoffen sowie durch unbefugtes Bekleben ist gleichfalls verboten." - Das Wildplakatieren war ewig verboten! 

Und wenn Sie sagen, dass diese Reinhalteverordnung wirkungslos war, dann muss ich Ihnen eines sagen: Dann haben Sie halt das Reinhalten von in Privateigentum stehenden Gebäuden, Höfen und Grundstücken im Reinhaltegesetz vergessen! Denn das Reinhaltegesetz bezieht sich ja nur auf §§ 1 und 2 der Reinhalteverordnung. Und all das, was dann in §§ 4 und 5 und so weiter drinnensteht – „Reinhaltung von im Privateigentum stehenden Gebäuden, Höfen und Grundstücken" -, das ist zwar in der Reinhalteverordnung drinnen, aber wenn Sie sagen, die Reinhalteverordnung ist ohnedies für nichts, dann ist eigentlich das, was da hinten in §§ 4 und 5 der Reinhalteverordnung steht, totes Recht. Das ist natürlich auch sehr bedauerlich, dass Sie totes Recht zur Kenntnis nehmen und im Reinhaltegesetz nicht schauen, dass totes Recht zum Leben erweckt wird.

Die Reinhalteverordnung hat nicht viel gebracht. Das Reinhaltegesetz wird bei der gewählten Überwachung auch nicht besonders effizient werden. 

Sie sagen, beziehungsweise im Reinhaltegesetz auf dem Umschlag steht: „Die Regelung stellt ein weites Spektrum von Verunreinigungshandlungen im öffentlichen Raum unter verwaltungsrechtliche Strafdrohung" - das ist nichts Neues gegenüber der Verordnung – „und bietet die Möglichkeit einer raschen und effizienten Ahndung." - Das glaube ich Ihnen nicht! Das haben Ihnen die Vorredner erklärt: Diese 30 Mann, paarweise auftretend, sind 15 Paare, die durch Wien fahren. Also, wenn das effizient ist, dann werden wir eine neue Begriffsbestimmung brauchen, was „effizient" ist. Meines Erachtens kann es ineffizienter gar nicht sein. 

Dann steht hier aber - und da sind die Sozialisten immer gut -: „durch neu eingerichtete Organe der öffentlichen Aufsicht" – Hauptsache, wir haben neue Organe, neue Bedienstete! Aber, mein Gott, was werden denn die in Wirklichkeit bewirken können? - Ich fürchte, nicht allzu viel. 

Wir haben dann in § 2 Abs 3 des Reinhaltegesetzes: „Einrichtungen im Zuge einer Straße, wie insbesondere ..." – Dann ist das aufgezählt, nur: Man hat beim Insbesonderen halt die Schaltkästen, die Lichtmaste, die Bänke, die Zäune, die in der Reinhalteverordnung 1982 in § 1 definiert sind, im Reinhaltegesetz nicht definiert. Wir erlauben uns, dahin gehend einen Zusatzantrag einzubringen. 

Was uns auch nicht gefällt, ist § 2 Abs 8, und zwar der Verursacher. Im Reinhaltegesetz ist als Verursacher der kleine Plakatierer gemeint, und zwar der, der dann zum Handkuss kommt, falls er von diesen „Waste Watchers" erwischt wird. Aber der ist ja eigentlich nicht derjenige, der ursächlich schuld daran ist, dass dieses Wildplakatieren in Wien stattfindet. Wir schlagen daher eine textliche Änderung vor - ich habe Ihnen diesen Abänderungsantrag schon gegeben. Wir schlagen vor, dass nicht nur der Verursacher, also derjenige, der das Plakat irgendwo auf einen Schaltkasten oder auf einen Lichtmast klebt, gestraft werden soll, sondern es gehört eigentlich der Auftraggeber bestraft oder der Begünstigte. 

Wir stellen uns das ähnlich wie bei einer Anonymverfügung vor: Wenn einer zu schnell fährt, wird ja auch zunächst einmal die Anonymverfügung dem Autobesitzer, dem Eigentümer zugestellt. Und wenn der sagt, ich war es nicht, dann kommt es zu einer Anzeige. Wenn der Eigentümer sagt, das habe ich Herrn Maier geborgt, dann ist eben Herr Maier dafür verantwortlich, dass er zu schnell gefahren ist oder sonst irgendein Delikt begangen hat. - Und so ähnlich soll es auch beim Wildplakatieren werden. Da müssen wir uns halt irgendwo Gesetzesänderungen vorstellen, dem Bundesgesetz entgegenstellen. Da werden wir halt schauen, dass wir mit dem Bund eine Einigung erzielen, denn es kann ja nicht so sein: Der kleine Plakatierer bleibt über - der ist meistens mittellos -, und die Werbemittelfirma, die sich überhaupt nicht darum kümmert, wo dieser arme Hund seine 500 Plakate in der Stadt aufklebt, hat den Verdienst. Der Auftraggeber hat seine Reklame in der Stadt verteilt - und über bleibt der wirklich Ärmste. 

Gänzlich anderer Meinung als die Frau Stadtrat sind wir bezüglich Erkennbarkeit und Uniformierung. Wir meinen, es ist schon ganz gut, wenn man die Leute von Weitem erkennt, dass die Leute nachdenken. Das ist ungefähr wie bei der Radarbox: Man kann ein Radar so hinterhältig machen, dass man sagt, man stellt sich irgendwo auf der Autobahn hin, auf einer Ausbuchtung, und schaut: Ah, wer fährt da zu schnell?, und dann haben wir halt irgendeinen abkassiert. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Haben Sie vielleicht bezahlt, Herr Kollege?) Das bringt aber psychologisch nicht sehr viel.

Sehr gut ist hingegen die Radarbox auf der Grünbergstraße. Die kennt jeder. Aber Sie werden es nicht glauben - ich fahre öfter da runter, ich fahre fast täglich -: Die Leute kommen doch auf die Idee zu sagen: Ah, da steht die Radarbox, in Wirklichkeit sollte ich eigentlich bremsen!, und sie tun es zumal auch, und es kommt irgendwann ins Gehirn hinein, dass man sagt: Wir sind in einem Stadtgebiet, da gehört eben eine gewisse Tempobeschränkung! - Und die Radarbox macht den Autofahrer darauf aufmerksam. Und wenn dieser noch immer stur und dumm genug ist und angesichts der Radarbox sein Tempo noch immer nicht drosselt, dann ist es ja nur gut, dass er gestraft wird. - Und wenn einer so einen „Waste Watcher“ sieht und glaubt, er muss noch immer seinen Dreck auf die Straße schmeißen, dann soll er ja zu Recht bestraft werden! Das heißt, eine gewisse Erkennbarkeit würde uns durchaus gefallen. 

Das heißt, wir sind der Meinung, der Ordnungsdienst sollte allein durch sein Auftreten die Verschmutzung und die Unordnung hintanhalten. Wir wollen nicht auflauern, sondern wir wollen präventiv wirken. 

Völlig anderer Meinung sind wir auch zur Meinung der MA 48 in der Broschüre „Perspektiven", Heft Nummer 3/4 aus 2007, auf Seite 74. Darin wird behauptet, dass sich In- und Ausländer beim Problemkreis Müll, Mülltrennung und Sauberkeit ähnlich verhalten. - Die tägliche Beobachtung zeigt, dass dem leider nicht so ist! - Sicherlich können wir die Kulturunterschiede nicht gänzlich überwinden, so heißt es, müssen uns aber als Stadt umso mehr anstrengen. 

Dass Wien aber derzeit einer Balkanisierung und auch einer Orientalisierung unterliegt, ist wohl schwer zu leugnen. (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN. – Abg Mag Rüdiger Maresch: Meinen Sie das ernst?) Und der schlagendste Beweis dafür, dass wir dieser Balkanisierung unterliegen, ist ja dieses Gesetz! Früher haben wir das alles nicht notwendig gehabt. Früher war Wien wirklich angenehm, was die Lebensqualität betrifft. Und wie hat es schon früher geheißen in einem alten Spruch? Früher hat es geheißen: Am Rennweg beginnt der Balkan. - Ich kann Ihnen sagen, jetzt beginnt der Balkan leider schon in Hadersdorf! (Zwischenrufe der Abgen Mag Alev Korun und Mag Rüdiger Maresch.)

Ja, ich lebe dort, und wir spüren es ja! Gehen Sie einmal in einen Park in Penzing: Früher war in Penzing Sauberkeit - heute heißt es meistens, der Park ist besetzt; als geborener Wiener traut man sich da ohnedies schon kaum hinein. Und ich freue mich schon auf die „Waste Watchers“, die in den Reinlpark gehen und dort einem, der auf der Parkbank sitzt und einen Haufen Sonnenblumenkerne, die er schon alle ausgespuckt hat, neben sich liegen hat, sagen: „Lieber Herr, 36 EUR - oder Sie müssen Ihren Haufen, den Sie da ausgespuckt haben, wieder einpacken!“

Darauf freue ich mich schon, und ich wünsche dieser „Waste Watcher“-Truppe viel Erfolg, damit endlich Wien wieder sauber wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr. 

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hohes Haus! 

Wien ist im Großen und Ganzen sehr wohl eine saubere Stadt. (Abg Kurth-Bodo Blind: Wenn man aus dem Süden kommt!) Es gibt allerdings drei Problembereiche, und diese drei Problembereiche möchte ich kurz erwähnen. Der eine ist zweifelsohne ... (Abg Mag Rüdiger Maresch: Was heißt denn das, Kollege Blind: „wenn man aus dem Süden kommt"? Meinen Sie das ernst?) - Ich würde meinen, man sollte dem ganz einfach keine Beachtung schenken. Es gibt ein gewisses Niveau in diesem Haus, das sollte man wahren. Und verbaler Smog, egal, woher er kommt, kann durchaus ignoriert werden. (Beifall bei den GRÜNEN und von Abgeordneten der SPÖ.)

Es gibt im Großen und Ganzen sehr wohl, wie gesagt, Problembereiche. Einer davon ist der Hundekot. Der zweite ist Müll, der immer wieder in Parks zurückgelassen wird. Und der dritte Problembereich hat etwas zu tun mit der mangelhaften, teilweise auch falschen Mülltrennung. Wobei ich der Ansicht bin, bei diesem letzten, dritten Problembereich gibt es durchaus auch Verantwortung seitens der Stadt: im Zusammenhang mit der Bereitstellung von ausreichenden Möglichkeiten, um das auch bewältigen zu können. Das ist allerdings ein Problembereich, auf den ich jetzt nicht eingehen möchte. Darüber können wir und sollen wir ein anderes Mal reden. 

Tatsächlich das größte Problem in der Stadt ist und bleibt die Hundekot-Problematik. Und die Frage, die man sich stellen muss, ... (Abg Mag Wolfgang Jung: Wenn wir keine größeren Probleme hätten, ...! – Zwischenruf von Abg Kurth-Bodo Blind.) - Schauen Sie, Herr Blind: Sie wohnen im balkanisierten Hadersdorf. - Ist okay. Ich verstehe Ihr Problem. Wirklich, es nimmt mich mit! Ich leide wirklich mit Ihnen mit. Es muss unerträglich sein, in Hadersdorf zu leben! Ich verstehe das. Ist okay. Und jetzt seien Sie bitte kurz ruhig und lassen Sie mich reden. Ich habe ganz einfach keinen Bock auf diesen Schwachsinn! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Wir reden über ein Problem, das ganz Wien betrifft und das durchaus ernst zu nehmen ist, und das ist, dass es tatsächlich in dieser Stadt streckenweise nicht möglich ist, spazieren zu gehen, ohne dass man mit dem Fuß in Hundewürsteln steckt. Und diese Hundewürsteln machen im Übrigen nicht nur die Hunde der Ausländer, die machen auch die Hunde der Inländer. Hunde haben nämlich Besitzer. Diese Besitzer sind manchmal aus dem Ausland und manchmal aus dem Inland. Manchmal sind sie falsche Wiener, manchmal sind sie echte Wiener. Ich hoffe, wir wollen jetzt auch nicht über ausländische und einheimische Hunde diskutieren. Es geht um Hunde - auch meinen Hund, Ihren Hund womöglich. Ich weiß nicht, wie viele hier im Haus einen Hund haben. Alle machen Würstl. Und das Thema ist nicht das Würstl, sondern wir diskutieren darüber, ob das Herrchen und das Frauchen - ungeachtet der Herkunft, ob Südländer oder Inländer - bereit sind, ein Sackerl auszupacken und das Würstl zu entfernen. Einigen wir uns darauf? – So. Und darüber reden wir. 

Und wir reden, weil es offenbar in dieser Stadt einige tausend Herrchen und Frauchen gibt, die nicht bereit sind, das Hundewürstl zu entfernen, über die Frage: Was ist zu tun, damit wir in dieser Stadt spazieren gehen können und endlich auch den Himmel betrachten können - was ja bekanntlich in Wien nicht möglich ist, denn wer hinauf schaut und nicht hinunter, wird gleich bestraft. 

Das ist heute das Thema, und ich will mich auch kurz diesem Thema widmen, denn dieses Thema ist durchaus ein sehr wichtiges, nicht nur aus hygienischer Perspektive, nicht nur, was Kinder in dieser Stadt betrifft, übrigens auch, was Hundehaltung betrifft: Es ist nämlich allen voran auch für die Besitzer anderer Hunde ein sehr großes Problem, wenn der Hund an verunreinigtem Kot anderer Hunde schnuppert und sich davon jede Menge Krankheiten einfängt. 

Deshalb habe im Übrigen auch ich aus vollster Überzeugung damals mitunterzeichnet, als es diese Petition gegeben hat. Und ich finde auch, ehrlich gesagt, dass wir seit damals einiges an Fortschritt erzielt haben. Das Problem ist bei Weitem nicht gelöst, aber erste Fortschritte sind da. 

Warum sind erste Fortschritte da? - Zum einen, weil es zu einer Sensibilisierung der Bevölkerung gekommen ist. Das heißt, sehr viele Hundebesitzer, die vorher diese Problematik ignoriert haben, haben seit dieser Kampagne begonnen, ihr Verhalten zu ändern. 

Zweitens, weil es in der Bevölkerung insgesamt einen höheren Sensibilisierungsgrad gibt, was natürlich bedeutet: Wenn jemand, der das nicht aufklaubt, beobachtet wird, dann wird er sofort von anderen Passantinnen und Passanten darauf hingewiesen. - Im Übrigen: Auch dieser Funktion würde ich in einer Gesellschaft sehr wohl ein Augenmerk schenken. Es geht nicht immer nur darum, dass es eine Strafe gibt und dass es irgendwelche Spezialorgane gibt, die aufpassen. Der Sinn von Aufklärungs- und Sensibilisierungsoffensiven besteht ja auch darin, dass innerhalb der Bevölkerung die Zivilcourage in einem bestimmten Bereich gestärkt wird und der eine den anderen darauf hinweist und wir auf diese Art und Weise eine höhere Disziplin in der Gesellschaft erreichen. 

Das hat ebenfalls funktioniert, das kann ich übrigens auch aus eigener Erfahrung berichten. Es funktioniert sowohl im Sinne des Disziplinierens und Hinweisens derjenigen, die sich nicht daran halten, wie auch in die andere Richtung: Wenn man sich daran hält, wird man sehr oft von Passantinnen und Passanten belohnt. Insofern kann man sagen, in dieser ersten Etappe gibt es Erfolge. 

Das Dritte: Es gibt diese absolut herzzerreißenden, süßen Steckerlinge, die heute in den Parks sind, die im Übrigen deshalb die meiste Zeit nicht zu sehen sind, weil sie so nett sind, dass die meisten sie eben mitnehmen und zu Hause aufbewahren - wo sie zwar putzig sind, wenn sie irgendwo, vielleicht auf dem Kühlschrank oder sonst wo, kleben, aber dort freilich wenig nützen.

Das heißt also, man sieht, dass diese Kampagne wahrgenommen wird, dass sie gut funktioniert, dass es gut war, sie gemacht zu haben, und dass man so weitermachen soll. Nur: Das Problem ist noch immer nicht gelöst! - Daher sollten wir uns der Frage widmen: Was ist noch zu tun?

Ich glaube, dass der Weg, der heute eingeschlagen wird, eigentlich der falsche ist. Denn davor gäbe es andere Maßnahmen, die noch nicht ergriffen worden sind, und von diesen will ich zwei erwähnen.

Erstens: Diese Kampagne ist ein guter erster Anfang, es sollte aber viel, viel mehr Aufklärung, viel mehr Information geben. Herr Valentin hat vorhin gemeint, wir sind diejenigen, die immer wieder kritisieren, dass seitens der Stadt zu viel kampagnisiert wird. Wollen wir also nicht immer nur von Kampagnen sprechen, wollen wir von gezielter Information sprechen: die mehrsprachig erfolgt, die die Menschen direkt erreicht, dort, wo sie sind, die auch vor Ort erfolgt. Hier gibt es einiges, was man noch investieren könnte, um die Bevölkerung noch weiter zu sensibilisieren und noch weiter zu informieren.

Zweiter Problembereich: Es gibt sehr wohl einen rechtlichen Rahmen, es gibt Strafen. - Man könnte darüber diskutieren, ob die Höhe ausreicht oder nicht. Ich persönlich bin der Meinung, auch so, wie sie sind, sind sie empfindlich genug. Das Problem ist, dass wir hier von totem Recht sprechen. Das heißt, diese Strafen werden nicht angewandt. Ich bin aber nicht der Meinung, dass überall dort, wo die Polizei ihrer Aufgabe nicht nachkommt, wir zur Stelle springen, einspringen sollten und dann … (Abg Kurth-Bodo Blind: „Zur Stelle springen"!) - Habe ich einen Deutschfehler gehabt? Ja? Sagen Sie es laut! - Ja, ich habe einen Deutschfehler gemacht. Wissen Sie, wie viele Sie machen? - Ein anderes Mal darüber. (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ. – Ironische Heiterkeit bei Abg Kurth-Bodo Blind.)

Wie gesagt: Wir sollten nicht überall dort, wo die Polizei ihrer Aufgabe nicht nachkommt, mit der Schaffung eines kommunalen Dienstes einspringen. Denn das kostet die Stadt Geld, und es ist der falsche Weg. 

Ich bin der Meinung, dass man dieses Geld, das es kostet, solche und ähnliche Dienste zu schaffen, eigentlich anderswo investieren sollte. Man sollte sich seitens der Stadt eher darauf konzentrieren, schlussendlich die Polizei darauf hinzuweisen, dass sie ihrer Aufgabe auf diesem Gebiet nachkommen muss. Insofern noch einmal: Ich halte dieses Geld, das heute hier in diese Müllpolizei investiert wird, für falsch investiertes Geld. 

Schlussendlich geht es auch darum, sich die Frage zu stellen: Ist in dieser Stadt ausreichend Straßenreinigungspersonal vorhanden - ja oder nein? Denn: Wenn wir die Problematik haben, dass wir Hundstrümmerl auf den Gehsteigen haben, dann ist eine Seite der Medaille die Verantwortung derjenigen, die sie eigentlich wegputzen sollten und es nicht tun; die andere Seite der Medaille ist aber die berechtigte Frage: Wie oft wird eigentlich gereinigt? Wie oft wird in dieser Stadt eigentlich gekehrt? - Ich will Ihnen ein einziges Beispiel bringen von einem Weg, den wir höchstwahrscheinlich - nicht alle, aber die meisten von uns - täglich bewältigen müssen, das ist jener von der Universitätsstraße hin zum Rathaus, am NIG vorbei, am Gebäude des ÖGB vorbei - dieser Gehsteig:

Im Juni hat es einen sehr, sehr großen Sturm gegeben, einen sehr tragischen Sturm mit Toten. - Ich gehe davon aus, jeder kann sich noch daran erinnern. - Damals sind in dieser Stadt unzählige Scheiben zu Bruch gegangen, so auch von dem ÖGB‑Gebäude. Am nächsten Tag, als ich an dieser Stelle vorbeiging, war wirklich ein Haufen von zerbrochenen Glasscherben überall auf diesem Gehsteig. Ich habe mir gedacht: Gut, das ist der erste Tag nach dem Sturm, das ist vollkommen klar; wer weiß, was sie in dieser Stadt heute nicht alles zu bewältigen haben! - Eine Woche später war dieser Haufen noch immer dort. (Abg Kurth-Bodo Blind: Warum nicht? – Das muss der Haus... wegputzen!) Einen Monat später war das noch immer dort auf dem Gehsteig! (Abg Kurth-Bodo Blind: Was kann da die Gemeinde dafür? – Diese Frau versteht die Gesetze nicht!) Jetzt, im Herbst, ist es noch immer dort! - Darum geht es, liebe Kolleginnen und Kollegen. Darum geht es dennoch, liebe Kolleginnen und Kollegen (Zwischenruf von Abg Mag Rüdiger Maresch) - nein, vor dem ÖGB-Gebäude, das habe ich gerade gesagt:

Es gibt einen Hauseigentümer, es gibt einen Hausmeister, der hat eine gewisse Verantwortung - und es gibt dennoch auch einen Reinigungsdienst der Stadt. Und ich bin der Meinung, ein Teil der Problematik, über die wir reden, könnte dadurch gelöst werden, dass es einfach mehr Personal gibt und dass dieses Personal Verunreinigungen auch vom Gehsteig entfernt. Ja, auch Hundekot! Ja, auch Glasscherben! Ja, auch solche Dinge, die durchaus auch gefährlich sind für Menschen, die vorbeigehen und sich verletzen können. Ich finde es absurd, wenn ich den Straßenreinigungsdienst sehe, der vorbeigeht an dieser Stelle, wo das Glas sich häuft, der den Gehsteig ignoriert und den Straßenabschnitt davor reinigt. 

Meine Damen und Herren! Worauf ich hinaus will, ist: Man kann durchaus auch andere Mittel und Wege finden, das Verunreinigungsproblem in dieser Stadt, insbesondere das Hundekotproblem, in den Griff zu bekommen. Es muss nicht gleich eine Müllpolizei sein, die dann irgendwie eine Uniform trägt und die im Auto fährt, oder auch nicht, und die eben irgendwie versucht, irgendwelche Menschen in flagranti zu ertappen und sie zu bestrafen. Denn damit wird man am Ende des Tages vielleicht ein paar Einnahmen über solche Strafen haben, das Problem wird man aber bei Weitem nicht gelöst haben. Es gibt wirksamere Maßnahmen!

Es gibt Städte, die uns diesbezüglich den Weg durchaus weisen, die die Hundekotproblematik in den Griff bekommen haben und die trotzdem keinen Extra… (Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Ulli Sima.) Nun, besser jedenfalls als Wien! Paris zum Beispiel … (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Paris hat 600 Leute, die ...!) Paris hat auch Wägen, die vorbeifahren – extra! -, und Paris hat das auch schon vorher gehabt, meine Liebe! Es geht ja auch nicht darum - das habe ich auch vorhin gesagt -, es geht nicht um die Höhe der Strafe. Das ist eine andere Debatte. Es geht um die Frage: Brauchen wir jetzt extra Menschen, die durch die Stadt fahren und kontrollieren und versuchen, jemanden in flagranti zu erwischen und zu strafen? Löst das die Problematik, mit der wir beschäftigt sind? Oder geht es darum, dass wir einen besseren Weg finden?

Ich persönlich glaube, dass mehr Investitionen, wie gesagt, in Straßenreinigung, auch in Gehsteigreinigung, hier der wesentlich bessere Weg wären. Und: Viel, viel mehr Information und Sensibilisierung der Bevölkerung.

Ich möchte abschließend sehr wohl auch auf diesen Trend zu sprechen kommen, in Städten immer mehr Ordnungsdienste und dergleichen zu schaffen.

Zunächst einmal: Das, was wir heute beschließen, hat – Gott sei Dank! - nichts zu tun mit einem Ordnungsdienst, wie ihn sich die FPÖ oder die ÖVP teilweise vorstellt. Nichtsdestotrotz: Ich halte es, wie gesagt, für eine verfehlte Investition von kommunalen Mitteln, die wir ganz wo anders sehr gut brauchen könnten. 

Dennoch haben wir die Beispiele anderer Städte, die durchaus negativen Erfahrungen anderer Städte mit diversen kommunalen Wachkörpern. Nicht zuletzt auch in Italien, beispielsweise, wo viele von uns sich jährlich, vermute ich einmal, das eine oder andere Mal aufhalten und das sehr schön selbst beobachten können. Nicht zuletzt auch in Griechenland, wo ich das Glück habe, mich besonders gut auszukennen. Und ich kann Ihnen sagen, dass dort zweierlei Dinge passieren: 

Zum einen entsteht eine ziemlich unangenehme Situation, wo einem auf der Straße immer mehr uniformierte Menschen entgegenkommen, wo man am Ende überhaupt nicht mehr weiß, wer wer ist, wer was soll, wer was darf. Es ist nicht nur verwirrend, es ist durchaus auch unangenehm: Es kommen einem Menschen entgegen, und man denkt sich ganz einfach: Was ist der schon wieder für einer? Was will er? Worauf muss ich gerade jetzt aufpassen, dass ich es nicht mache? Worauf könnte der mich jetzt hinweisen? (Ruf bei der FPÖ: Da muss man aber ein schlechtes Gewissen haben!) - Erstens. 

Zweitens, meine Damen und Herren, haben kommunale Wachkörper meistens drei Probleme: Abgesehen davon, dass sie schlecht gekleidet sind, sind sie schlecht ausgebildet und schlecht bezahlt. Und: Sie verfügen über keine Kompetenzen. Sie kosten jede Menge Geld - meistens die Kommunen, die dieses Geld ganz besonders brauchen könnten, um eine Vielzahl von Aufgaben zu bewältigen, die ganz nah beim Menschen und seinen Bedürfnissen sind: Sie brauchen es für Kindertagesheime, und es fehlt. Sie brauchen es für Altenbetreuung, und es fehlt. Wir bräuchten es in Wien teilweise für Investitionen in unseren Schulen, und es fehlt. Weiß Gott, wo das alles noch fehlen kann! - Aber nein, wie gesagt, man gibt dieses Geld aus für Körper, die schlussendlich keine Kompetenzen haben, die kaum eine Ausbildung haben und die daher am Ende sozusagen nur dem jeweiligen Bürgermeister dienen, damit er vor den nächsten Wahlen sagen kann: Schaut her, ich habe doch etwas geschaffen! Ich habe doch etwas getan für die Sicherheit! - Das sind ja sozusagen Federn auf den Kronen des jeweiligen lokalen Bürgermeisters, der sich damit wunderbar hervortun kann. 

Aber ich denke, in einer Stadt wie Wien haben wir das nicht nötig: Wien ist sauber, Wien ist sicher, Wien braucht ganz sicher keinen kommunalen Ordnungsdienst. Wien braucht ganz sicher niemanden, der einen auf Schritt und Tritt verfolgt und für alles Mögliche abstraft und auf alles Mögliche hinweist. Und Wien braucht ganz, ganz sicher auch nicht irgendwelche Blockwart-Systeme, die an die Vergangenheit erinnern, nur dass sie jetzt halt amtlich sein sollen. 

Deshalb werden wir sowohl den entsprechenden Anträgen der ÖVP als auch jenen der FPÖ ganz sicherlich nicht unsere Zustimmung erteilen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Ich möchte nur kurz bekannt geben, dass sich Herr Klubobmann Tschirf für die Zeit von 14 bis zirka 15 Uhr entschuldigt hat. 

Nächster Redner ist Herr Abg Dr Ulm. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Gut Ding braucht Weile! Man sieht es an diesem Gesetz, das wir heute mehrheitlich hier beschließen werden. Sehr oft ist es so, dass Ideen einer Oppositionspartei sehr lange nicht gehört werden, dass man sehr viele Anträge stellen muss, die abgelehnt werden, dass man sich aber letztendlich, wenn in der Sache die Argumente für einen sprechen und man sachlich gegen diese Argumente nichts vorbringen kann, sehr spät, aber doch, durchsetzen kann. 

Es ist ja an sich eine ganz einfache Angelegenheit, die wir hier heute besprechen. Ich unterstelle einmal allen vier Fraktionen, es geht ihnen um ein sauberes, sicheres und schönes Wien - sogar den GRÜNEN -, und es stellt sich nur die Frage: Wie setzt man das um? Wie schafft man das wirklich? - Die rechtlichen Voraussetzungen dafür haben wir die längste Zeit gehabt: in der Reinhalteverordnung und in der Grünanlagenverordnung. Wir haben diese Normen sehr lange gehabt, mit ganz erheblichen Strafrahmen von 700 EUR. Wir haben sie noch immer. Das Problem war nur, diese Normen sind nicht vollzogen worden. Wir haben den Vollzug und die Überprüfung der Einhaltung dieser Normen immer wieder verlangt. Und heute sind wir so weit, dass auch die Mehrheitsfraktion in diesem Saal sagt: Ja, wir wollen, dass die Einhaltung dieser Reinhaltungsvorschriften auch überwacht und kontrolliert wird durch eine Truppe, die diesen Normen ihre Aufmerksamkeit schenkt. – Das ist an und für sich eine Selbstverständlichkeit, und ich bin sehr froh, dass wir heute so weit gekommen sind. 

Die Geschichte hat eine sehr lange Genesis: Ich habe vor der StRin Sima, die als Umweltstadträtin damit befasst ist, auch schon andere Stadträtinnen damit befasst gesehen, nämlich insbesondere auch die jeweilige Personalstadträtin, und das war vor der StRin Frauenberger die StRin Wehsely, die sich mit diesen Fragen auseinandergesetzt hat, und davor noch die StRin Brauner. Ich erinnere in diesem Zusammenhang an Anfragen, die die ÖVP seinerzeit noch an die StRin Brauner gestellt hat: Wie ist denn das mit der Grünanlagenverordnung und mit der Reinhalteverordnung? Wie viele Bestrafungen gibt es denn da im Jahr nach diesen Bestimmungen? - Denn viel sauberer war es vor fünf, sechs Jahren in diesem Bereich auch nicht. - Und die Antwort, die ich zurückbekommen habe, war: Es gibt eigentlich keine Bestrafungen nach der Grünanlagenverordnung und nach der Reinhalteverordnung. 

Das saniert man jetzt, Gott sei Dank! Steter Tropfen höhlt den Stein. Es ist etwas sehr Erfreuliches, insbesondere auch für meine Fraktion, dass wir heute zu diesem Ordnungsdienst kommen – wenn auch nur en miniature, wenn auch nur in einer ganz kleinen Art und Weise. Aber es kann ja noch etwas daraus entstehen!

Es ist daher für mich selbstverständlich und naheliegend, dass dieses Gesetz heute mit großer Mehrheit beschlossen wird - auch wenn es in weitem Umfang nichts Neues bringt, denn vollziehen hätte man geltende Rechtsvorschriften schon lange können, aber man hat sich nun seitens der Sozialdemokratie und seitens der Frau StRin Sima offensichtlich dazu entschlossen, gleich ein neues Gesetz zu bringen, wenn man jetzt darangeht, die Reinhaltungsvorschriften auch zu kontrollieren. - Soll sein.

Bei einer Fraktion nehme ich zur Kenntnis, dass man weniger vom Vollzug von bestehenden Normen hält. Das ist absurd. Das ist genauso absurd, wie die Präsentation der GRÜNEN heute, die völlig unterschiedlich ausgeschaut hat. Wenn man Herrn Kollegen Maresch zugehört hat, war das eine gänzlich andere Rede, als wenn man der Klubobfrau zugehört hat - aber dieses Mal konnte man sich immerhin noch dazu durchringen, einheitlich abzustimmen -: Kollege Maresch sagt, mit diesen „Waste Watchers“ haben wir jetzt tatsächlich einen Ordnungsdienst erreicht, und daher sind wir dagegen. Frau Kollegin Vassilakou hat gesagt, das ist ganz sicher kein Ordnungsdienst, und man wird auch sicherlich gegen alle weiteren Ordnungsdienste kommunaler Natur sein. - Wir nehmen diese absurde Haltung der GRÜNEN zur Kenntnis. (Beifall bei der ÖVP.) 

Absurd ist auch das Argument, gegen Ordnungsdienste zu sein, weil sie angeblich immer drei Probleme haben, nämlich schlecht gekleidet zu sein, schlecht ausgebildet zu sein und schlecht bezahlt zu sein. Ich denke, das sollte wohl nicht auf Gemeindebedienstete der Stadt Wien zutreffen. Ich meine, dass diese gut bezahlt sind, dass diese auch hervorragend ausgebildet sind, und wenn man sich die Herrschaften und auch die Damen anschaut, dann kann man feststellen, dass sie auch durchaus gut gekleidet sind, wenn auch - und da muss ich natürlich meinem Vorredner von meiner Fraktion, Herrn Kollegen Stiftner, ganz recht geben - eine Vereinheitlichung in der Bekleidung und eine klare Uniformierung ein weiterer Fortschritt wären. Aber vielleicht kommt auch das noch. Wir haben einen Antrag gestellt, dass diese „Waste Watchers“ entsprechend uniformiert werden. 

Es geht uns darum, dass wir zwar heute sagen, wir freuen uns darüber, dass man mit der Schaffung dieser Kontrolltruppe der „Waste Watchers“ unsere Ideen aufgegriffen hat, meinen aber, dass man dieses System - von dem man uns immer gesagt hat, das geht nicht - noch weiter ausbauen sollte. Ich kann mich noch gut erinnern an all die vielen Debatten, wo man gesagt hat: Das geht nicht, da ist die Polizei zuständig! Und wenn einer ein Papierl wegschmeißt, dann hat solch ein Organ ja keine Sanktionsgewalt! Wie soll er ihn bestrafen? Er kann ihn nicht festnehmen, und es gibt Schwierigkeiten! Und man braucht die Polizei, und man braucht eine Behörde! - Und ich weiß nicht, was man noch alles braucht! (Abg Mag Rüdiger Maresch: Die einzige Schwierigkeit ist, wenn Kollege Aigner ... einer Demonstration ...!) - Herr Kollege Maresch, die Neonazis sind ein wichtiges Thema, aber nicht alles, was hier debattiert wird, hat mit Neonazis zu tun! (Beifall bei der ÖVP.)

Man hat uns gesagt, Gemeindeorgane können keine Organstrafverfügungen erlassen, sie werden sich nicht durchsetzen können, man wird sie nicht ernst nehmen. - Wir haben gesagt: Bitte, bei den Weißkapplern funktioniert es, bei den Blaukapplern funktioniert es, warum soll es nicht auch bei der Überwachung von Reinhaltevorschriften funktionieren?

Es ist jetzt in § 5 enthalten, dass Organstrafverfügungen erlassen werden können. Man hat gesagt, wenn der Betreffende weggeht, dann kann man überhaupt nichts machen, wenn dieser nicht sagt, wie er heißt, dann kann er nicht zur Anzeige gebracht werden. Das stimmt natürlich nicht! Ich habe schon seinerzeit gesagt, bei den Fischereiaufsichtsorganen hat man das ganz klar geregelt, man hat es auch jetzt bei den „Waste Watchers“ klar geregelt. Selbstverständlich haben die Überwachungsorgane das Recht, den Betreffenden zur Ausweisleistung aufzufordern, und der Betroffene ist verpflichtet, sich auszuweisen. Wenn er es nicht macht, muss er damit rechnen, dass er doppelt so viel bezahlen muss wie bisher, denn die Strafdrohung liegt dann für diesen Fall statt bei 1 000 EUR bei 2 000 EUR.

Es gibt die mündliche Ermahnung, es gibt ein Anhalterecht. Es gibt alles das, was man von Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes erwarten darf. Und ich bin davon überzeugt, dass diese Truppe das auch gut machen wird. Man muss ihr allerdings die entsprechenden Ressourcen zur Verfügung stellen. Da bin ich noch nicht davon überzeugt, dass das mit 30 Mann oder 30 Damen funktionieren wird, aber es wird ja sicher eine Evaluierungsphase kommen und dann werden wir sehen, wie weit wir damit gekommen sind.

Fakt bleibt, dass die Organe der öffentlichen Aufsicht in dieser Stadt immer mehr werden, und dass man sich nicht darauf einigen kann, eine einheitliche Stadtwache ins Leben zu rufen. Ich hoffe, wir sind auf dem Weg dazu. Wir haben heute einen ersten Schritt gesetzt. Warum sollen wir weitermachen mit einer U-Bahn-Aufsicht, mit "Help U", mit der Rathauswache, mit Weißkapplern, mit Blaukapplern? Jetzt kommen noch Orangekappler dazu! Ich glaube, dass die Stadt durchaus die Kapazität hat, zu einem kommunalen einheitlichen Ordnungsdienst zu kommen – für mich zu einer Stadtwache, aber wenn diese in Zukunft „Rathauswache" heißen sollte, dann hätte ich auch nichts dagegen.

Es gibt einfach andere Missstände in dieser Stadt, andere Ordnungswidrigkeiten, andere Verstöße gegen Landesgesetze und ortspolizeiliche Verordnungen, für die die Stadt Wien zuständig ist. 

An dieser Stelle darf ich auch der Frau Klubobfrau Vassilakou eine Mitteilung mit auf den Weg geben, auch wenn sie jetzt nicht da ist: Es ist nicht absurd zu verlangen, dass Landesgesetze vom Land vollzogen werden und dass ortspolizeiliche Verordnungen von der Stadt kontrolliert werden. Ich empfehle ihr einen Blick in Art 118 der Bundesverfassung. Da steht drinnen, dass die örtliche Sicherheitspolizei Aufgabe der Gemeinde ist, die im eigenen Wirkungsbereich zu besorgen ist. Und es ist nicht so, dass man jetzt sagen könnte: Wie kommt man eigentlich darauf, die Polizei zu entlasten? Die Polizei soll sich weiterhin um diese kommunalen Dinge kümmern! – Nein, man sollte den verfassungsrechtlichen Zustand herstellen, die Polizei sollte sich um die Kriminalitätsbekämpfung kümmern und nicht um kommunale Angelegenheiten.

Richtig ist, dass in den 60er Jahren diese kommunalen Aufgaben an die Bundespolizeidirektion übertragen wurden. Richtig ist auch, dass es damals eine ganz andere Verbrechenssituation gegeben hat, die Kriminalität hat in den letzten Jahren und Jahrzehnten zugenommen. Darauf muss man reagieren, und die Stadt Wien muss ihre Aufgabe wahrnehmen und die Polizei von an sich wesensfremden Aufgaben entlasten.

Ich breche daher hier abermals eine Lanze für die Stadtwache: Gehen wir weiter auf diesem Weg mit einer Stadtwache, die als allgemeiner Ordnungsdienst im öffentlichen Raum allgemeine Kontroll- und Aufsichtsaufgaben wahrnimmt, die den ruhenden Verkehr kontrolliert, die sich um die Parkraumbewirtschaftung kümmert, die sich selbstverständlich um die Reinhaltung von Straßen und Grünflächen kümmert, die aber auch die Schulwege sichert, das Umfeld der Schulen sichert, die sich um die Stationen der U-Bahnen kümmert, um die Haltestellenbereiche der Wiener Linien und auch um die Sicherheit im Rathaus und in anderen städtischen Gebäuden.

Ich hoffe, dass wir es am Ende des Tages schaffen werden, auch noch so einen kommunalen Ordnungsdienst, so eine Stadtwache hier in diesen Räumen beschließen zu dürfen. Ein erster Schritt ist getan, und in diesem Sinne bringe ich wiederum einen Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP ein. – Ich danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin ist Frau Abg Matiasek zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich möchte nur ganz kurz – es ist ja schon sehr viel über das Gesetz und die Verordnung gesprochen worden – auf ein paar Punkte eingehen. Ich stelle erfreut fest, dass diese Regelung getroffen wurde. Sie kommt ja in erster Linie aus der Erkenntnis, dass wir in Wien ein Problem mit der Sauberkeit haben, wobei ich nicht sagen will, dass Wien insgesamt schmutzig ist – das wäre nicht richtig –, aber wir haben halt in manchen Vierteln, auf manchen Plätzen, in manchen Parkanlagen wirklich ein drastisches Sauberkeitsproblem.

Ich selbst komme aus dem 17. Bezirk. Falls diese neue Einrichtung vielleicht mit Schwerpunktaktionen beginnen wird, dann könnte ich mir nur wünschen (Ruf bei der SPÖ: Im 17. gleich!), dass die erste Truppe ins Kalvarienbergviertel kommt, rund um den Dornerplatz, bis zu unserem Bezirkszentrum und dann stadteinwärts bis zum Gürtel tätig wird. Ich glaube, das wäre bitter notwendig. Das ist vielleicht ein bisschen egoistisch, es gibt auch viele andere Plätze in der Stadt, wo es sicher notwendig sein wird, verstärkt auf Sauberkeit und Ordnung zu achten.

Mir ist wichtig, dass man die Verunreinigung der Stadt nicht als Kavaliersdelikt ansieht. Ich sehe es jetzt durchaus positiv, dass man die, die Verunreinigung zu verantworten haben, auch entsprechend zur Verantwortung zieht. Es ist kein Kavaliersdelikt – und da greife ich eines meiner wirklichen Lieblingsthemen heraus –, Strommasten und Stromkästen und andere öffentliche Einrichtungen zu verkleben, die um viel Geld wieder gesäubert werden müssen. Es ist das Geld aller Steuerzahler. Nach zehn Minuten werden sie wieder zugepickt, und kein Menschen sagt etwas. Das ist wirklich ein ganz massives Problem! Die Verklebungen sind dann teilweise abgefetzt. Es ist ja nicht nur teuer, es wird auch das Stadtbild verschandelt. 

Wenn das wilde Plakatieren dann angegriffen wurde, musste man immer wieder hören, dass es als einen kulturellen Faktor dieser Stadt abgetan wird. Das war eine SPÖ-Bezirksvorsteherin, nämlich die vom 10. Bezirk. Dagegen möchte ich mich ganz entschieden aussprechen! Das ist keine Kultur, das ist eine Unkultur, wenn man so etwas zulässt! (Beifall bei der FPÖ.)

Dasselbe gilt für die Beschmierungen. Wer fremde Hauswände, fremde Zäune, fremde Einrichtungen, die eben im Eigentum entweder der öffentlichen Hand oder eines anderen privaten Eigentümers stehen, verschmiert, betreibt dort keine kulturelle Tätigkeit, erzeugt nicht Kunst, sondern das ist ein Vandalenakt. Um viel Geld müssen diese Wände dann wieder gereinigt werden. Das ist unzumutbar! Ich hoffe wirklich sehr, dass jetzt mit dieser Neuregelung auch diesbezüglich diese Vandalenakte hintangehalten werden, die entweder den Steuerzahler oder Private – aber letztlich trifft es eben immer Menschen! – sehr viel Geld kosten. Ich hoffe hier wirklich auf eine Verbesserung.

Nächster Punkt sind die Altstoffsammelzentren. Sie, Frau Stadträtin, haben das ja erfreulicherweise angesprochen. Das ist auch etwas, was immer wieder zu Ärger führt, dass eben in manchen Stadtvierteln die Altstoffsammelzentren, die eine wirklich gute Einrichtung sind, wenn sie richtig genützt werden, zu Mülldeponien werden. 

Man hat sich ja vor zwei oder drei Jahren dazu durchgerungen, weil dieses Problem ja virulent war, diese Sammelzentren mit einem Taferl zu versehen, auf dem ein Müllmonster zu sehen ist, das irgendeinen Müll fressen soll und mittlerweile in vielen Fällen verblasst ist. Ich glaube wirklich: Man kommt mit dieser Methode nicht aus! Es ist halt so, dass die erwachsenen Menschen diejenigen sind, die diese Müllsünden in der Stadt begehen, und deswegen muss man sie auch wie erwachsene Menschen behandeln, die eben ein Delikt – letztlich ist es ein Delikt! – begangen haben. 

Ich glaube, wenn wir jetzt dieses Reinhaltegesetz haben, muss es aber natürlich auch flankierende Maßnahmen geben, die greifen. Kampagnen und Informationskampagnen, Bewusstseinsmachung ist gut und schön, aber dann sollte es auch wirklich so sein, dass hier erwachsene Menschen mit erwachsenen Inhalten sozusagen angesprochen werden. Das, was in den Schulen und in den Kindergärten passiert, oder wenn Kinder mit diesem Thema vertraut gemacht werden, muss natürlich kindgerecht sein. Da hat auch das Müllmonster durchaus seine Berechtigung. Aber ich bin wirklich nicht der Meinung, dass es auf einen 40-Jährigen, der vielleicht sein Wohnzimmer auf der Straße entsorgt, irgendeine Wirkung zeigen wird, wenn er mit dem Müllmonster konfrontiert wird. 

Daher glaube ich, es ist wichtig, die Verursacher zur Verantwortung zu ziehen. Unser öffentlicher Raum ist es wert, nicht nur vor Kriminalität – wir haben ja gestern über die Sicherheit gesprochen – geschützt zu werden, sondern natürlich auch vor der Verunreinigung, wo leichtfertig alles Mögliche entsorgt wird. Das reicht vom Hundekot bis zur Entsorgung von Sperrmüll. 

So sehr wir das jetzt einmal durchaus als einen ersten Schritt begrüßen, betone auch ich, ein einheitlicher Körper, der einen städtischen Ordnungsdienst – oder wie immer man ihn bezeichnen will – darstellt, wäre wichtig in dieser Stadt, um sich des Problems anzunehmen. Ich denke, irgendwann wird man nicht mehr daran vorbeigehen können. 

Was ich auch durchaus mit Sorge sehe, ist die Größe dieses derzeit installierten Körpers. Ich glaube, dass man damit in einer großen Stadt wie Wien, wo ja die Problemschwerpunkte doch sehr weit auseinander liegen, nicht auskommen wird. Man wird sicher sehr schnell evaluieren und aufstocken müssen. Ich bin überzeugt, so wie es jetzt ist, wird den Herrschaften die Arbeit sicher nicht so schnell ausgehen. 

Ich möchte betonen, wie gesagt: Verunreinigungen der Stadt sind kein Kavaliersdelikt. Ziehen wir die Verursacher entsprechend zur Verantwortung! (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Gestatten Sie mir noch einige Anmerkungen zur Debatte. Ich muss die Herren von der ÖVP enttäuschen: Auch wenn Sie es sich noch so wünschen, eine Stadtwache wird das mit Sicherheit nicht. Wir haben das ganz bewusst so gemacht und ganz bewusst auch so gestaltet, dass es eben bei der MA 48 angesiedelt ist, dass es Organe öffentlicher Aufsicht sind, die sich um ihren ureigenen Kompetenzbereich kümmern und damit ein zusätzliches Instrument in der Hand haben. Ich glaube, dass das wirklich ein guter und richtiger Schritt ist, aber nicht ein erster Schritt in Richtung Stadtwache. Da muss ich Sie enttäuschen. (Beifall bei der SPÖ.)

Warum haben wir uns dazu entschlossen? Die besten Gesetze nützen uns nicht, wenn sie nicht überwacht werden. Ich möchte mich in meinen Worten jetzt vor allem auch sehr stark mit den GRÜNEN beschäftigen: Da geht es uns einfach sehr stark um die persönliche Verantwortung. Diese Kehrtwendung, die ich da bei der Grünen Fraktion wahrgenommen habe, wundert mich ein bisschen. Die persönliche Verantwortung ist ja eigentlich immer sehr hoch gehalten worden. Wenn jemand sein Wohnzimmer auf der Gasse abstellt, dann soll er dafür zur Verantwortung gezogen werden. Wenn jemand den Hundekot nicht entsorgt, dann muss er dafür geradestehen. Ich glaube, dass das ein sehr, sehr gutes Prinzip ist, das nichts mit Überwachungsstaat oder sonst etwas zu tun hat, sondern einfach ein Signal an all diejenigen ist, die sich brav an die Regeln halten, dass diejenigen, die sich nicht an die Regeln halten, mit Konsequenzen zu rechnen haben. Ich glaube, dass das richtig und wichtig ist, wenn wir für die Sauberkeit in dieser Stadt etwas erreichen wollen. (Beifall bei der SPÖ.)

7 Millionen EUR gibt die MA 48 pro Jahr dafür aus, illegalen Sperrmüll wegzuräumen. 80 Personen sind jeden Tag mit 40 Autos im Einsatz. Ich glaube, das ist eine Zahl, die alleine schon aussagt, welche Dimensionen das angenommen hat. Auf der einen Seite glaube ich – und das hören wir auch immer, nicht nur in unseren Umfragen, sondern auch von Menschen, die Wien besuchen kommen –: Wien ist eine sehr saubere Stadt. Nicht zuletzt deswegen, weil wir sehr viel Geld und Personal investieren, um das, was nicht sauber ist, sehr schnell wegzuräumen. 

Ich glaube aber, die Tendenz ist klar: So kann es auf jeden Fall nicht weitergehen, wenn wir dieses Niveau auch in Zukunft halten wollen. Wir denken vorausschauend, wir denken hier einige Schritte voraus und sagen: Dazu braucht es unsere Aktion „Saubere Stadt", das 5 Millionen EUR-Paket, aber auch die entsprechenden Kontrollen. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Ordnungsdienst!)

Herr Kollege Maresch! Ehrlich gesagt: In den beiden Wortmeldungen von Ihnen und Ihrer Kollegin sieht man die Hilflosigkeit der GRÜNEN in dieser Frage, glaube ich, relativ deutlich. Diejenigen, die bisher immer am allerlautesten für Kontrollen und Strafen im Hundekotbereich gerufen haben, sind plötzlich dagegen. 

Lassen Sie mich hier ein paar Dinge zitieren: Mai 2006, Ihre Kollegin Smolik sagt: „Aber auch die konsequente Kontrolle und Bestrafung von Übertretungen zur Reinhaltung ... muss verstärkt werden. Die Kontrollen sollen durch die Polizei oder durch Schwerpunktaktionen des Magistrats erfolgen ..." – Na, was machen wir denn jetzt anderes als Schwerpunktaktionen des Magistrats? (Abg Mag Rüdiger Maresch: Ihr habt eine Ordnungspolizei aufgestellt!) Bitte, das ist eine grüne Forderung! 

Und es geht noch weiter: „Einzelne Schwerpunktaktionen sind zu wenig,“ so Smolik, „die Kontrollen müssen durchgängig und konsequent durchgeführt werden. Nur mit Kontrollen wird man eine sichtbare Wirkung erreichen können“, heißt es im März 2007. Und im August 2007 wieder das Gleiche. (Abg Christian Oxonitsch: Hört, hört!) 

Außerdem fordern die GRÜNEN die Durchsetzung des bestehenden Gesetzes zum Thema Hundekot, notfalls auch mit Kontrollen und Strafen. – Das hat sich aber bei Kollegin Vassilakou ganz, ganz anders angehört: Wir wollen keine Strafen, das ist nicht notwendig, es soll nicht dauernd irgendwer kommen. – Ich glaube, da weiß die linke Hand nicht, was die rechte gefordert hat. Also, da gibt es Löcher in der Argumentation zu diesem Thema, die sind so groß wie Scheunentore. (Beifall bei der SPÖ.)

Was mich am meisten erstaunt hat, ist, dass Sie gesagt haben: Eigentlich sind ja die bestehenden Regelungen und Gesetze ohnehin wunderbar. Wir haben die Reinhalteverordnung, wir haben die Grünanlagenverordnung, es ist eigentlich ohnehin alles paletti, und die Polizei hat das eigentlich ganz wunderbar gemacht. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Was habe ich gesagt?) Ehrlich gesagt: Das ist mit dem, was ich gerade vorgelesen habe, nicht in Übereinstimmung. Die Polizei war ja für die Exekution dieser Verordnungen und Gesetze zuständig. Wenn Sie gesagt haben, die bestehenden Regelungen und Gesetze sind ohnehin wunderbar und ausreichend, dann heißt das ja eigentlich, dass Sie vorher mit allem zufrieden waren. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Habe ich nicht gesagt!)

Andererseits haben Sie aber bei der Hundekotpetition gesagt: Ein Wahnsinn, da muss endlich etwas passieren, und die Stadt muss etwas tun! – Das passt hinten und vorne nicht zusammen. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Müllpolizei-ÖVP!) Das ist wirklich eine 180 Grad-Wendung in dieser Frage, die niemand verstehen kann, niemand in diesem Haus, aber auch niemand in der Wiener Bevölkerung. (Beifall bei der SPÖ.)

Und es sind wirklich nur offensichtliche ... (Abg Mag Rüdiger Maresch: ÖVP – Müllpolizei!) – Schauen Sie, jeder von der Opposition versucht natürlich, sich irgendeine Rosine da herauszupicken, das verstehe ich ja. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das war keine Rosine, das war ein riesen Obstkorb!) Die ÖVP soll das Müllpolizei nennen. Faktum ist, es sind Organe öffentlicher Aufsicht, und ich glaube, dass es für die MA 48 ein weiteres Instrument ist, das zu größerer Sauberkeit in dieser Stadt führt. 

Aber schauen wir doch in die von Ihnen vielzitierten anderen Städte dieser Welt! Schauen wir doch nach London, schauen wir nach Berlin, schauen wir nach Paris! Das gibt es überall. In Paris übrigens habe ich den grünen Umweltstadtrat kennengelernt, der Herr über 80 Männer und Frauen ist, die bei der Pariser MA 48 angesiedelt sind und dort genau das machen, was unsere „Waste Watcher“ machen, nämlich die Sauberkeit kontrollieren. Sie haben damit gemeinsam mit Bürgermeister Delanoë in den letzten fünf Jahren eine unglaubliche Steigerung der Sauberkeit und einen Rückgang des Hundekotproblems in Paris erreicht, woran die Pariserinnen und Pariser selbst nicht mehr geglaubt haben. Das ist wirklich ein sehr, sehr positives Modell, das, glaube ich, auch auf Wien eine sehr, sehr gute Anwendung finden wird. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Lässt sich in einem halben Jahr locker erkennen!)

Am Schluss möchte ich noch kurz auf die Uniformierung zurückkommen, weil das offensichtlich ein so wichtiges Thema ist. Ich möchte dem wirklich nur entgegenhalten: Was nützt mir ein Schwarzkappler in der U-Bahn, wenn ich schon von 100 m Entfernung am Bahnsteig erkenne, dass einer dort steht. Das verstehe ich nicht ganz. Ich habe auch Ihr Argument mit der Radarbox nicht ganz nachvollziehen können, denn am Grünen Berg fährt jeder schneller außer bei den 5 m, wo die Radarbox steht. Ich weiß nicht, ob das wirklich unser Ziel ist, meines ist es nicht. 

Ich möchte mit dieser Maßnahme ganz stark in der Prävention etwas erreichen. Allein die Tatsache, dass es eine theoretische Strafandrohung gibt, dass man mit Konsequenzen rechnen muss, wird den Effekt haben, dass es viele Leute davon abhält, ihr Wohnzimmer eben auf die Gasse zu stellen, und sie dazu motivieren, vielleicht doch auf den Mistplatz zu fahren. 

Natürlich werden diese Leute nicht omnipräsent sein. Natürlich werden sie nicht überall in Wien gleichzeitig sein können, aber ich glaube, dass es ein wichtiger nächster Schritt ist zu wissen, wenn ich das tue, dann hat das für mich Konsequenzen und es ist nicht einfach wurscht. Ich glaube, dass das ganz, ganz wichtig ist, wenn wir in diesem Bereich der Sperrmüllablagerung, der Einkaufswagerl und so weiter eine Verbesserung erreichen wollen.

Meine Damen und Herren! Wien ist eine saubere Stadt, und dieses Gesetz gemeinsam mit unserem Paket „Sauberes Wien" wird einen wesentlichen Beitrag dazu leisten, dass es so bleibt und dass es in Zukunft noch Verbesserungen in diesem Bereich geben wird. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Zuerst lasse ich den Zusatzantrag der FPÖ-Landtagsabgeordneten Kurth-Bodo Blind und Veronika Matiasek abstimmen. Er betrifft zwei Paragraphen beziehungsweise Ergänzungen. Ich glaube, er wurde hier genügend erläutert.

Wer diesem Zusatzantrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP und FPÖ, daher nicht die erforderliche Mehrheit. Der Zusatzantrag ist abgelehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das Gesetz ist somit mehrstimmig gegen die Stimmen der GRÜNEN angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss- und Resolutionsanträge, eingebracht von der ÖVP, von den Herren Abgen Dipl-Ing Stiftner, Robert Parzer und Dr Wolfgang Ulm, betreffend die Ausstattung der „Waste Watcher“ mit eigenen, gut erkennbaren Uniformen.

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die ÖVP und die FPÖ. Das ist nicht der erforderliche Mehrheit, der Antrag ist somit abgelehnt.

Wir kommen zum Beschlussantrag der FPÖ-Landtagsabgeordneten Kurth-Bodo Blind, Veronika Matiasek und DDr Schock betreffend „Städtischer Ordnungsdienst". 

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ebenfalls ÖVP und FPÖ. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit und ist daher abgelehnt. 

Wir kommen nun zum Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend „Waste Watcher als Keimzelle eines neuen kommunalen Ordnungsdienstes". 

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP und FPÖ. Das ist wieder nicht die erforderliche Mehrheit und daher auch abgelehnt.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ich sehe keinen Widerspruch. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrheitlich gegen die GRÜNEN angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 1. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Kindertagesheimgesetz geändert wird. Berichterstatterin ist Frau LhptmStin Laska. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Gesetz.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? – Das ist nicht der Fall, ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr Abg DDr Schock. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Meine Damen und Herren!

Der Entwurf der Novelle, der uns hier vorliegt, regelt die Ausbildung von Betreuungspersonen in unseren Kindergärten und europäisiert diese Ausbildung. Viel mehr steht nicht drinnen, auch in den Erläuternden Bemerkungen dieser Novelle ist bloß von bescheidmäßiger Anerkennung dieser Zeugnisse die Rede. 

Die Freiheitliche Fraktion möchte auf einen ganz besonderen Aspekt dieser Novelle hinweisen, denn schon nach sehr kurzer Recherche stellt man ja fest, dass es bei den begünstigten Staaten, also bei den Staaten, aus denen die Ausbildung quasi nostrifiziert wird, nicht nur um Mitglieder der Europäischen Union geht, sondern etwa auch um die Türkei. Die Türkei gehört zu jener Gruppe, für die nicht einmal eine Beglaubigung notwendig ist. Meine Damen und Herren, darin liegt der Hund bei dieser Novelle begraben, denn die Türkei ist ein Land, das keine europäischen Standards hat, keine europäische Kultur hat. Ich meine, wir müssen uns ganz genau ansehen, wem wir die Kinder in unseren Kindergärten überantworten.

Wir wissen alle, dass in der Türkei derzeit ein Backlash im Gang ist, eine Islamisierungswelle, eine Fundamentalisierungswelle, wo die Bestellung Erdoğans zum Ministerpräsidenten und Abdullah Güls zum Staatspräsidenten ja nur die Spitze des Eisberges darstellen. Beide haben die Islamisierung der Türkei verlangt, beide haben Ehefrauen, die das Kopftuchverbot ablehnen, das in der Türkei ja gilt. 

Ich möchte hier in Erinnerung rufen, dass auch der Ministerpräsident dieses Landes, Herr Erdoğan, wegen Volksverhetzung vor nicht einmal zehn Jahren eingesperrt war, inhaftiert war, und zwar wegen folgendes Zitats: Das Zitat, wie gesagt, des Herrn Erdoğan, des Ministerpräsidenten der Türkei. Jetzt kommt das Zitat: „Die Demokratie ist nur der Zug, auf den wir aufsteigen, bis wir am Ziel sind. Die Moscheen sind unsere Kasernen, die Minarette unsere Bajonette, die Kuppeln unsere Helme und die Gläubigen unsere Soldaten." 

Meine Damen und Herren, das ist ein Zitat des Ministerpräsidenten der Türkei. (Abg Mag Thomas Reindl: Er hat es aber nicht als Ministerpräsident gesagt! Er hat sich distanziert davon!) Das zeigt auch die Geisteshaltung, die dort herrscht, das zeigt die Geisteshaltung, mit der Lehrer, Kindergärtnerinnen in diesem Land heranwachsen, ausgebildet werden. 

Ich frage Sie, wollen Sie wirklich, dass aus diesem Land Kindergärtnerinnen zu uns nach Wien kommen, dass solche Kindergärtnerinnen dann unsere Wiener Kinder in den Kindergärten unterrichten? Ja, meine Damen und Herren, vor allem jener drei Parteien, die auch gestern diesen scheinheiligen Entschließungsantrag unterschrieben haben, diesen schönfärberischen Entschließungsantrag: Die Menschen wollen diese Entwicklung nicht, die Menschen in Wien, in Österreich, ja, in ganz Europa. Die Menschen wollen diese Entwicklung nicht! 

Ich meine daher: Wachen Sie doch endlich auf und schützen Sie unsere Kinder, schützen Sie sie vor Extremisten und Fanatikern, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ. – Abg Mag Thomas Reindl: Herr Schock, haben Sie schon einmal festgestellt, dass auf der ganzen Welt Ausländer leben? Wir sind nur acht Millionen, es gibt aber sieben Milliarden auf der ganzen Welt!) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich, weil es um Kindergärtnerinnen und um die Geisteshaltung dieser muslimischen Kindergärtnerinnen geht, noch einmal zu den Religionsbüchern aus der Fragestunde zurückkommen! Lassen Sie mich ganz kurz zur Geheimniskrämerei zurückkommen, zur Geheimniskrämerei, die der Herr Bürgermeister ja in Abrede gestellt hat. Wir haben es bei zwei großen Buchhandlungen versucht. Zwei große Buchhandlungen in Wien sind bei der Bestellung dieser Religionsbücher gescheitert. Wir haben die Bücher im Ausschuss verlangt, und sie sind uns auch im zuständigen Ausschuss, im Bildungsausschuss dieser Stadt verweigert worden. Ich hab dann ein Schreiben an die Stadtschulratspräsidentin gerichtet, und auch dieses Schreiben blieb unbeantwortet. Auch auf diesem Weg sind uns diese Religionsbücher vorenthalten worden. 

Meine Damen und Herren, ich frage Sie: Warum denn wirklich diese Geheimniskrämerei? Warum denn diese Geheimniskrämerei? Es steht der Verdacht im Raum, dass sich auch in den jetzigen Schulbüchern – na ganz sicher natürlich! – diese Inhalte finden, dass sich auch in den jetzigen islamischen Schulbüchern diese Relikte aus der Steinzeit, aus dem Mittelalter finden, der Verdacht, dass die Todesstrafe dort propagiert wird, der Verdacht, dass auch Homosexuelle in geltenden Schulbüchern in Wien mit der Todesstrafe bedroht werden, um – und hier ein Zitat noch einmal – „die Reinheit der islamischen Gesellschaft zu erhalten und sie von abartigen Elementen rein zu halten". – Zitat Ende, meine Damen und Herren. 

Es liegt der Verdacht nahe – und ich bin mir da ganz sicher –, dass der Weltherrschaftsanspruch des Islam in den geltenden Schulbüchern natürlich vertreten wird. Der Islam kam, um zu herrschen, steht da drinnen, und nicht, um beherrscht zu werden.

Meine Damen und Herren, eine definitivere Ablehnung unserer Demokratie, unserer westlichen Werte gibt es ja gar nicht! Es steht der Verdacht im Raum, dass hier die Viererehe weiter propagiert wird, ein Mann darf vier Frauen haben. (Abg Mag Thomas Reindl: Herr Schock, Sie verzapfen da so einen Schwachsinn!) Es steht der Verdacht im Raum, dass Frauen hier Einschränkungen unterliegen, die ja grotesk sind in einer Großstadt im 21. Jahrhundert, dass der Kopftuchzwang in diesen islamischen Religionsbüchern steht, dass Frauen – und das sind alles Zitate jetzt –, die Hosen oder Perücken tragen, verflucht werden, dass Frauen – und das wissen wir ja alle auch – der Besuch eines öffentlichen Bades verboten wird. 

Meine Damen und Herren, es besteht der ... (Abg Mag Thomas Reindl: Herr Schock, ich habe den Verdacht ...!) – Ja, ich weiß schon, Herr Kollege Reindl, Ihnen ist es nicht recht, über dieses Problem zu sprechen! Sie wollen davon ablenken. Sie wollen das nicht wahrhaben, weil das Ihre neue Wähler sind, aber wir werden darauf hinweisen, Herr Kollege! (Beifall bei der FPÖ.) 

Und es besteht der begründete Verdacht, dass in den jetzigen islamischen Religionsbüchern auch die Freiheit von Frauen eingeschränkt wird, Gewalt in der Familie verharmlost wird und dass sogar zur Gewalt gegen Frauen durch das Züchtigungsrecht des Mannes aufgerufen wird. (Abg Mag Thomas Reindl: Sie sprechen von Verdächtigungen! Sie haben kein einziges Fakt!)

Meine Damen und Herren! Das ist das Rollenverständnis, das heute Kinder mitten in Wien in der Schule lernen, für die Sie verantwortlich sind. Das ist das Frauenbild. (Abg Mag Thomas Reindl: Sie müssen auf einem anderen Planeten wohnen!) Ja, meine Damen und Herren, wollen Sie das wirklich? Wollen Sie, dass die Kinder in Wien, dass muslimische Kinder mit diesem Weltbild, mit diesem Rollenbild aufwachsen. 

Meine Damen und Herren und Herr Landeshauptmann! Verstecken Sie sich doch nicht hinter der Kompetenzverteilung! Der Herr Landeshauptmann hat es ja heute getan in der Fragestunde. Verstecken Sie sich nicht hinter einer Kompetenzverteilung! Wenn Sie Gesetze ändern müssen dazu – Sie haben die Mehrheit hier, Sie sind im Bund in der Regierung –, dann ändern Sie sie! Aber wachen Sie endlich auf und bereiten Sie diesem Spuk ganz schnell ein Ende, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ. – Abg Mag Thomas Reindl: Der einzige Spuk sind Sie!)

Es ist daher natürlich auch die begünstigte Anerkennung von Ausbildungen, von Ausbildungen aus der Türkei, die wir heute hier beschließen wollen. Es ist diese Anerkennung von türkischen Ausbildungen der falsche Weg, meine Damen und Herren. Wenn Sie diese Anerkennung von muslimischen Kindergärtnerinnen beschließen, dann fördern Sie ja geradezu diese Entwicklung, eine negative Entwicklung, die unsere Kinder den Ideologen preisgibt, dann fördern Sie eine Entwicklung, die auch dem radikalen Islam in dieser Stadt Vorschub leistet. (Abg Mag Thomas Reindl: Sie fordern einen Reinheitstest oder ein Waschmittel oder wie?)

Meine Damen und Herren, dass es nicht lustig ist, haben wir vor einer Woche gesehen, haben wir in den letzten Tagen gesehen. Meine Damen und Herren, es war die Freiheitliche Fraktion, die als einzige Fraktion in diesem Haus rechtzeitig davor gewarnt hat, und wir haben recht behalten. 

Es ist daher an der Zeit, dass vor allem die drei Fraktionen, die gestern diesen schönfärberischen, diesen scheinheiligen, diesen Ablenkungs-Entschließungsantrag hier unterschrieben haben, auch die Gefahr erkennen, dass sie sie ansprechen. Es ist ja kein Wunder, dass es in Wien diese islamistische Gefahr gibt, wenn wir uns anschauen, welche Religionslehrer, welche Persönlichkeiten dort unterrichten. 

Meine Damen und Herren, wir haben ja schon vor über einem halben Jahr darauf hingewiesen: Da gibt es immer noch den Herrn Religionslehrer Podojak zum Beispiel, der sich wörtlich in der Öffentlichkeit zur Scharia bekennt, der sich zur Steinigung öffentlich bekennt, der sich zum Handabhacken bekennt. 

Meine Damen und Herren! Dieser Lehrer ist unter Ihrer Schulaufsicht in drei Schulen in Wien tätig, nämlich im Schulzentrum Ungargasse im 3. Bezirk, im International Business College in Hetzendorf und zum Dritten in der Höheren Bundeslehranstalt für wirtschaftliche Berufe im 10. Bezirk. Und was sagt der Stadtschulrat dazu eigentlich? – Nichts! 

Meine Damen und Herren, der Herr Landeshauptmann hat heute in der Fragestunde ja Gott sei Dank ein Bekenntnis abgelegt. Er hat ein klares Bekenntnis abgelegt, indem er auch die Scharia ganz klar verurteilt hat. Aber was tut er eigentlich? Der Herr Landeshauptmann schaut gleichzeitig zu in seiner Funktion als Stadtschulratspräsident. Er schaut gleichzeitig zu, wenn an mindestens drei Schulen in Wien die Scharia offiziell von Religionslehrern unterrichtet wird. 

Meine Damen und Herren, ich meine daher, es ist die Zeit gekommen, wo Lippenbekenntnisse zu wenig sind. Tun Sie endlich etwas! Tun Sie etwas gegen religiöse Fanatiker, gegen Extremisten in der Schule, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren, das ist sehr wichtig, weil der überwiegende Großteil der Muslime in Wien das Gott sei Dank gar nicht will, weil der Großteil der Menschen der Muslime ja friedlich hier leben will und mit dem überhaupt nichts zu tun haben will. Die Menschen wollen in der überwiegenden Zahl ja überhaupt kein Kopftuch tragen und viele, viele dieser Menschen schicken ihre Kinder nicht einmal mehr in den islamischen Religionsunterricht, weil sie die Verhetzung von ihren eigenen radikalen Lehrern dort fürchten. 

Ich meine, meine Damen und Herren, es muss die Aufgabe der Stadt sein, genau diese Menschen zu schützen, die integrationswilligen Muslime in dieser Stadt zu schützen, sie zu schützen vor ihren radikalen Lehrern, vor ihren extremistischen Funktionären. 

Meine Damen und Herren, die Freiheitliche Fraktion stellt daher heute ganz bewusst einmal die Frage, ob die islamische Glaubensgemeinschaft in Österreich, ob diese IGÖ, die ja verantwortlich dafür ist, den Status einer anerkannten Religionsgemeinschaft behalten kann, ob sie diesen Status nicht verlieren muss, genau dann nämlich, wenn sie weiterhin ihre Privilegien missbraucht und weiterhin radikale Lehrer im Unterricht einsetzt, wenn sie weiterhin ihre Privilegien dadurch missbraucht, dass sie islamistische Schulbücher auch in Zukunft weiterhin für den Unterricht zulässt. 

Meine Damen und Herren, ich meine daher, der Staat muss die volle Aufsicht hier wahrnehmen. Der Staat darf sich das doch nicht bieten lassen! Der Staat muss das Recht haben, die Auswahl der Lehrer zu kontrollieren. 

Wir wollen daher auch eine staatliche Zulassung der Lehrer in Zukunft, um radikale Islamisten ausschließen zu können. Wir sagen auch, der Staat muss natürlich das Recht haben, die Lehrmittel zu kontrollieren. Wir fordern daher auch eine staatliche Approbation der Schulbücher, so wie es ja bei allen anderen Schulbüchern auch der Fall ist. Wir wollen eine staatliche Approbation auch der islamischen Religionsbücher. 

Meine Damen und Herren, es hat sogar die Integrationsstadträtin in Wien das schon erkannt, jene Integrationsstadträtin, die Frau Frauenberger – und ich kann mich noch sehr gut erinnern –, die hier vor wenigen Monaten noch ihr Amt angetreten hat mit linkslinken Träumereien von erleichtertem Zugang zur Staatsbürgerschaft, von noch mehr Einwanderung. Das waren ihre Träumereien. Wenn man sich hier ihre Läuterung nach ein paar Monaten anschaut, meine Damen und Herren, dann sieht man, dass die Integrationsstadträtin etwa in der heutigen „Presse", nachdem sich die Frau Frauenberger einige Monate damit befasst hat, vor dieser fanatischen Religiosität warnt, die zum Schaden unserer Stadt ist. (Abg Mag Thomas Reindl: Sie waren ja gar nicht bei der Sitzung, wie sie angetreten ist!)

Und ich frage Sie nochmals, meine Damen und Herren, wollen Sie da wirklich länger zusehen? Es darf uns doch nicht egal sein, wer unsere Kinder erzieht, meine Damen und Herren! Es darf uns nicht egal sein, wenn extremistische Lehrer, wenn islamistische Lehrer die Kinder in der Schule verhetzen, wenn sie den Boden für den Islamismus in Wien aufbereiten!

Meine Damen und Herren von den anderen drei Fraktionen, ich ersuche Sie daher, ich bitte Sie: Machen wir doch Schluss mit diesen islamistischen Umtrieben! Setzen wir diesem Spuk ganz schnell gemeinsam ein Ende, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Smolik. 

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Ich setze dort fort, wo der Kollege Schock aufgehört hat. Setzen wir diesem Spuk ein Ende! Es ist unerträglich, es ist erbärmlich, wie Sie hier in diesem Haus jeden Tagesordnungspunkt dazu nützen, Ihren Rassismus, Ihrer Minderheitenfeindlichkeit und Ihren islamophobischen Tendenzen Ausdruck zu verleihen, sodass man da sitzend und das anhörend sich denkt, wo ist man, warum ist es in diesem Haus so, dass das hier einfach so stehen gelassen wird. (StR Johann Herzog: Weil es die Wähler so wollen!) – Weil die Wiener das so wollen. Ja, genau, man merkt ja bei Ihren Wahlergebnissen, wie viel Prozent der Wienerinnen und Wiener das wollen. 

Es ist unerträglich, was Sie hier von sich geben. Ich fürchte mich vor der wirklich radikal islamischen Kindergärtnerin, die jetzt auf unsere Kinder einstürzt. (StR Johann Herzog: Wir auch, Frau Smolik, nicht nur Sie!) Das ist so etwas von hanebüchen und fremdenfeindlich, dass es nicht mehr erträglich ist. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Ihr Kollege Gudenus hat ja vorhin in der Aktuellen Stunde eine Leistungsbeurteilung nach Noten eingefordert. Wäre ich eine Lehrerin, würde ich sagen: Themenverfehlung, Nicht genügend, setzen.

Sie haben offensichtlich keine Ahnung, worum es in diesem Gesetz geht. Es geht nicht um die Schulbücher, es geht nicht um die Schulen, sondern es geht um die Kindertagesheime. Es geht darum, dass eine …(StR Johann Herzog: Man kann aber darüber reden!) – Sicher kann man darüber reden, aber ich muss es ja nicht gut finden, oder? (StR Johann Herzog: Wir dürfen reden, wir lassen es uns nicht verbieten!) – Ja, offensichtlich wissen Sie es nicht. Der Kollege Schock hat von den Schulen gesprochen – und nicht von den Kindertagesheimen – und Religionsbüchern und sonstigem Unsinn, den ich hier nicht wiedergeben werde. (Abg Mag Wolfgang Jung: Sie reden jetzt auch nicht von den Kinderbüchern!) – Von den Kinderbüchern? Nein, ich spreche nicht von den Kinderbüchern. Herr Jung, ich gratuliere, Sie haben es wirklich verstanden!

Zum Kindertagesheimgesetz und zur Änderung des Kindertagesheimgesetzes: In diesem Gesetz soll in § 9, der Qualitätskriterien regelt, die in den Kindertagesheimen festgelegt werden, auch das Mindestausmaß an bespielbarer Bodenfläche geändert werden, das bei der letzten Änderung des Kindertagesheimgesetzes mit 3 m² festgelegt wurde. 

Es hat eine sehr lange Diskussion im Vorfeld gegeben, bis es zum Glück zu dieser Veränderung der bespielbaren Bodenflächenmaße gekommen ist. Es wurde auch damals schon in den Diskussionen erwähnt, dass jedes glückliche Huhn mehr Bewegungsraum hat, als damals in den Kindertagesheimen vorgesehen war. Wir sind unter anderem deswegen auch dafür gewesen, dass diese 3 m² in das Gesetz genommen werden, weil es notwendig ist, dass unsere Kinder genügend Platz in den Kindertagesheimen haben.

Es wurde dann auch in dem letzten Gesetz eine 
Übergangsfrist von drei Jahren gewährt, dass vor allem die Privaten und jene Kindertagesheimbetreiber, die nicht so schnell umstellen konnten, eine Möglichkeit haben, das auch zu machen beziehungsweise, damit sie keine wirtschaftlichen Nachteile haben. 

Es ist uns klar, dass das nicht so schnell geht. Es war auch damals klar, dass das in drei Jahren wahrscheinlich nicht möglich sein wird und dass da Nachsichten erteilt werden müssen.

Das, was jetzt hier an Nachsicht geändert werden soll beziehungsweise, dass die 2 km-Regelung auf 1 km reduziert werden soll, ist wahrscheinlich noch immer notwendig, um auch denen die Möglichkeit zu geben, die diese räumlichen Erfordernisse noch nicht leisten konnten, das auch zu machen. 

Ich möchte deswegen mit dem Kollegen Wutzlhofer einen Antrag einbringen, der besagt, dass wir in einer Übergangsfrist bis 31.12. bei Kindertagesheimen gemäß § 16 Abs 2 von dem in der Verordnung festzusetzenden Mindestausmaß an bespielbarer Bodenfläche Nachsicht erteilen, wenn im Umkreis von 1 km nicht genügend Betreuungsplätze in anderen Kindertagesheimen vorhanden sind. 

Ich glaube, dass es in den 5 Jahren gelingen sollte, dass diese 3 m² Bodenfläche erreicht werden. Ich glaube auch, dass wir von dem Qualitätskriterium des genügenden Raumes für Kinder in den Kindertagesheimen nicht abrücken sollten, genauso wie wir von anderen Qualitätskriterien, die in dem Gesetz festgelegt sind, nicht abrücken sollten. 

Es freut mich, dass es hier mit dieser 5-Jahres-Regelung eine Zustimmung der Sozialdemokratie gibt. Denn ich glaube schon, dass wir uns im Bezug auf die Qualität hier auf dem richtigen Weg befinden. Es freut mich natürlich, dass hier jetzt dem entsprochen wird, dass wir sagen: Okay, fünf Jahre geben wir noch, aber dann ist Schluss, dann soll wirklich genügend Platz für unsere Kinder in den Kindergärten gegeben sein. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Mag Anger-Koch. 

Abg Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch uns geht es hier um die Kinderbetreuung und die Qualität der Kinderbetreuung. Bezüglich der Novellierung, die zu dem Wiener Tagesheimgesetz heute hier beschlossen werden soll, haben wir einfach das Gefühl, dass eine qualitativ hochwertige Kinderbetreuung hier etwas konterkariert wird. Sie haben vor vier Jahren einen guten pädagogischen Standort für die Wiener Kinderbetreuungseinrichtung verordnet, das waren kleine Gruppen und strenge Mindestanforderungen bei den räumlichen Ausstattungen. Jetzt hat es irgendwie den Anschein, als wenn diese Regelungen ausgehöhlt werden. Meine Kollegin Smolik hat ja das Gesetz schon erläutert. 

Wir wollen gerne einen Beschlussantrag betreffend die Streichungen der bestehenden Nachsichtsregelung im Wiener Kindertagesheimgesetz einbringen. 

„Die Amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport möge per Vorlage einer Novelle des Wiener Kindertagesheimgesetzes die derzeit bestehende Nachsichtsregelung, die im Wiener Kindertagesheimgesetz unter § 9 Abs 3 angeführt ist, ersatzlos streichen.

Des Weiteren möge sie durch eine Novellierung der rechtlich administrativen Landesbestimmungen die qualitativen Kriterien im Bereich der Kinderbetreuung, sprich, Größe der Betreuungsgruppen, räumliche Anforderungen, Anforderungen an das Betreuungspersonal weiter optimieren. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." (Beifall bei der ÖVP.)

Die ÖVP ist der Meinung, dass wir einen vollkommen falschen Weg beschreiten. Wir wollen eine Qualitätssicherung, eine Qualitätssteigerung haben, und das soll auch intensiviert werden. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Wutzlhofer. 

Abg Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Hohes Haus!

Ein paar Worte zum Kindertagesheimgesetz, dessen Novelle eigentlich das Thema der heutigen Tagesordnung sein sollte: Es ist, wie schon kurz von den Freiheitlichen am Anfang sogar richtig erwähnt, das Nachvollziehen einer EU-Regelung – dann ist das Ganze ein bisschen abgeglitten –, die vorsieht, dass die Ausbildung für KindergartenpädagogInnen aus anderen EU-Ländern der österreichischen gleichgestellt werden kann und – darauf haben Sie Bezug genommen, Herr DDr Schock – und dass Ausbildungen als gleichwertig anerkannt werden, „die in einem anderen Staat erworben wurden, dessen Staatsangehörigen Österreich auf Grund eines Staatsvertrages im Rahmen der Europäischen Integration dieselben Rechte für den Berufszugang zu gewähren hat wie österreichischen Staatsangehörigen". 

Es ist die Frage, wer so einen Vertrag hat! Eine kurze Recherche bei der Leiterin der MA 11 war notwendig. Diese hat dazu geführt, dass es einen Staat gibt, der ein solches Abkommen mit Österreich hat, das ist die Schweiz. Schweizerisierung der österreichischen Verhältnisse ist eine irrsinnige Gefahr, vor der Sie hier eindrücklich gewarnt haben. (Abg Mag Thomas Reindl: Um Gottes Willen! Da wird die FPÖ gleich eingreifen!) Ich schließe mich dem nicht an, ich habe keine Schwierigkeiten mit Schweizern. 

Ich möchte auch ganz eindeutig etwas anderes sagen: Unabhängig von der Unmöglichkeit der Anrechnung nach dem neuen Gesetz für Pädagoginnen und Pädagogen, die aus der Türkei kommen – diese müssen nach wie das Nostrifikationsverfahren abschließen wie bisher auch –, ist es eine Entwicklung, die wir ausdrücklich befürworten, eine Entwicklung, die zu mehr Interkulturalität in den Wiener Kindergärten führen soll, was auch die Ausbildungen in den BAKIPs beinhalten sollen. Mehr Interkulturalität in der Elternarbeit, in der Sprachförderung, in den Kindergärten, der PädagogInnen bringt einfach Integration ein mächtiges Stück voran. 

Wenn Sie sagen, Sie wollen auf der einen Seite keine Parallelgesellschaftlichen, die Sie überall orten – ich teile Ihre Meinung da nicht –, und auf der anderen Seite sind Sie gegen jeden Schritt, der die Möglichkeit der Integration von Menschen mit anderem kulturellen Background in unserer Gesellschaft beinhaltet, dann ist das erstens eine Politik des Halbwissens und zweitens eine Politik, die keine Probleme löst, sondern Probleme überhaupt erst schafft. Aber das ist genau das, was Sie wollen. Sie wollen Probleme schaffen, um nachher zu zündeln, und das lehnen wir ab. (Beifall bei der SPÖ.)

Schützen Sie uns vor Extremisten und vor Fanatikern, haben Sie gesagt. Ich sage Ihnen, ich wünsche mir das so sehr, dass mich irgendjemand schützt vor diesen Extremisten und Fanatikern in diesem Haus, die da in Ihrer Fraktion sitzen. Es ist unerträglich: Ihre Politik des Verfolgungswahns und des Hasses und der Unwissenheit und der Verteufelung von allem, was man nicht versteht; und da man so viel nicht versteht, wird alles verteufelt. (Beifall bei der SPÖ.)

Zum Punkt der Nachsichtsregelung hat Kollegin Smolik ja schon ausgeführt, dass wir gemeinsam einen Antrag stellen, der den Trägerinnen und Trägern der Kindergärten in Wien ermöglicht, sich auch passend zu dem Versorgungsauftrag, den es in unserer Stadt gibt und der an oberster Stelle steht, und zu ihren eigenen Bedingungen, die sie haben, auf das Kindertagesheimgesetz einzustellen, also diese fünf Jahre Übergangsfrist. Mehr habe ich dazu nicht zu sagen.

Eine Sache möchte ich noch in Richtung ÖVP sagen, nämlich über Zahlen. Ich kann es mir nicht verkneifen. Es war heute in der Bildungsdiskussion Thema, gestern ist es im Gemeinderat anlässlich der Gebührendebatte, glaube ich, von der wie immer faktensichern Frau StRin Cortolezis-Schlager diskutiert worden. Da ist erstens gekommen: In Wien zahlt man für einen Kindergartenplatz, einen Betreuungsplatz 270 EUR. Dann ist gekommen: Ein Halbtagesplatz kostet 200 EUR, und das alles sei total viel und verglichen mit anderen Bundesländern überhaupt ein Wahnsinn. 

Ich halte diese unredliche Diskussion nicht aus, und deswegen muss ich das auch jetzt zum Thema sagen. Vielleicht ein bisschen zum Zuhören: Ein Ganztagesplatz in einem Wiener Kindergarten kostet 214,28 EUR, ein Zeitplatz – also bis 14 Uhr – 155,25 EUR und ein Halbtagesplatz 126,82 EUR. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Essen!) Wenn man das Essen, wie Sie richtig sagen, dazunimmt – was man beim Halbtagsplatz nicht dazunimmt, wovon Sie gesagt haben, er kostet 200 EUR; also, 126,82 EUR, ein „kleiner" Unterschied! –, dann kommt man für einen Ganztagesplatz auf diesen Betrag, den allerdings nur weniger als ein Drittel aller Eltern zahlt! Weniger als ein Drittel aller Eltern! 40 Prozent erhalten eine Ermäßigung, und der Rest bezahlt gar nichts. 

Vorarlberg ist ein gutes Thema! Kennen Sie die Statistiken über die Schließtage? In Wien sind die Kindergärten durchschnittlich 10,1 Tage im Jahr geschlossen. Das betrifft die städtischen Kindertagesheime, die zwei Schließtage haben und gemeinsam mit den privaten Trägern durchschnittlich 10,1 Schließtage haben. Bezüglich Vorarlberg hat die Frau Stadträtin gesagt, es gibt 56,5 Schließtage im Jahr, durchschnittlich! Das sind elf Wochen! Ich meine, welche berufstätigen Leute können diesen Kindergarten mit ihrem Leben vereinbaren? 

Abgesehen davon ist der Vereinbarkeitsfaktor laut AK von vorarlbergerischen Kindergärten 9 Prozent und von tirolerischen 5 Prozent. Das heißt, 5 Prozent aller Kindergärten in Tirol – ÖVP-Bundesland –, 9 Prozent in Vorarlberg – ÖVP-Bundesland –, 10 Prozent in Niederösterreich – ÖVP-Bundesland – sind ganztägig geöffnet, an fünf Tagen geöffnet, 40 Stunden in der Wochen geöffnet. In Wien sind das 80 Prozent! 

Es geht mir auf den Geist, wie Sie das beste System in ganz Österreich mit völlig falschen Zahlen permanent schlechtmachen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sehen Sie, es wäre mir echt recht – ich will nichts schönreden, man kann immer viel verändern, gerade im Bildungssystem muss man immer viel verändern – ... (Zwischenruf von StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager) – Ich habe so ein Rauschen im Ohr! Ich hoffe, das ist kein Tinnitus! – Wissen Sie, es wäre wirklich schön, wenn man sich darauf einigen könnte, wie die Zahlen wirklich sind, und es gäbe eine Unterstützung dort, wo Sie zuständig sind, nämlich in den Bundesländern, wo Sie zuständig sind, und auf Bundesebene. 

Auf Bundesebene fällt mir nämlich etwas ein: Da gibt es eine OECD-Studie, „Education at a Glance“, eine ganz aktuelle Studie, aber im Grunde genommen eine von vielen bildungspolitischen Studien, die ein vernichtendes Zeugnis für sieben Jahre Schulpolitik von Schüssel und Gehrer darstellen. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Kindergärten sind Landessache!) Es ist heute in der Früh schon diskutiert worden, ich will nicht alles noch einmal wiederholen: zu wenig HochschulabsolventInnen, Bildung ist nach wie vor eine Sache der sozialen Herkunft, Förderung von MigrantInnenkindern geht nicht so schlecht. Und da sagt der Parteiobmann der Wiener ÖVP „Gio" Hahn: In dieser Studie ist nicht sonderlich Neues! Danke für die Mitarbeit für eine Verbesserung des Bildungssystems. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Soll der Kindergarten Bundessache werden? – Abg Martina LUDWIG: Das wäre eine Chance für die ÖVP-Bundesländer!) 

Wissen Sie, es wäre viel gewonnen, wenn wir uns alle den Fakten, die auf dem Tisch liegen, nicht länger verschließen und gemeinsam ein besseres Bildungssystem erarbeiten. Da gibt es viele Vorschläge auch der Bundesregierung, auch der Mitglieder der SPÖ in dieser Bundesregierung: kleinere Klassen, verpflichtendes Vorschuljahr, nur als ein Thema. Es ist übrigens von Ihnen auch immer wieder gefordert worden. Sie wollen das Ganze nur in Wien, und allen anderen Bundesländern wollen Sie das verschließen. Das ist mir unverständlich, aber bitte! 

Wissen Sie, es wäre schön, wenn wir gemeinsam an einer flächendeckenden und hochwertigen Versorgungslandschaft arbeiten und nicht diese unredliche Politik mit irgendwelchen völlig falschen Zahlen weiterführen. Dass es auch in Wien einiges zum Ausbauen gibt, ist überhaupt keine Frage. Deshalb werden die Kindergärten in Wien auch völlig weiterentwickelt, deshalb gibt es einen Bildungsplan, deswegen wird es in den nächsten Jahren einen massiven Ausbau gerade der Krippenplätze geben. 

Krippenplätze in Vorarlberg, ein super Thema! Wissen Sie eigentlich, dass es in Wien dreimal so viel Kinderkrippenplätze wie in ganz Österreich zusammen gibt? Und Sie kommen her und sagen: Vorarlberg, das will ich auch! – Na super. Wir können stolz sein auf die Wiener Kindergärten und – zum Glück! – darauf, dass Sie nicht verantwortlich sind dafür. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Bevor ich die letzte Wortmeldung aufrufe, darf ich mitteilen, dass Frau Präsidentin Stubenvoll nunmehr entschuldigt ist. 

Ich darf Sie weiters informieren, es gibt in der Zwischenzeit einen Beschlussantrag der ÖVP, der in Ordnung ist, und einen Abänderungsantrag der GRÜNEN und der SPÖ, der noch nicht genügend unterstützt ist. 

Ich frage, ob er von den Abgeordneten unterstützt wird? – Damit ist er jetzt eingebracht und kann verhandelt werden. 

Wir kommen zur nächsten Wortmeldung, Herr Abg Gudenus. (Abg Mag Thomas Reindl: Oje, das wird wieder so eine Rede wie vom Schock!) 

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Es freut mich immer, Herr Kollege, dass Sie mich so ankündigen! Da merkt man schon, Sie haben recht. (Abg DDr Eduard Schock in Richtung SPÖ: Ihr wollt die Wahrheit nicht hören!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Werter Herr Kollege! 

Kollege Wutzlhofer, den ich sehr schätze, hat vorher davon gesprochen, dass das System in Wien das beste ist. (Heiterkeit bei der SPÖ.) – Anscheinend finden Sie das lustig, aber wie Sie meinen. Trotzdem stellt sich immer wieder die Frage, wenn wir von Kinderbetreuung, Kindergärten in Wien sprechen: Wo bleibt hier der kostenlose Kindergarten in Wien? Wir reden immer vom sozialen Wien, wir reden immer von Unterstützung für Familien: Wo bleibt der kostenlose Kindergarten? Das sind Sie uns und der Wiener Bevölkerung schuldig, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ. – Abg Mag Thomas Reindl: Die Antwort heißt soziale Staffelung!) – Staffelung, ja! Ich kenne die Antwort, danke, das hätten Sie nicht sagen müssen. (Abg Mag Thomas Reindl: Aktives Zuhören! Dann merken Sie es sich!)

Uns liegt heute die Änderung zum Wiener Kindertagesheimgesetz vor. Wir sollen eine EU-Richtlinie nachvollziehen, umsetzen. Die Ansicht der FPÖ ist es ja, dass hier nicht alles, was von der EU verordnet wird, umgesetzt werden soll, und vor allem nicht ungeprüft. Wir sagen nicht zu allem Ja und Amen, weil wir uns eben diese Vorgaben in vielen Fällen nicht bieten lassen. Wir haben uns diese Vorgabe angeschaut und werden diese Vorgabe ablehnen, weil uns die EU – das haben wir auch in einer der letzten Sitzungen vor dem Sommer schon bemerkt – schon genug Unsinn beschert hat. 

Auch wenn jetzt vielleicht islamische Länder im Rahmen der Staatsverträge nicht betroffen sind, wenn solche Ausbildungen nicht anerkannt werden sollen, sondern erst noch nostrifiziert werden müssen, so kann es durchaus sein, dass Staatsverträge in Zukunft mit solchen Ländern abgeschlossen werden können. Und es birgt eben die Gefahr, wie der Klubobmann Schock auch schon gesagt hat, dass hier islamische Betreuungspersonen auf unsere Kinder losgelassen werden. Die Erfahrung zeigt eben, dass das in die falsche Richtung laufen wird. Ich verweise, wie es auch schon der Herr Klubobmann gemacht hat, auf die islamischen Schulbücher, die wir als FPÖ aufgedeckt haben. Wir haben diesen Skandal aufgedeckt. 

Das Buch „Erlaubtes und Verbotenes im Islam" schreibt eben vor, Handabhacken für Diebe, Tod für Homosexuelle, Scharia für alle. Die Frau ist der Acker des Mannes, oder 80 Peitschenhiebe fürs Weintrinken. Da müsste ich ja täglich mehrere Hundert kassieren. Also, alles nicht so rosig, eigentlich wirklich schockierend! 

Und noch schockierender ist eigentlich heute die Antwort auf die Anfrage an den Herrn Bürgermeister. Noch schockierender ist die Reaktion vom Herrn Bürgermeister, nämlich alle diese Probleme – die Probleme, die uns alle betreffen, die unsere Kinder in Schulen betreffen, die unsere Kinder in Kindergärten betreffen, die uns leider in Zukunft noch mehr betreffen werden – zu verniedlichen, zu verwässern, ins Lächerliche zu ziehen. Genau das ist Ihrer Strategie: Diese Probleme unter den Tisch zu kehren. Genau das ist Ihre Strategie: Alles zu zerreden, ins Lächerliche zu ziehen, bis es zu spät ist. Und es wird auch bald zu spät sein. Und darauf weisen wir Freiheitliche hin, und zwar tagtäglich, wenn es sein muss, beim Bürger, im Gegensatz zu Ihnen, die sich vor dem Bürger verstecken, wie zum Beispiel bei der Demonstration im 20. Bezirk. Dort hat sich der Herr Bezirksvorsteher vor 2 000 Bürgern versteckt. 

Eine Studie der Akademie der Wissenschaften weist schon darauf hin, dass bis zum Jahre 2020 der Großteil der Volksschüler muslimisch sein wird und bis zum Jahre 2050 der Islam die größte Glaubensgemeinschaft in Österreich sein wird, wenn die Tendenzen so weitergehen. 

Ich zitiere hier einen Publizisten, den Herrn Henryk Broder, er entstammt einer jüdisch-deutschen Familie. Er hat ein Interview in der „Wiener Zeitung" am 19. September 2007 gegeben. Der Titel lautet: „Man muss heute intolerant sein!“ Das klingt sehr provokant. Er sagt weiter: „Wir ... haben sehr viel Zeit damit verbracht, die islamische Bedrohung kleinzureden." Wir verbringen leider immer noch sehr viel Zeit hier, vor allem hier im Gemeinderat und im Landtag, diese islamische Bedrohung kleinzureden. Er spricht weiter: „Allzu großzügige Zeichen des Entgegenkommens werden von der Gegenseite ... gar nicht honoriert.“ Man sieht also, die falsche Offenheit, die Sie entgegenbringen, die falsch verstandenen Menschenrechte werden uns nicht nur langsam, sondern akut zum Verhängnis. Und Sie lassen das weiterhin zu. 

Der Islam ist im Vormarsch in Wien. Darüber kann man nicht hinwegtäuschen. Die Islamisierung in Wien und in Österreich ist besorgniserregend. Es wird oft behauptet, dass der Islam europäisch wird und sich anpasst an die europäischen Werte. Aber ich glaube, dass diese Tendenz eher rückwärtsgewandt zu sein scheint. Ich zitiere hier den Herrn Öztoplu, den Leiter des Integrationsvereins „Echo", der da sagt: „Die zweite und dritte Generation der muslimischen Einwanderer hat immer weniger Kontakte zur europäischen Gesellschaft. Es gibt kaum noch Durchlässigkeit zwischen den Gemeinschaften. Die multikulturelle Gesellschaft ist zur Falle geworden." 

Das sagt, bitte, der Leiter des Integrationsvereins 
„Echo", und deswegen kann man auch noch feststellen, dass hier kein Europäisierung des Islam stattfindet, sondern auf jeden Fall eine Islamisierung Europas. Und dem wird auch von Ihnen, den Damen und Herren der Grünen und der Roten Fraktion hier im Landtag, Vorschub geleistet.

Es wäre doch ein wunderbarer Werbeslogan für Sie – weil Sie immer sagen, „Bewegung findet Stadt" in Wien oder „Bildung findet Stadt" –, ich kann nur sagen, Sie könnten auf die Plakate schreiben, „Islamisierung findet Stadt". Das würde wahrscheinlich am besten passen, das wäre die gelungenste Kampagne der SPÖ seit Langem, weil sie nämlich ehrlich wäre. (Beifall bei der FPÖ.)

Man sieht also, der Islam ist ja nicht nur eine Religion, sondern auch eine Ideologie, die Anspruch auf Weltherrschaft erhebt. Das klingt jetzt sehr brutal, aber ich zitiere hier den Schriftsteller Adel Khoury, der eben hier sagt: „Das Endziel des Kampfes auf dem Weg Gottes, wie sich der Koran ausdrückt, wird erst erreicht, wenn auch das Gebiet der Feinde dem Gebiete des Islam angegliedert wird, wenn die Nichtmuslime sich der Oberherrschaft des Islam unterworfen haben. Bis dahin bleibt der Heilige Krieg ein Dauerzustand – militärisch oder zumindest politisch." 

Der Herr Nadeem Elyas, das ist der Vorsitzende des Zentralrates der Muslime in Deutschland, sagt auf die Frage, ob der Islam mit dem sekulären Rechtsstaat vereinbar sei: „Ja, solange die Muslime in der Minderheit sind." – Das sagt er im „Stern" Nummer 34 aus dem Jahre 2002.

All dies ist Realität, meine sehr geehrten Damen und Herren, das lässt sich alles nachvollziehen, das kann man auch alles „googeln“, wie Sie es immer so gerne tun, und durchaus nachvollziehen. Das ist alles Realität. Realität sind leider auch islamische Schläfer in Wien, wie die letzten Wochen gezeigt haben, und auch der islamische Terror wurde fast Realität in Wien, wie die letzten Tage und Wochen gezeigt haben. 

Und wenn dann eine beherzte Bürgerinitiative von ihrem Recht auf Versammlungsfreiheit Gebrauch macht und eine friedliche Kundgebung abhält, werden die Linken plötzlich nervös. Einschränkung der Grundrechte und die Gefahr der Islamisierung ist Ihnen völlig egal, das ist Ihnen wurscht, die Gefahr wird verharmlost, aber wenn sich mehr als 1 500 Leute friedlich auf die Straße begeben, weil es ihnen reicht, so werden sie kriminalisiert und als Neonazis abgestempelt. Das ist die typische kommunistische Manier: Die echten Kriminellen werden gedeckt, und die Andersdenkenden werden kriminalisiert. (Beifall bei der FPÖ.)

Das gibt einem schon zu denken, weil diese Demonstration von mehr als 1 500 Leuten ein eindeutiges und klares Zeichen gegen eine weitere Islamisierung in Wien war. Es war eine friedliche Demonstration, die gegen islamische Herrschaftsansprüche in Wien demonstriert hat. Es ist zurückzuweisen, dass es sich bei dieser Veranstaltung um eine Ansammlung von Rechtsextremen oder von Skinheads gehandelt haben soll, so wie Sie es gesagt haben, Frau Vassilakou. Diese Darstellung ist völlig falsch, durchsichtig und entspricht 
überhaupt nicht den Tatsachen. Es wird ja in der medialen Darstellung auch gänzlich verschwiegen, dass die kleineren Zwischenfälle allesamt mit Identitätsfeststellungen der sozialistischen und linken Gegendemonstranten geendet haben. Es gab rund 15 Anhaltungen der linken Demonstranten. Das ist alles auch nachvollziehbar bei der Polizei. (Abg Jürgen Wutzlhofer: Woher wissen Sie das?)

Besonders interessant das Verhalten – das nur am Rande – der Sozialistischen Jugend. Die demonstrieren ja immer gegen Faschismus. Wir wissen, es gibt zwei Arten von Faschisten, nämlich die Faschisten und die Antifaschisten – das auch nur am Rande –, und es gab natürlich eine Gegendemo mit Schildern „Der Islam ist nicht das Problem". Das ist ein bisschen eigenartig. (Abg Mag Thomas Reindl: Können Sie mir erklären, warum ein Antifaschist ein Faschist ist! Erklären Sie mir, warum ein Antifaschist ein Faschist ist.) Der Islam ist zwar gegen die Gleichberechtigung von Frauen, für Zwangsehen, für die Einschränkung der Grundrechte, aber der Islam ist für die Sozialistische Jugend anscheinend nicht das Problem. 

Also eine Pro-Islamisierungs-Kundgebung hat hier stattgefunden, und nur eine Woche davor geht die SJ her und macht einen Aufruf gegen den Papst. Wie ist das jetzt zu werten? Niemand muss für den Papst sein, niemand muss in die Kirche gehen, niemand verlangt, dass die SJ täglich oder sonntags in die Kirche geht, niemand verlangt, dass der Papst gehuldigt wird, aber wenn man diese beiden Aktionen im Zusammenhang sieht, nämlich für die Islamisierung demonstrieren und gegen den Papst, dann lässt das doch wirklich irgendwie tief blicken. Hat die SJ als neues Logo den Halbmond? (Zwischenruf der Abg Mag Maria Vassilakou.) Ich meine, bei den GRÜNEN ist es leichter, ihr habt die Farbe Grün, das ist die islamische Farbe, das ist offensichtlich und wahrscheinlich auch kein Zufall. Aber das Ganze erscheint dann umso logischer, wenn man hört, dass der Möchtegern-Terrorist, der in Wien gefasst wurde, offensichtlich den Gerüchten nach Mitglied der SJ gewesen sein soll. Dieser Mohammed M soll Mitglied bei der SJ gewesen sein, und dann erscheint ja alles viel klarer. Man sieht also, dass Sie die Wegbereiter der Islamisierung in Österreich sind.

Ich will ja gar nicht sagen, dass jeder Muslim ein Terrorist ist, aber es ist leider traurige Realität, dass in den letzten Jahren jeder Terrorist ein Muslim war. Sonstige Pauschalverurteilungen sind natürlich völlig falsch und unangebracht.

Die Wiener FPÖ wird weiterhin als Anwalt der Wienerinnen und Wiener auftreten, wenn es darum geht, dem Islamismus Einhalt zu gebieten. Es wird Ihnen auf keinen Fall gelingen, den begründeten Protest der Anrainer zu verunglimpfen. Es wird Ihnen auch auf keinen Fall gelingen, mit den von Ihnen gesteuerten Gegendemonstranten die Veranstaltung in ein schiefes Licht zu rücken. (Abg Mag Thomas Reindl: Herr Gudenus, warum ist ein Antifaschist ein Faschist? Erklären Sie mir das!) Wir werden uns auf keinen Fall den Mund verbieten lassen, lieber Herr Kollege, wenn es darum geht, weiterhin auf die Straße zu gehen mit den berechtigten Anliegen der Bürger, um gegen die weitere Islamisierung in Wien anzukämpfen. [Abg Mag (FH) Tanja Wehsely: Die Bürger wollten ja gar nicht auf die Straßen gehen!] Ja, ja, ich weiß, dass Sie das gerne anders darstellen, Frau Kollegin, ich weiß, Sie wissen immer alles besser. (Abg Harry Kopietz: Und Sie haben keine Ahnung!) Sie sind gestern hier gestanden wie eine Predigerin und haben alles besser gewusst. Sie wissen ja alles besser, aber 2 000 Leute auf der Straße sprechen, glaube ich, eine ganz, ganz klare Sprache, und wir als FPÖ haben diesen Demonstrationszug natürlich gerne unterstützt. (Abg Mag Thomas Reindl: Herr Gudenus, erklären Sie mir, warum ein Antifaschist ein Faschist ist! Erklären Sie mir das bitte!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme zum Schluss. Das alles und unsere Ablehnung zu dieser Änderung des Gesetzes ist vor dem Hintergrund meiner Ausführungen zu sehen. Wir werden es nicht weiter zulassen, dass hier islamische Hassprediger auf unsere Kinder losgelassen werden. (Abg Harry Kopietz: Das ist ja unglaublich!) Ich erinnere an die islamischen Kinder in der islamischen Schule in Floridsdorf, wo in Schulbüchern jahrelang gegen Andersgläubige gehetzt wurde, wo den Kindern beigebracht wurde, sich keinesfalls zu integrieren, und wo gesagt wurde, dass der Islam die einzig wahre Religion sei. (Abg Mag Thomas Reindl: Herr Gudenus, warum ist ein Antifaschist ein Faschist? Erklären Sie mir das!)

Und in diesem Lichte lehnen wir die Änderung zu diesem Gesetz ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Ich habe eine Wortmeldung zu einer tatsächlichen Berichtigung.

Bevor ich aber das Wort erteile, eine Bemerkung. Sie wissen, dass ich mich sehr zurückhalte mit Kommentaren bei Reden und bei Äußerungen, heute mache ich eine Ausnahme, weil es mir wichtig erscheint.

Herr Abg Gudenus, Sie haben gesagt, Sie wissen, es gibt zwei Faschismen: eins den Faschismus, zwei die Antifaschisten. 

Ich halte das für ungebührlich für dieses Haus, in dieser Form eine solche Feststellung zu machen, nämlich Antifaschisten als Faschisten darzustellen. Ich weise das zurück. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und GRÜNEN.) 

Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr StR Ellensohn gemeldet. 

StR David Ellensohn: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Tatsächliche Berichtigung. Ich hätte es gerne so schön gesagt, wie es gerade der Herr Präsident Hatzl formuliert hat, aber die tatsächliche Berichtigung ist zeitlich begrenzt, deswegen sage ich nur: Was der Herr Gudenus hier gesagt hat, ist alles Quatsch. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ. – Abg Mag Wolfgang Jung: Vielleicht kann der Herr Präsident auch dazu eine Bemerkung machen! Was war das für eine Berichtigung? – Abg Christian Oxonitsch: Das war eine Berichtigung! Ganz eindeutig!)

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Riha ist als Nächste zu Wort gemeldet.

Abg Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Es ist erstaunlich, was man aus einem Thema machen kann. Ich glaube, man könnte hier alles diskutieren, und Sie hätten Ihr Lieblingsthema, und ich bin sehr dankbar, dass das nicht nur mir auffällt.

Ich möchte gerne wieder zum Ursprungsthema zurückkommen, nämlich zum Kindergarten. Meine Kollegin Anger-Koch hat ja schon zu dem Kindertagesheimgesetz Stellung genommen, daher möchte ich zum Kindergarten allgemein Stellung nehmen. 

Der Herr Abg Wutzlhofer hat gesagt, er hört nicht gerne Zahlen. Leider kann ich ihm ein paar Zahlen doch nicht ersparen. (Abg Jürgen Wutzlhofer: Ihnen verzeihe ich das!) In ein paar Monaten wird aller Voraussicht nach die Neuregelung des Kinderbetreuungsgeldes in Kraft treten. Derzeit haben wir in Wien mehr als 24 000 Bezieherinnen und ‑bezieher von Kinderbetreuungsgeld. Es ist damit zu rechnen, dass, wenn es jetzt 800 statt der 436 EUR gibt, bereits ab 1. Jänner viele Frauen auf diese Neuregelung zurückgreifen wollen oder müssen und es einen deutlich erhöhten Bedarf an Kinderbetreuungsplätzen gibt. 

Jetzt wurden von unserem Vizekanzler Molterer ja 20 Millionen EUR für das nächste Jahr zur Verfügung gestellt, und ein großer Teil davon wird auch Wien zugute kommen, und der Herr Landeshauptmann hat in der Vorwoche ja schon verkündet, es wird in den nächsten drei Jahren 3 000 Kindergartenplätze geben. Am Anfang habe ich mir gedacht, das ist eine tolle Zahl. Dann habe ich es mir ganz genau angeschaut, denn Zahlen sind immer was sehr Subjektives. Das heißt, in drei Jahren gibt es je 1 000 Kindergartenplätze pro Jahr. Wenn man die Kindergartenplätze auf Gruppen umrechnet und pro Kindergarten 25, pro Krippe 15, sagen wir im Schnitt 20, rechnet, sind das 50 Gruppen pro Jahr. Wenn man das auf die 23 Bezirke aufteilt, dann haben wir genau 2,2 Gruppen pro Bezirk und ungefähr 44 Kinder.

Ich kann Ihnen aber wirklich schon jetzt aufzählen, dass sich das nicht ausgehen wird, weil schon jetzt in einem Kindergarten oft 40, 50 Plätze fehlen, vor allen Dingen in den Ballungszentren, wo viel Neues gebaut wird, denn wie wir alle wissen, wird ein Kindergarten ja nicht von heute auf morgen gebaut. (Beifall bei der ÖVP.)

Wenn nur 15 Prozent dieser 24 000 zusätzlich einen Platz in Anspruch nehmen wollen – und 15 Prozent ist eine relativ realistische Größe –, dann sind das allein 3 600 Plätze, die nur durch die zusätzlichen Frauen und Männer, die jetzt kürzer arbeiten, gebraucht werden. Wenn man jetzt noch davon ausgeht, dass im Herbst 2008 die Neuregelung wirksam wird, dass das letzte Kindergartenjahr für Kinder mit Sprachdefiziten verpflichtend wird, dann wird es noch einmal einen erhöhten Bedarf geben. Da sollte wirklich vorgedacht werden, einerseits deshalb, weil es diese Quantität brauchen wird, und auf der anderen Seite, weil es nicht nur Quantität braucht, sondern diese Quantität ja auch Qualität haben muss. (Beifall bei der ÖVP.)

Insbesondere bei der Bildung und der Betreuung der unter Dreijährigen braucht es ein erhöhtes Maß an Qualität, nicht nur in der pädagogischen Begleitung und Betreuung, sondern natürlich auch im Platzangebot. Kinder unter drei Jahren – das wissen wir alle aus der Entwicklungsforschung – brauchen besonders viel Platz. 

Jetzt stimmt das zum Großteil, was der Herr Wutzlhofer gesagt hat. Natürlich, wenn wir die Länder vergleichen, gibt es Dinge, da schneidet Wien um einiges besser ab, aber es gibt auch Vergleiche, bei denen die Bundesländer besser abschneiden. Zum Beispiel gibt es in der Steiermark in jedem Kindergarten einen Bewegungsraum. (Beifall bei der ÖVP.) Es gibt in Linz jedenfalls für zwei Gruppen einen Bewegungsraum, und in Klagenfurt – das habe ich selber gesehen und weiß es also – gibt es für jeden Gruppenraum einen Bewegungsraum. Also da haben wir noch ein großes Stück hin, und ich glaube wirklich, dass wir diese Bewegungsmöglichkeit, die ja auch eine wichtige Voraussetzung für die Entwicklung der Intellektualität und der kognitiven Fähigkeiten ist, unseren Kindern zur Verfügung stellen sollten.

Aber auch die Ausbildung ist ein ganz ein wichtiger Faktor. Ich kann diesbezüglich den Herrn Gudenus und auch den Herrn Dr Schock beruhigen. Jede Kindergartenpädagogin, die in Wien angestellt wird, hat eine in Österreich anerkannte Ausbildung. Jede legal angestellte, denn eine andere darf nicht angestellt werden. (Beifall bei der ÖVP.) Und wenn sie die nicht hat, dann muss sie das in Österreich nachmachen. Es wird auch überprüft, ob sie diese Ausbildung hat, was nicht heißt, dass nicht irgendjemand auch jemand nicht legal anstellen kann, aber eine legal angestellte Kindergartenpädagogin hat eine adäquate Ausbildung, die in Österreich anerkannt ist. 

Trotzdem brauchen wir in der Ausbildung einiges an Verbesserung. Die Kindergartenpädagoginnen benötigen im vermehrten Maß eine Ausbildung im frühkindlichen Bereich und eine im Bereich der Sprachförderung. Wenn jetzt diese neue Aufgabe der Sprachförderung und Sprachbegleitung im intensivsten Ausmaß auf unsere Kindergartenpädagoginnen zukommt, dann müssen wir sie dafür professionalisieren. (Beifall bei der ÖVP.)

Wir brauchen verbindliche Qualitätsstandards für alle Kindergärten, und ich finde es wirklich sehr positiv, dass nach unserem letzten Antrag zum Thema Bildungspläne für alle Wiener Kindergärten jetzt eine Arbeitsgruppe installiert wird, in der alle Wiener Trägerorganisationen dabei sind. 

Sie wissen aber auch, dass jetzt die neuen Sprachstandserhebungen eingeführt werden sollen, und damit Wien auf diese Art der neuen Sprachstandserhebungen wirklich gut vorbereitet ist, sind wir der Meinung, sollte es auch da eine Arbeitsgruppe geben, die schon im Vorhinein überlegt: Wie kann so eine Sprachstandserhebung ausschauen? Es muss wirklich ein gutes Setting für Kinder geben, und es kann nicht sein, dass eine fremde Person in einer fremden Umgebung bei vier- bis fünfjährigen Kindern sozusagen in einer Prüfungssituation die Sprache überprüft, weil dann einfach viele Kinder gar nicht sprechen werden. Wir müssen ein Setting finden, in dem sie sich wohl fühlen, das spielerisch ist, wo Experten dabei sind, wo Kindergarten und Schule miteinander kooperieren, denn sonst werden wir nämlich gar nichts überprüfen können, weil die meisten Kinder kein Wort sagen werden.

Hier ist es wichtig, dass Wien in Zusammenarbeit mit allen einfach praktikable neue und entsprechende Konzepte entwickelt. Aus diesem Grund bringen wir, meine Kollegin Mag Anger-Koch, Frau Mag Sirvan Ekici und ich, auch einen Antrag zu diesem Thema ein. (Beifall bei der ÖVP.)

Durch den erhöhten Bedarf an Kinderbetreuungsplätzen wird aber ganz sicher auch der Bedarf an Tagesbetreuung bei Tagesmüttern und Tagesvätern steigen. Hier scheint es mir ganz besonders wichtig zu sein, dass wir, ähnlich dem Bildungsplan für den Kindergarten, auch Qualitätsstandards entwickeln, die für alle verbindlich sind, und auch über die Ausbildung nachdenken. Im Moment reichen 50 Stunden Ausbildung, die unterschiedlichen Träger haben unterschiedliche Ausbildungsinhalte, es scheint mir aber sehr wichtig für Wien zu sein, auch hier einheitliche Standards zu entwickeln. Aus diesem Grund stellen wir auch hier einen Beschluss- und Resolutionsantrag. 

„Der Landtag wolle beschließen: Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport wird ersucht, im Rahmen einer Novellierung des Wiener Kindertagesheimgesetzes und der Verordnung über die Regelung der Tagesbetreuung genau definierte inhaltliche und pädagogische Qualitätsstandards für die Ausbildung von Tagesmüttern und die Betreuung von Kindern durch Tagesmütter festzuschreiben. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an die zuständige amtsführende Stadträtin für Bildung, Jungen, Information und Sport beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)

Was ich hier angesprochen habe, sind die Themen Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung. Bei aller Quantität werden das einfach Herausforderungen sein, die uns die nächsten Jahren begleiten, und das geht nur, wenn die besten Köpfe im wahrsten Sinne des Wortes ihre Köpfe zusammenstecken, bis sie rauchen – das ist eine relativ gesunde Art des Rauchens, da bekommt man keinen Schaden davon –, um wirklich etwas Gutes für die Kinder in unserer Stadt zu entwickeln. Das sollten sie uns wert sein. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Straubinger.

Abg Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich komme mir ja langsam vor – wahrscheinlich geht es auch anderen so – wie in dem Film „Und ewig grüßt das Murmeltier", wenn die FPÖ am Wort ist, denn Ihnen fällt einfach nichts anderes mehr ein und offensichtlich haben Sie wirklich kein anderes Thema mehr, sondern glauben sozusagen, auf dieses eine Thema lässt sich wirklich alles zurückführen. (StR Johann Herzog: Das ist das Thema! Sie werden sich daran gewöhnen müssen! Das werden Sie noch lange hören!)

Es ist aber nicht so! Und wissen Sie, was mich am meisten schockiert? Ich weiß nämlich gar nicht, was ich ärger finden soll. Erstens glaube ich, Sie glauben das, was Sie da sagen, alles gar nicht selbst. Sie können das nämlich gar nicht glauben, sondern machen das aus Kalkül und aus parteitaktischen Gründen. (StR Johann Herzog: Dieses Thema wird bestehen bleiben!) Oder eigentlich wäre es noch schlimmer, wenn Sie das wirklich alles glauben, was Sie so sagen. Also es ist wirklich schon eine Wahl zwischen Pest und Cholera. Das kann man sich aussuchen, wenn man Ihren Worten da zuhört. (StR Johann Herzog: Ihre Einstellung verursacht die Probleme!)

Es geht bei dieser Novelle zum Kindergartengesetz und bei dieser Anerkennung von gleichwertigen Staaten – ich wiederhole es jetzt einfach noch einmal, ja, damit Sie es irgendwie auch kapieren – um die Schweiz, irgendwie um das Schwiezerdütsche sozusagen. Und wenn Sie da eine Phobie daraus machen, die in Richtung Islamisierung bei türkischen Kindergärten geht, dann kann ich erstens nur wiederholen, was mein Kollege Wutzlhofer schon gesagt hat: Es ist gut, wenn es eine kulturelle Vielfalt gibt in den Kindergärten. Es gibt einen Wiener Bildungsplan, der Standards festschreibt für die Kindergärten. Es gibt jetzt schon verschiedene pädagogische Ansätze, von Montessori über Frenet bis was weiß ich was noch alles. Es gibt unterschiedliche Träger, es gibt private, es gibt städtische, es kirchliche. In den katholischen Kindergärten muss es nicht ganz genauso ablaufen, wie es in den städtischen Kindergärten abläuft, und das ist auch okay. 

Was es in diesem Land und in dieser Stadt nicht geben sollte, ist ein Bildungs-Chauvinismus, wo man sagt, nur das, was hier oder in der westlichen Welt passiert an Ausbildung, an Ansätzen ist gut, und alles, was sozusagen außerhalb dieser imaginären Grenze, die es einmal gegeben hat, geschieht, ist schlecht. Vor allem, wenn es in der Türkei passiert, dann ist es ganz besonders schlecht, dann kann es nur schlecht sein. 

Es gibt einen zusätzlichen Bedarf an Kindergärten, und auch darum gibt es diese Novelle. Wie es die Kollegin Riha vorhin auch moniert hat, wird es einen zusätzlichen Bedarf geben, weil es auf Bundesebene endlich und Gott sei Dank ab dem nächsten Jahr ein flexibles Kindergeld gibt, wodurch es endlich den Frauen – vor allem den Frauen, aber natürlich auch den Männern – wieder ermöglicht wird, kürzer in Karenz zu gehen, den Anschluss an den Arbeitsmarkt nicht zu verlieren. Das wird hoffentlich auch dazu führen, dass das viele in Anspruch nehmen. Deshalb ist natürlich die MA 10 auch dabei, diese Bedarfsplanung zu erstellen. Es gibt einen ständigen Ausbau von neuen Kindergärten in Wien, es gibt auch die Ankündigung – nicht nur die Ankündigung, sondern auch die Pläne –, diese 3 000 neuen Plätze in den nächsten Jahren zu bauen beziehungsweise zuzukaufen, wie auch immer, mit den Privaten in Übereinstimmung. Aber man muss schon auch sagen, es hätte natürlich dann auch irgendwie sein können, dass die ÖVP dieser Nachsichtsregelung und diesem Gesetz, nämlich diesem zweiten Teil, wo es denn diesen Bedarf gibt innerhalb von einer Kilometergrenze, zustimmt, denn auch das schafft natürlich Plätze und trägt dazu bei, dass vor allem Frauen, dass Eltern ihre Kinder in einen Kindergarten geben können. 

Zur Kindergartensituation in Wien: Wir haben einen Versorgungsgrad von über 90 Prozent – es gibt andere Bundesländer, die werden sich da sehr viel schwerer tun, sich auf diese neue Situation einzustellen –, wir haben 40 Prozent aller Hortplätze in Wien, wir haben 60 Prozent aller Krippenplätze in Wien. Ich glaube, das ist eine Ausgangsbasis, die eine sehr gute ist. 

Ein paar Sätze möchte ich allerdings auch noch zur Frau StRin Cortolezis-Schlager sagen, die hier einfach immer mit falschen Zahlen operiert und die bei dieser Bildungsdebatte heute auch wieder moniert hat, sie werde sich an den Finanzminister wenden und an ihren Parteikollegen, den Herrn Hahn, wenden, wenn es um das Thema neue Schule, Bildung und Chancengerechtigkeit und so weiter für alle geht, wenn es um Förderung für alle geht. 

Da muss ich Ihnen schon sagen, der Konnex ist: Bildung beginnt zwar im Kindergarten, hört aber natürlich nicht im Kindergarten auf, und Chancengerechtigkeit beginnt im Kindergarten, setzt sich aber sozusagen fort durch das Schulsystem und durch Schulformen und wie Schule gestaltet wird. Erst dadurch kommt es zu Ergebnissen, wie sie die OECD-Studie vor Kurzem aufgezeigt hat. 

Vielleicht für Sie auch einmal ein paar Zahlen. Es gibt seit 1993 ein jährliches Bildungs-Monitoring, das die jeweiligen Bildungsminister, die in unterschiedlichen Ressorts fungiert haben – damals war es noch das Ressort für Bildung und Wissenschaft, jetzt ist es nur mehr Bildung –, eingeführt haben. Es gibt also ein Bildungs-Monitoring, eine aktuelle Datenerhebung, und die aktuellste, die es gibt, ist jetzt im Juni 2007 abgeschlossen worden, und da geht es um die Schulreform. Da gibt es spannende Ergebnisse. Vielleicht sollten Sie sich die auch einmal anschauen und auch mit Ihrem ÖVP-Obmann und Wissenschaftsminister diskutieren. 

Demnach sind nämlich die Österreicher mehrheitlich für ein verpflichtendes Vorschuljahr, nämlich zu 55 Prozent, und das zieht sich quer durch alle Bundesländer, mit einer Ausnahme, Tirol.

Es gibt eine Mehrheit für eine gemeinsame Schule, nämlich eine gemeinsame Schule, bei der die Kinder erst im Alter von 14 und nicht von 10 Jahren getrennt werden. Und zwar sehen das 32 Prozent positiv, 45 Prozent halten es für überlegenswert. Und wenn man es näher differenziert und sagt, wie es aussehen soll, nämlich dass es eine stärkere individuelle Förderung und eine innere Differenzierung geben soll, dann gibt es eine Mehrheit von 62 Prozent. 

Das heißt, ich glaube, Sie haben hier einfach manchmal bildungspolitische Vorstellungen, die mittlerweile nicht nur an den Medien, nicht nur an jenen, die sich mit Bildungspolitik beschäftigen, sondern einfach auch an weiten Teilen der Bevölkerung vorbeigehen. 

Wenn es um Chancengerechtigkeit, um sozialen Aufstieg geht, wenn es um Kinder mit Migrationshintergrund geht, die in den Kindergärten in Wien gut gefördert werden, dann sollte das hier nicht aufhören, sondern dann sollten wir uns alle dazu bekennen, dass wir das in der Schule, in den nächsten Stufen fortsetzen, und zwar mit reformpädagogischen Ansätzen und mit einer Schulreform, die diesen Namen auch verdient und die die nächste OECD-Studie hoffentlich besser aussehen lässt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Die nächste Rednerin ist Frau Abg Frank.

Abg Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zum Kindertagesheimgesetz einmal grundsätzlich ein paar Dinge, die mir persönlich wichtig sind. Es sollen ja jetzt mehr Kindertagesheime gebaut werden, aber da möchte ich bitten, dass man diese Kindertagesheime, die zusätzlich gebaut werden, auch zum richtigen Zeitpunkt baut. Denn es kann ja nicht sein, dass die Bauten bei Großbauvorhaben bereits von Jungfamilien, für die sie speziell gedacht sind, bezogen werden, aber erst ein bis zwei Jahre später kommen die Kindertagesheime, und die Leute wissen nicht, wohin mit den Kindern, und kriegen echte Probleme im Beruf. 

Dazu kommt dann auch gleich diese 2 km-Regelung. Es ist nicht so sehr wesentlich, ob es jetzt 2 km sind oder 1 km ist, man muss auch wollen, dass die betreffenden Kinder dorthin kommen. Ich kenne nicht wenig Fälle von Eltern, die ihre Kinder sehr weit in die Kindertagesheime bringen müssen, weil man einfach nicht bereit war, sie im eigenen Bezirk zu lassen, oder nicht wollte, dass sie in einem Kindertagesheim in der näheren Umgebung untergebracht werden. (Abg Heinz Vettermann: Sie verwechseln da etwas!) Hier wäre ein guter Ansatzpunkt. 

Es gibt derzeit 75 000 Plätze in Wien, und es soll noch ausgebaut werden, aber es gibt nur 15 000 Plätze für Tagesmütter. Vielfach scheitert es eben an den Wohnungen – diesbezüglich haben wir schon einmal einen Antrag eingebracht, der ja auch positiv angenommen wurde, und das finde ich auch wirklich gut, dass man hier den Tagesmüttern hilft –, aber es werden einfach auch zu wenige Tagesmütter ausgebildet. 

Manchmal habe ich schon das Gefühl, das ist hier ein bisschen wie beim Pflegepersonal. Einerseits schafft man nicht die notwendigen Stellen, andererseits will man dann andere holen, dann werden ihre Ausbildungen nostrifiziert und so weiter. Unseren Bewerberinnen als Tagesmütter wird dann leider nahegelegt, sie sollen sich von der Bewerbung distanzieren, denn sie kriegen dann sowieso keine Kinder und zum Überleben wäre das viel zu wenig. 

Das heißt, dass man hier schon das Ganze in eine bestimmte Richtung drängt, die wir ablehnen, vor allem auch deshalb, weil Tagesmütter ja wesentlich flexibler sind von den Öffnungszeiten her, was ja auch die „Drehscheibe" bestätigt, dass das so ist. Darum kann ich das nicht nachvollziehen, dass man das nicht etwas mehr forciert. 

Nun komme ich doch zu diesem heiklen Punkt der Nostrifizierung. Sarkozy hat heute Morgen – ich habe es im Radio gehört – in einem Interview gesagt, er ist nicht der EU verpflichtet, sondern Frankreich, denn er wurde nicht von der EU gewählt. Wir in Österreich haben leider immer das Bedürfnis, eine Vorreiterrolle zu spielen, und hier bei den Nostrifizierungen habe ich schon eine ganze Menge Fragen, wie das dann bei der Kinderbetreuung sein soll. 

Die Zielsetzung einer Kindergartenpädagogin eines anderen Herkunftslandes kann unter Umständen völlig unterschiedlich zu den bislang in Österreich geforderten Zielen sein. Das ist keine Frage der Ausbildung, aber wie sollen Betreuer und Betreuerinnen aus anderen Kulturkreisen – und ich meine hier nicht ausschließlich die Zuwanderer aus der Türkei; es kann aus Afrika, aus Asien, also aus Fernost, wo immer her sein – Kinder im Sinne des Abendlandes erziehen? (Abg Barbara Novak: Im Sinne des Abendlandes?) Oder haben Sie sich davon bereits verabschiedet, meine Damen und Herren von der SPÖ? Ist es für Sie schon alltäglich geworden, dass die Buben und Mädchen getrennt erzogen werden, wie es ja hier vielfach vorgeschrieben wird, oder dass die Mädchen anders behandelt werden, weil sie eben Mädchen und dadurch minderwertiger sind? (Abg Heinz Vettermann: Das ist ja lächerlich!)

Ich meine, das sind ja Probleme, die diese Personen aus ihrem ureigensten Kulturkreis von Haus aus mitbringen. Sie kehren diese Dinge immer unter den Teppich, und manchmal habe ich den Eindruck, dass Sie ganz genau wissen, dass wir recht haben, und dass es das ist, was Sie stört. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Barbara Novak: Ja, unbedingt!) 

Die Frau StRin Frauenberger hat in der Presse – es wurde zum Teil heute schon zitiert –, gesagt, dass die zweite Generation zwischen zwei Welten lebt und sich daher nicht wohl fühlt. Jetzt frage ich Sie aber: Wenn so jemand eine Kinderpädagogin ist, wenn sie sich selbst nicht wohl fühlt und nicht weiß, wo sie hingehört, wie soll sie Kindern Sicherheit vermitteln, wie soll sie denen eine Perspektive geben? Das ist ja schier unmöglich. (Beifall bei der FPÖ.)

Und nun kommt es zum Verstehen, denn der Herr Abg Wutzlhofer hat gesagt, dass wir das alles einfach nicht verstehen. Ich habe mir jetzt eins, zwei, drei, vier, fünf Versionen eines bestimmten Verses des Koran ausgedruckt, damit es dann nicht heißt, ich hätte die falsche Übersetzung. Ich werde Ihnen eine davon vorlesen, die anderen gleichen sich: „Die Gläubigen sollen sich nicht die Ungläubigen anstatt der Gläubigen zu Freunden nehmen. Wer das tut, hat keine Gemeinschaft mehr mit Allah. Anders ist es, wenn ihr euch vor ihnen wirklich fürchtet. In diesem Fall seid ihr entschuldigt." 

Wissen Sie, was das bedeutet, wenn kleine Kinder in dieser Erziehung im Kindertagesheim sich distanzieren von den Wiener Kindern, weil sie nach ihrer Religion diese gar nicht zu Freunden haben dürfen? Sie dürfen nicht zu ihren Geburtstagsfesten gehen und sie dürfen sich nicht mit ihnen unterhalten. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Das ist falsch! Das ist ganz falsch!) Das ist nicht falsch. Lesen Sie es nach! (Beifall bei der FPÖ.) 

Und wie sollen dann diese Kinder untereinander Beziehungen knüpfen, wenn es vielleicht so ist wie in den Schulen, wo in ganzen Klassen oft nur mehr zwei Wiener Kinder sind und der Rest alles Zuwandererkinder? Wenn das hier passiert, dann vereinsamen die Wiener Kinder, und dafür können wir nicht einstehen. (Abg Mag Sybille Straubinger: Das sind alles Wiener Kinder!) 

Die Frage ist auch die sportliche Betätigung. Welche sportlichen Betätigungen können diese Kinder dann in den Kindergärten auch ausüben? Kann man gemeinsam baden gehen oder müssen wir jetzt die Bubengruppe und die Mädchengruppe getrennt wohin führen? Das beginnt ja schon beim Planschbecken im Kindergartenhof. Das kann es doch bitte nicht sein! 

Außerdem ist ja dann – es sind ja die Erzieherinnen unter Umständen schon so geprägt – auch völlig normal, wenn ein Bub nicht folgt, weil er sich von einer Frau nichts sagen lässt, es ist normal, dass er die Mädchen verprügelt. Es ist halt einfach so. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Das stimmt doch alles nicht!) Wenn Sie schon die anderen Kulturen verstehen, dann verstehe ich nicht, warum Sie das immer ablehnen, wenn es Tatsache ist. Das kann ich nicht verstehen. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Anica Matzka-Dojder: Ihre Haltung lehnen wir ab!)

Die Frage ist auch: Welche Voraussetzungen werden bei den Sprachkenntnissen dieser Betreuer und Betreuerinnen gefordert? Gerade im Kindergartenalter werden Kinder sehr stark geprägt und nehmen sehr viel auf. Das bedeutet auch, dass dies der beste Moment ist, die Sprache richtig zu erlernen. Das ist daher eine Grundvoraussetzung bei jenen Pädagoginnen, die nach Österreich kommen, um hier zu arbeiten. Die müssen wirklich perfekt Deutsch können, weil sie ja sonst das gar nicht an die Kinder weitergeben können. Und das wiederum hat zur Folge, dass die Kinder dann mit starken Sprachdefiziten – und ich spreche von allen Kindern – in die Schulen kommen und einem normalen Lehrplan nicht folgen können. Auch das müssen Sie verantworten. 

Und welche kulturellen Werte sollen überhaupt noch vermittelt werden? Denn Sie distanzieren sich ja schon zunehmend. Dürfen diese Kinder noch auf den Christkindlmarkt gehen oder ist das schon ach so etwas Schlechtes, weil eine Gruppe nicht daran glaubt, die andere vielleicht schon? Wie schaut es aus mit dem Osterhasen? Nikolos dürfen ja sowieso schon nicht mehr kommen. Aber es handelt sich dabei nicht nur um religiöse Wurzeln, sondern das geht ja schon zurück über jahrhunderte- und jahrtausendealte kulturelle Werte, die Sie im Begriff sind, eben zu verleugnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Innerhalb der Europäischen Gemeinschaft funktioniert die Integration dahin gehend noch sehr gut, dass sehr wohl die Mütter mit ihren Kindern zu Hause die Muttersprache sprechen, aber die Kinder auch die deutsche Sprache perfekt lernen, sie in deutsche Schulen gehen und dass man sich zum Beispiel – ich zitiere hier die Spanier –, wenn das Christkind kommt, für eine doppelte Kultur entschieden hat. Die feiern jetzt den Heiligen Abend, der in Spanien überhaupt nicht in der Form gefeiert wird wie bei uns, und am 6. Jänner, wo in Spanien die Geschenke verteilt werden, bekommen halt dann diese Kinder noch einmal etwas. Aber so, wie es bei uns jetzt in Wien gehandhabt wird – ich komme noch einmal auf den Nikolo zurück –, streichen Sie dann einfach die Feste der Kinder der Wienerinnen und Wiener und sagen, die anderen wollen das nicht. Und da sind wir einfach nicht dafür. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Harry Kopietz: Wir auch nicht!) 

Jetzt ist mir noch eines wirklich sehr wichtig im Zusammenhang mit diesem Gesetz. Sie sprechen immer von der freien Entscheidung der Frau, ob Kindererziehung zu Hause, ob arbeiten gehen oder welche Form von Beschäftigung. Wieso aber regulieren Sie dann die Kinderöffnungszeiten in der Form, dass eigentlich gar keine Chance besteht, Jobs mit Verantwortung, mit flexiblen Arbeitszeiten anzunehmen, wenn es kaum oder keine Kindertagesheime gibt, die nach 17 Uhr noch offen haben? Wo soll dann zum Beispiel eine Stewardess, eine Krankenschwester, eine Taxifahrerin oder eine Arbeitskraft am Flughafen ihr Kind hinbringen, wenn sie Nachtdienst hat. Wie soll sich so eine Frau für einen Job entscheiden … (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Sollen die Kinder über Nacht im Kindergarten bleiben?) Warten Sie ein bisschen, Herr Kollege Margulies! Wie soll sich so eine Frau für einen Job entscheiden, wenn ohnehin nur Teilzeitbeschäftigung im Supermarkt mit den Öffnungszeiten der Kindertagesheime vereinbar ist? Also von Entscheidungsfreiheit, die Sie sehr groß propagieren, ist keine Rede. 

Aber ich möchte dazu ein Modell vorstellen, denn leider, muss ich sagen, mangelt es ja hier in Wien sehr oft auch an neuen Ideen, weil man so überzeugt ist von den festgefahrenen Strukturen, dass man glaubt, nichts ändern zu müssen. Aber auch das ist ein Trugschluss. Und zwar gibt es in Deutschland die so genannte „Kita“ – also Kindertagesheim; das ist noch nicht so neu –, und zwar die „Schnatterenten". Da wird ein Ehepaar vom Staat gefördert. Es hat eine Wohnung, und in einem Raum werden Matratzen aufgelegt, und dann kommen die Kinder. Wenn jemand zum Beispiel am Flughafen arbeitet, dann klopft der um 10 Uhr an – am Abend um 22 Uhr, um keine Missverständnisse aufkommen zu lassen –, der Tagesvater oder auch die Tagesmutter öffnet, das Kind wird hingelegt, kann schlafen, kennt sich aus, war nicht zum ersten Mal dort – aber selbst für die, die zum ersten Mal kommen, ist es kein Problem –, und am nächsten Tag am Morgen wird es um 8 Uhr abgeholt. Oder es muss in der Früh um 4 Uhr hingebracht werden. (Abg Sonja Kato: Und das finden Sie wirklich gut?) Es gibt für das Kind kein Problem. Es legt sich dort hin und schläft weiter. (Abg Barbara Novak: Wirklich toll! Ein Matratzenlager!)

Es gibt diese Möglichkeiten, und damit haben auch Menschen in vielleicht gehobenerer Funktion, in Managerfunktion und so weiter, die Möglichkeit, ihrer Ausbildung gemäß einem Beruf nachzugehen. Das ist wahre Entscheidungsfreiheit! Nicht ein Kindertagesheim, das sowieso reguliert, wann und wo ich arbeiten gehen kann. Das stellen wir uns so nicht vor. 

Wir Freiheitlichen vermissen in diesem Punkt auf jeden Fall noch die größtmögliche Flexibilität, und es sind sehr viele Fragen offen im Zusammenhang mit dieser Nostrifizierung. Sie werden daher verstehen, dass wir dieser Gesetzesvorlage nicht unsere Zustimmung geben können. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Heinz Vettermann: Überraschung!) 

Präsident Johann Hatzl: Ich habe keine weitere Wortmeldung. Die Verhandlung ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort, wenn sie es wünscht. 

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Ich wünsche es mir. (Heiterkeit.)

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte ein paar Anmerkungen machen, vor allem auch im Hinblick auf die eingebrachten Anträge. 

Zuallererst: Der gemeinsame Antrag von den Grünen und der SPÖ unterstreicht, dass die vermeintliche Absicht, Standards zu verschlechtern, eine ist, die nur jemand unterstellen kann, der etwas sucht, was er unterstellen möchte. Denn hätten wir seinerzeit nicht die erste Fassung mit ganz neuen Regeln beschließen wollen, dann hätte uns damals schon keiner gezwungen, es zu tun. Es ist unsere feste Absicht – und das passiert auch mit jedem neu gebauten Haus, mit jeder umgewandelten Gruppe –, diese Standards zu erfüllen, um gleichermaßen und parallel dazu natürlich die Entwicklung, die wir durch die Festlegung der Inhalte im Bildungsplan festgehalten haben, auch tatsächlich umsetzen zu können. Daher ist es aus meiner Sicht auch überhaupt kein Problem, die gesetzliche Formulierung in den Paragraphen wie vorgeschlagen zu verändern und dementsprechend auch eine Frist von fünf Jahren einzuziehen. 

In diesem Zusammenhang verstehe ich den ÖVP-Antrag nicht ganz – aber ich muss auch nicht alles verstehen –, der die Streichung des § 9 verlangt, denn das passiert nämlich genau mit diesem gemeinsamen Antrag. Also hätte man das genau gelesen, dann müsste man sagen, okay, dieser Teil des Antrages ist erfüllt. Heißt das jetzt, Sie stimmen zu, oder heißt es das nicht? Dann ist vielleicht das nochmalige Durchlesen vonnöten. 

Das Zweite, was ich auch nicht ganz verstehe, ist der zweite Antrag im Hinblick auf die Qualitätsstandards für Tagesmütter. Wenn ich das in der Geschwindigkeit richtig gelesen habe, wird verlangt, dass ich hier eine Novelle des Kindertagesheimgesetzes vorlege. Das nimmt mich deshalb etwas wunder, weil die Qualitätsstandards für Tagesmütter bereits geregelt sind. Jetzt könnte man verlangen, sie sollen anders geregelt werden oder neue eingeführt werden, was immer, aber dieses Gesetz ist das Wiener Tagesbetreuungsgesetz und die dazugehörige Verordnung, die es gibt. Darin ist genau geregelt, wer Tagesmutter, Tagesvater sein darf, welche Ausbildung man braucht, welche Fortbildung, welche räumlichen und persönlichen Voraussetzungen gegeben sein müssen. Also dieses Gesetz gibt es. 

Wenn Sie wollen, dass wir das jetzt nicht mehr dort regeln, sondern dass wir das im Tagesheimgesetz regeln, dann müsste man den Antrag so formulieren, dass das eben dementsprechend klar ist. Oder man sagt, man will eine Novellierung des Wiener Tagesbetreuungsgesetzes. So, wie es in dem Antrag formuliert ist, ist es für mich nicht ganz schlüssig, und daher glaube ich auch nicht, dass meine Fraktion diesem Antrag folgen kann.

Das Dritte ist im Hinblick auf die Sprachförderung und den Antrag, der hier die Qualitätsvorbereitung verlangt. Nun, grundsätzlich stimme ich überein, dass man sich, bevor man dann tatsächlich eine Regelung hat, die vom Bund her vorbereitet wird, sicherlich noch mit dem auseinanderzusetzen hat, was du gesagt hast. Ich bin nämlich auch der Meinung, dass es im Moment ein bisserl kompliziert sein wird, so wie es angedacht ist, nämlich dass zwei verschiedene Regelkreise darüber entscheiden, wer wann wie viel Sprachförderung braucht. Wobei ich grundsätzlich anmerken möchte: Ich halte es für zu kurz gegriffen, nur über die Sprache nachzudenken, denn wir alle, die wir uns mit Pädagogik beschäftigen, und auch viele andere aus ihrer eigenen Erfahrung wissen, dass die Nahtstelle zwischen Kindergarten und Schule mehr braucht als das Beschäftigen mit der Sprache. Mit einer Sprachstandserhebung haben wir noch nichts ausgesagt über die soziale Kompetenz, über all das, was wir im Bildungsplan festgeschrieben haben. Daher ist es mir zu kurz gegriffen. Aber soll sein. 

Nehmen wir uns den einen Punkt vor, so ist diese Regelung noch nicht einmal ansatzweise da, und wir werden uns damit auseinanderzusetzen haben, inwieweit bei dem, was wir jetzt machen – es gibt ja einerseits das, was Wien selbst gemacht hat, andererseits das, was unter Gehrer eingeführt wurde mit den vorschulischen Sprachnachschulungen –, an Veränderungen anzusetzen ist. 

Daher meine ich, wir sollten zumindest warten, bis es die Vorgaben des Bundes gibt – wir sind in der glücklichen Lage, dass es hier ja schon viel an Vorarbeit gibt –, und dann das machen, was tatsächlich auch dazu führt, dass zumindest ein Punkt an dieser Nahtstelle erfüllt wird.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Frau Vizebürgermeisterin! Fürs Protokoll: Kann man festhalten, wer mit „du" gemeint ist? Du hast vorhin gesagt: „was du gesagt hast" Ich nehme an, du meinst eine Abgeordnete.

LhptmStin Grete Laska (fortsetzend): Entschuldigung! Ich habe die Frau Abg Riha gemeint. Nachdem zwar im Internet die Menschen mitverfolgen können, was hier im Saal passiert, aber das Protokoll noch schriftlich erfolgt, ergänze ich das gerne, damit es jeder weiß.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Es soll auch beim Protokoll bleiben. Das Internet kann man vergessen, aber Protokolle bleiben meistens bestehen. (Heiterkeit bei SPÖ und ÖVP.)

LhptmStin Grete Laska (fortsetzend): So ist es! Was am heutigen Tag besonders intensiv auch dazu beitragen sollte, allen Wienerinnen und Wienern zu sagen, was hier diese Diskussion an Besonderheiten mit sich gebracht hat. Ich würde meinen, dass das pädagogisch wertvoll wäre.

Ein Satz noch zur Geschichte, was die Sorge betrifft, dass wir in Wien in der Zukunft zu wenig Plätze haben werden. Nun, wir bauen ja ständig aus, und wir werden sehen, in welcher Art und Weise sich die Veränderung des Kindergeldes, das ich – und auch das möchte ich für das Protokoll anmerken, damit es auch der Nachwelt erhalten bleibt – von Anfang an für eine falsche Regelung gehalten habe, auswirken wird. Die Veränderung geht jetzt ein Stückchen in die richtige Richtung, aber nicht weit genug. Denn würden wir wirklich dem Folge leisten, dass es eine Wahlfreiheit auch zwischen Müttern und Vätern gibt, was die Betreuung ihrer Kinder betrifft, dann müssten wir uns endlich dem Modell anschließen, dass man eine einkommensbezogene Ersatzleistung bekommt und nicht eine, die von vornherein jene benachteiligt, die mehr verdienen, womit die Entscheidung wirklich nicht unterstützt wird. (Beifall bei der SPÖ.)

Wenn es aber darum geht, darüber zu diskutieren, wie schaffen wir es in Österreich wirklich, insgesamt in allen Bundesländern die Kindertagesheime so auszubauen, dass zumindest die Vereinbarkeit von Beruf und Familie gewährleistet sein kann, dann begebe ich mich sehr wohl in jene Grundsatzforderung, dass ich sage: Ja, wir wünschen uns eine Grundsatzregelung, eine Grundsatzbundesregelung in diesem Bereich, die Standards festschreibt und damit auch Verpflichtung festschreibt, nämlich für alle Bundesländer, und dann wünsche ich mir, dass es Regelungen gibt, die sozusagen auch den raschen Ausbau unterstützen. 

Auch da sage ich, ist das, was jetzt vorbereitet wird mit den 15 Millionen EUR – es sind ja nicht 20; es sind 15 –, die für den Bereich der Kindertagesheime einmal ins Auge gefasst wurden und wo es jetzt gilt, die entsprechende 15a-Vereinbarung zwischen dem Bund und des Bundesländern zu treffen – und auch mit den Gemeinden; das sage ich gleich dazu –, tatsächlich umzusetzen, damit man einmal weiß, welche Voraussetzungen hier geschaffen werden sollen und wie man diese Unterstützung dann auch beanspruchen kann. 

Für Wien bedeutet das, dass wir unsere Qualitätsstandards sicherlich nicht aufgeben werden. Für Wien bedeutet das, dass wir unabhängig davon weiter ausbauen werden. Für Wien bedeutet das, dass wir natürlich auch in unseren Kindertagesheimen und auch in jenen jener Träger, mit denen wir seit Jahren und Jahrzehnten sehr, sehr gut kooperieren, qualitativ hochwertiges Personal einsetzen werden. 

Daher bin ich sehr dafür, dass wir diese Regelung, so wie vorgelegt, heute beschließen und damit einerseits sicherstellen, dass der Qualität der Europäischen Union Rechnung getragen wird, andererseits eine Übergangsregelung festgelegt wird, die sicherstellt, dass wir unsere Kapazität aufrechterhalten und mit jedem neuen Platz diese auch noch verbessern können. 

Drittens bedanke ich mich für jene Teile der Diskussion, die darauf hingewiesen haben, dass der Standard der Kindertagesbetreuung in Wien ein hervorragender ist, dass die Zahlen, die wir aufzuweisen haben, mit dazu beitragen, dass Österreich insgesamt nicht ganz an den untersten Rand der internationalen Vergleiche gerät, weil gerade bei den Plätzen für die Null- bis Dreijährigen Wien dafür sorgt, dass Österreich zumindest ansatzweise im europäischen Vergleich mithalten kann. Ich würde mir wünschen, dass in allen Bundesländern die 33 Prozent erreicht werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Ich danke für das Schlusswort.

Wir kommen nun zu den Abstimmungsvorgängen.

Ich habe einen Abänderungsantrag der Abgen Smolik und Wutzlhofer. Sie haben ihn gehört.

Wer für diesen Abänderungsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und ist daher mit entsprechender Mehrheit ausgestattet.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in dieser veränderten Form des Abänderungsantrages in erster Lesung zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Das sind SPÖ und GRÜNE. Das Gesetz ist somit in erster Lesung angenommen worden.

Wir haben drei Beschlussanträge, die zur Abstimmung vorliegen.

Der erste Beschlussantrag, eingebracht von der Frau Abg Anger-Koch, betrifft die Nachsichtsregelung im Wiener Kindertagesheimgesetz. Es ist die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP und FPÖ. Das ist die Minderheit, somit nicht beschlossen.

Es gibt einen Beschlussantrag mehrerer ÖVP-Abgeordneter betreffend Qualitätsstandards für Tagesmütter und Tagesväter. Hier ist in formeller Hinsicht die Zuweisung dieses Antrages an die Frau amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport beantragt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP, FPÖ. Das ist nicht angenommen.

Wir haben den dritten Beschlussantrag mehrerer ÖVP-Abgeordneter. Er betrifft eine landeseigene Arbeitsgruppe zur geplanten Sprachstandserhebung. Hier ist in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung dieses Antrages beantragt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP, FPÖ und GRÜNE. Das ist keine Mehrheit. Somit ist auch dieser Antrag nicht beschlossen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, lasse ich die zweite Lesung nunmehr abstimmen. – Widerspruch haben wir heute nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die SPÖ und die Grünen. Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen worden. 

Ich darf Sie informieren, dass ab nun auch die Frau Abg Vassilakou als entschuldigt gilt für die restliche Sitzung. 

Wir kommen zur Postnummer 2 der Tagesordnung. Sie betrifft den Bericht der Wiener Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwaltschaft über die Tätigkeit im Jahr 2006. 

Es ist auch der Wiener Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwalt, Herr Prof Dr Konrad Brustbauer, anwesend, den ich hiermit vorstellen und bitten darf, hier Platz zu nehmen. Die Berichterstattung erfolgt durch die Frau Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely, und ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Hohes Haus! Sehr geehrter Herr Dr Brustbauer! Herr Patientenanwalt!

Es liegt der Tätigkeitsbericht der Patientenanwaltschaft vor, der ja noch nicht in der Verantwortung des Patientenanwaltes, der jetzt neu bestellt wurde, liegt. Ich bitte Sie um Diskussion und um Zustimmung zu diesem Bericht. 

Präsident Johann Hatzl: Der Wunsch nach Diskussion kann sofort erfüllt werden. Es gibt mehrere Wortmeldungen. Als Erster Herr StR Herzog. 

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Dem Tätigkeitsbericht 2006 des Wiener Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwalts haben wir in der Landesregierung zugestimmt und machen das hier ebenfalls. Es war ja immer unser Wunsch – wie haben das auch unterstützt –, dass es keine Trennung zwischen Patienten auf der einen Seite und Pflege auf der anderen Seite geben soll. Wir haben damals im Dezember 2006 der Fusionierung zugestimmt und haben sie begrüßt. 

Wir hoffen natürlich, dass die personelle Ausstattung auf Grund des größeren Wirkungskreises angemessen ist. Wenn das nicht der Fall sein sollte – was ja durchaus der Fall sein kann, wie ich befürchte –, besteht deutlicher Änderungsbedarf. 

Der Bericht wird, wie gesagt, auch hier von uns zur Kenntnis genommen, aber einen Wunsch haben wir noch: bei der Aufzählung der Beschwerdefälle eine größere Detailgenauigkeit einzuführen und zu beachten. 

Dr Brustbauer – das wurde schon gesagt – hatte ja einen Bericht vorzulegen, der noch nicht seine eigene Amtszeit umfasst hat, sondern der seinem Vorgänger zuzurechnen ist. Wir unterstützen die Person Dr Brustbauer als Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwalt, wir wünschen ihm für die Zukunft viel Erfolg und legen auf eine gute Zusammenarbeit mit ihm Wert. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte in dem Zusammenhang auch auf die beiden Anträge eingehen, die von den Grünen und von der ÖVP eingebracht wurden in Bezug auf die Mietenselbstbehalte beziehungsweise deren Rücknahme beziehungsweise betreffend die Kürzung um 2 Millio-
nen EUR im Bereich der Mietbeihilfe. 

Wir unterstützen beide Anträge. Es war ja leider so, dass in der Sitzung der Landesregierung vom 24.4. die Festsetzung der Anhebung der Mietenselbstbehalte auf 93 EUR in einem Stück mit der Erhöhung der Richtsätze der Sozialhilfe 2007 gekoppelt gewesen ist. Für uns ist die Anerkennung und die Erhöhung der Richtsätze ein wesentlicher und wichtiger Wert. Das hat auch einen größeren Personenkreis umfasst als jenen, der allenfalls von der Erhöhung des Mietenselbstbehaltes betroffen ist. Wir haben daher selbstverständlich der Erhöhung der Richtsätze für die Sozialhilfe zugestimmt, haben damit aber natürlich auch eine Zustimmung für den Mietenselbstbehalt als solchen in Kauf nehmen müssen. 

Wir sind natürlich mit der Situation unglücklich und unterstützen daher diese beiden Anträge, die eingebracht werden, um diese Situation zu verändern; umso mehr als ursprünglich einmal eine Zusage des Landeshauptmannes und Bürgermeisters vorlag, hier wieder eine Veränderung vorzunehmen, die er allerdings, wie ich höre, zu unserem Bedauern wieder zurückgenommen hat. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Dr Pilz.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Herr Dr Brustbauer! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben hier den Tätigkeitsbericht, der, wie schon eingangs gesagt wurde, nicht in der Verantwortung des neubestellten Patienten-, Patientinnen- und Pflegeanwaltes steht. Daher sind sozusagen eigentlich die meisten inhaltlichen Bemerkungen an seinen Vorgänger gerichtet. Er ist nicht da, aber es geht ja letztlich um strukturelle Fragen. 

Wir werden den Bericht annehmen, weil wir am Ende eines Prozesses zur Kenntnis nehmen, was gemacht wurde, und ich stehe nicht an zu sagen, dass sich die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in der Anwaltschaft sehr, sehr bemühen und sicher das Beste und das Engagierteste leisten für die ihnen anbefohlenen Klienten und Klientinnen. 

Nichtsdestotrotz sind wir mit der Situation der Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwaltschaft nicht zufrieden. Die Struktur, die jetzt durch die Zusammenlegung gewählt wurde, hat den innovativen Ansatz, der mit der Bestellung des Herrn Dr Vogt gewählt wurde, schlechterdings einfach wieder aufgelöst. Die Menschen, die sich an eine intervenierende parteiliche Vertretung durch den Ombudsmann Dr Vogt gewendet hatten, müssen jetzt feststellen, dass in der Patienten- und Pflegeanwaltschaft die Dinge wieder höherschwellig abgewickelt werden, höherschwellig, hochschwellig zu Lasten der Klienten und Klientinnen. Man sieht das an der Statistik. Es sind lediglich knapp 30 Beschwerdefälle aus den Pflegeheimen der Stadt Wien behandelt worden. Das spiegelt sicherlich die Situation wider. 

Ich möchte aber im Zusammenhang mit diesem Tätigkeitsbericht auf den Bericht des Rechnungshofes eingehen, der die Überprüfung der Gebarung des Patientenentschädigungsfonds zum Gegenstand hatte, und an diesen Erkenntnissen und Empfehlungen des Rechnungshofes sieht man, dass auch und leider, muss man da sagen, im Bereich der Kernkompetenzen der Patientenanwaltschaft nicht ausreichend gut gehandelt wurde und dass hier erhebliche Kritik geäußert wurde. Der Rechnungshof spricht von schwerwiegenden Mängeln bei der Einnahmengebarung. 

Über diesen Patientenentschädigungsfonds kann man ja ganz grundsätzlich kritisch sagen – daran hat die Patientenanwaltschaft nicht Schuld, sondern letztlich der gesetzliche Rahmen, und die Grünen haben das immer wieder kritisiert –, den Umstand, dass der Fonds ausschließlich aus Beiträgen der Patienten- und Patientinnen gespeist wird, halten wir für eine völlig unzureichende Herangehensweise. Denn nachdem es hinsichtlich ihrer Verursachung um uneindeutige Schäden geht, sollten, so meinen wir, im gleichen Ausmaß die Krankenanstaltenträger und die Ärzteschaft herangezogen werden, was die Dotierung dieses Entschädigungsfonds betrifft.

Wir teilen zudem auch die Kritik, die hier im Tätigkeitsbericht niedergelegt ist: Es ist für die Patienten und Patientinnen nicht nachzuvollziehen, dass sich der Entschädigungsfonds ausschließlich auf die öffentlichen Spitäler und die privat-gemeinnützigen und nicht etwa auf die privaten Spitäler und den niedergelassenen Bereich bezieht. Das kann sich eigentlich ein durchschnittlicher Patient, der kein gelernter Gesundheitsexperte ist, nicht wirklich vorstellen, aber die Folgen sind für ihn oder sie spürbar. 

Aber zurück zur Kritik des Rechnungshofes. Schwerwiegende Mängel bei der Einnahmengebarung wurden hier konstatiert. Entschädigungen wurden erst im dritten Jahr der Einrichtung des Fonds ausbezahlt, und man hat Außenstände von 900 000 EUR über einen langen Zeitraum nicht eingehoben und damit einen Zinsverlust von 50 000 EUR bewirkt. Offensichtlich geht man mit dem Geld der Patienten und Patientinnen viel lockerer um und duldet es, dass hier Krankenhäuser das Geld, das ihnen anvertraut wurde, so lange nicht in dem Ausmaß abrechnen, dass es zu solchen Zinsverlusten kommt. 

Außerdem hat der Rechnungshof kritisiert, dass der Fonds keine eigene Rechtspersönlichkeit erhalten hat, was aber bei seiner Einrichtung vorgesehen war, und unter Nichtbeachtung der Haushaltsvorschriften die Gelder auf einem Ansatz des Krankenanstaltenverbundes verbucht wurden. Wie man an die Patienten und Patientinnen herangeht, welche Haltung sich auch in der Patientenanwaltschaft gegenüber den Klienten und Klientinnen breitgemacht hat, zeigt der Umstand, dass man es duldet und geduldet hat, dass die Krankenanstalten nur in Ausnahmefällen und auf großen Druck von Patienten und Patientinnen dazu zu bewegen waren, die Stellungnahmen, die hinsichtlich von Schadensbeschwerden eingeholt wurden, gegenüber den Patienten und Geschädigten herauszurücken. Das kann doch nicht wahr sein, dass man seitens der Patientenanwaltschaft darauf verzichtet, das klarerweise und immer einzufordern. Stellen Sie sich vor, Sie gehen mit einer Klage zu Gericht und die Gegenpartei muss genau nichts sagen, die Stellungnahme wird Ihnen vorenthalten. Dahinter zeigt sich ein obrigkeitliches Herangehen an die Patienten. Das ist keine Kommunikation auf Augenhöhe. Der Umstand, dass man erst den Rechnungshof braucht, um zu erzwingen, dass man diese Stellungnahmen aus Eigenem und nicht erst durch Nachbohren den Geschädigten weitergibt, ist schon bemerkenswert.

Dass der Rechnungshof auch noch feststellen musste, dass die Entschädigungszahlungen hinsichtlich des Grundes und der Höhe nach nicht nachvollziehbar waren, zeigt ein weiteres Element von Willkür. Ich sage jetzt damit gar nicht, dass man sozusagen dem Patienten damit etwas vorenthalten hat, aber nicht nachvollziehbare Entscheidungen in ihrem Grund und in ihrer Höhe nach machen es für die Patienten und Patientinnen zu einem Pingpongspiel, ob sie zu ihrem Recht kommen, ob sie entschädigt werden oder nicht. In einem Rechtsstaat muss klar sein, wie gehandelt wird und wie Entscheidungen zu Stande kommen. Da darf es nicht sein, dass der Rechnungshof feststellen muss, der eine kriegt es offensichtlich, der andere nicht, die Höhe, der Grund bleiben im Dunkeln.

Man hat also in der Verwaltung des anvertrauten Geldes des Entschädigungsfonds gravierende Mängel im Laufe der Jahre zu verantworten gehabt. Das deckt sich durchaus auch mit unserem Unbehagen, das wir in der Vergangenheit mit der Patientenanwaltschaft immer wieder geäußert haben. Sie erinnern sich, jahrelang gab es gar keine Berichte, dann gab es einen Bericht über viele Jahre und man hat offensichtlich die Bringschuld an Transparenz und Berichtslegung sehr nachlässig gehandhabt. 

Auch der jetzige Tätigkeitsbericht ist in vielerlei Hinsicht enttäuschend. Er ist enttäuschend, weil einmal bis Seite 38 so gut wie gar nichts Substanzielles darin steht. Man blättert und blättert, es ist immer gut, wenn das Gesetz, seine Grundlagen und die Patientenrechte abgedruckt sind. Das finde ich ohnedies gut. Aber es müssten sozusagen, wenn das bis Seite 38 Platz einnimmt, dann hinten noch 200 Seiten Substanz kommen. Aber leider ist man dann schon im ersten Drittel des Textes. Hinten hat man dann noch einige Vergaberichtlinien von den Fonds und so weiter. Also wenn man all diese Texte abzieht, die überhaupt nur das sagen, was Grundlage ist, dann ist es recht dünn.

Es werden, und das halte ich an diesem Bericht für besonders kritikwürdig, dort, wo es um Dinge geht, die wir strukturell im Krankenhaus, im Gesundheitswesen als diskussionswürdig, als veränderungsbedürftig ansehen, auf Seite 60 nur kleine Anmerkungen auf weitere Themenbereiche gemacht: Wartezeiten, unfreundliches Verhalten von Ärzten, Verrechnungsproblematik, Arzthonorare und so weiter. All diese Dinge, die darauf hinweisen können, dass es strukturelle Probleme gibt, werden abgehandelt. Bei Wartezeiten steht überhaupt nur: „Wartezeiten: Hauptsächlich Beschwerden wegen zu langer Wartezeiten auf Operationstermine und in Spitalsambulanzen." – Na, das haben wir gewusst. Vom Patientenanwalt würden wir uns wünschen, dass er uns das detailliert sagt, worüber sich die Menschen beschweren und dass er uns vor allem sagt, was er unternommen hat, um dem abzuhelfen. Das alles steht nicht drinnen, offensichtlich deshalb, weil er nicht meint, dass er dafür zuständig wäre.

Mit dieser Feststellung komme ich nun zum Amtsverständnis des Herrn Amtsvorgängers Dr Dohr. Offensichtlich hat er sein Amt so verstanden, dass er gemeint hat, die Beschwerden, die kommen, werden bearbeitet und die Fragen, die sich sozusagen grundsätzlich ergeben, sind nicht sein Thema. Er hat das hinsichtlich der Pflegeheime durch viele Jahre bewiesen, dass die ganze Debatte, die in Wien geführt wurde, ohne seine Beteiligung gelaufen ist. 

Mit Herrn Dr Dohr habe ich lange und oft genug in verschiedenen Kontexten darüber geredet. Sie haben nun mit Herrn Dr Brustbauer einen neuen Patienten- und Pflegeanwalt bestellt. Ich sage jetzt, was ich mir wünsche. Ich sage jetzt, was ich mir an Amtsverständnis und Zugang zu den Aufgaben wünsche, weil ich meine, dass sie im Pouvoir dieses Amtes liegen:

Ich möchte, dass der Patientenanwalt und sein Team sich nicht nur mit den Beschwerdefällen befassen, die an sie herangetragen werden, die Einzelfälle, Schadensfälle, Beschwerden über medizinische oder andere Behandlungsfehler.

Ich möchte, dass der Patientenanwalt ein Partner in der gesundheitspolitischen Debatte ist, parteilich für die Interessen von Patienten und Patientinnen hinsichtlich der Rahmenbedingungen, unter denen bei uns das Gesundheitswesen arbeitet.

Ich möchte, dass der Patientenanwalt seine Stimme erhebt, wenn es darum geht, dass man Gesundheitsgefährdendes und Gesundheitsschädigendes in der Stadt diskutiert. Wir wissen, darüber sind wir uns einig und mit einem rot-grünen Projekt versuchen wir auch Abhilfe zu leisten, es gibt in den verschiedenen Bezirken der Stadt ganz unterschiedliche Lebenschancen. Man stirbt im 15. und im 20. Bezirk schlicht und einfach früher, hat eine geringere Lebenserwartung als in grünen Bezirken, in so genannten bürgerlichen Bezirken. Das ist uns nicht egal. Ich möchte, dass diese Gesundheitsförderung, die Prävention, die Information und Unterstützung der Menschen nicht das Thema der Politik ist, das es ohne Weiteres ist, sondern ich möchte auch, dass die Patientenanwaltschaft hier ihre Stimme erhebt und deutlich macht, dass die Aufklärung und Information von speziellen Minderheiten hinsichtlich ihrer Lebensfristen, hinsichtlich von Umweltbedingungen, Wohnbedingungen, Verkehrssituationen, all das, was Menschen krank macht, auch ein Thema für die Patientenanwaltschaft ist. Wir wissen alle, und es ist eine Binsenweisheit, dass dann, wenn das Kind in den Brunnen gefallen ist, wenn wir krank sind, die Medizin als Reparaturmaßnahme wichtig und segensreich ist. Aber ob wir gesund sind oder krank werden, bestimmt sich nicht in der Apotheke und nicht in der Ordination, sondern in den Lebensverhältnissen.

Ich möchte in der Patientenanwaltschaft eine wichtige Stimme hören, die sich im Gesundheitsbetrieb selbst zu Wort meldet, parteilich für die Patienten und Patientinnen, wenn es um Unterversorgung oder Fehlversorgung geht. Wir haben diese Debatten in der Vergangenheit über die Pflege wirklich abgehandelt. Wir haben die Dialyse und die Defizite in diesem Bereich, die dringende Notwendigkeit, hier aktiv zu werden, als Beispiel. All das sind wichtige Themen. Es kann dem Patientenanwalt nicht egal sein, ob jemand nächtens mit allen Stressfolgen, mit allen Gesundheitsfolgen dialysiert wird. Auch in Fällen der Unterversorgung oder Fehlversorgung möchte ich seine Stimme hören.

Ich wünsche mir, Herr Dr Brustbauer, wenn es um die großen Themen, die wir jetzt diskutieren, geht, ob das die Gangbetten oder die Wartezeiten sind oder die Tatsache ist, dass wir jetzt ganz speziell in der Kinderpsychiatrie eine Notsituation haben, dass die Versorgung von Kindern hinsichtlich Psychotherapie und Psychiatrie im Argen liegt, dass wir hier auch und fachlich kompetent den Patientenanwalt hören.

Letztlich wünsche ich mir etwas, das ist vielleicht etwas ganz Leichtes und niemand kann sagen: „Frau Pilz, machen Sie Ihre Politik lieber selber, der Patientenanwalt ist kein Politiker, der muss das alles nicht tun!" Ich sehe es anders, aber selbst, wenn wir nur dort anfangen, wo es im Kleinen etwas zu ändern gibt, müsste die Patientenanwaltschaft niedrigschwelliger zu erreichen sein. Schauen Sie einmal auf die Homepage. Ich habe es schon Dr Dohr gesagt, es hat nichts genützt. Ich sage es jetzt wieder, vielleicht nützt es etwas. Für die Homepage auf der wien.at-Seite braucht jemand eine Brille, und wenn er sehbehindert ist, braucht er eine besonders große Brille, damit er überhaupt sieht, was dort steht. Und dann atmet sie den Charme von Amtsstuben. Dort werden in kleingedruckten Worten Gesetze zitiert, man kann sich Berichte herunterladen, aber man fühlt sich nicht eingeladen. Mit keinem Wort sind der Patient oder die Patientin persönlich adressiert, das Mitarbeiter-Team bleibt im Dunkeln und es gibt kein einladendes, begrüßendes Statement des Herrn Dr Brustbauer an die Patienten, die sich vielleicht überlegen, ob sie sich hintrauen sollen oder nicht. Also jeder Informatikstudent im vierten Semester oder von mir aus auch ambitionierte Kinder von hier anwesenden Gemeinderäten machen so eine Homepage in null Komma genau nichts. Ich weiß nicht, wieso es zehn Jahre dauert, dass man in der Gemeinde Wien hinsichtlich der Patienteninformation im Internetauftritt im 21. Jahrhundert ankommt. Es schreckt ab, es lädt nicht ein und es zeigt sich in der Homepage das dahinterliegende Verständnis von: „Kommen Sie, bringen Sie einen Schadensfall ein, seien Sie ein Beschwerdeführer und wir werden Ihren Akt bearbeiten." 

Wir brauchen einen frischen Wind, wir brauchen einen neuen Zugang, wir brauchen Kommunikation im Gesundheitsbereich auf Augenhöhe und sie muss in der Patientenanwaltschaft beginnen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Abgeordnete hat sich die Kollegin Praniess-Kastner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Dr Brustbauer!

Uns liegt der Bericht der Patientenanwaltschaft vor. Wie schon gesagt, Herr Dr Dohr ist dafür noch zuständig gewesen. 

Meine Damen und Herren, ich habe den Bericht durchgeblättert und habe gefunden, er ist ein Geschenk. Er ist ein Geschenk an die Stadtregierung, aber er ist leider kein Geschenk für die Patientinnen und Patienten dieser Stadt. Denn wie meine Vorrednerin, Frau Dr Pilz, schon gesagt hat, ich habe mir sogar die Mühe gemacht, es durchzublättern und durchzuzählen, dieser Bericht umfasst 130 Seiten. Die Aufgaben der Patientenanwaltschaft nehmen ein Drittel des Berichtes ein. Dann gibt es einen statistischen Überblick über den Arbeitsanfall der Patientenanwaltschaft und ein breiter Raum ist auch der Patientenverfügung gewidmet. Hier wurde Dingen viel Platz und Aufmerksamkeit gewidmet, die man auch anderswo nachlesen kann, aber systemimmanente Fehler, die wir immer wieder einfordern und wo wir die Stadtregierung auffordern, etwas dagegen zu tun, sind meistens mit einem Satz angeführt.

So möchte ich Ihnen ein Beispiel auf Seite 60 anführen, und zwar einen Satz über die Wartezeiten: „Wartezeiten: Hauptsächlich Beschwerden wegen zu langer Wartezeiten auf Operationstermine in Spitalsambulanzen." - Ich war sehr verwundert über diesen Satz, weil wir das auch immer wieder diskutieren, und habe mit der Bitte um Aufklärung im Gesundheits- und Sozialausschuss folgende Erklärung der Patientenanwaltschaft erhalten, ich habe das auch mitgeschrieben, damit ich es nicht vergesse, weil ich mir gedacht habe, das ist irgendwie eine ziemlich spannende Aussage: „Es werden Maßnahmen gesetzt gegen diese bereits bekannten Missstände. Es ist daher eine Vergeudung von Ressourcen, diese im Bericht zu erwähnen." - Eine spannende Ansage!

Aber es gibt noch weitere Punkte, die nur mit einem Satz Erwähnung finden. Es geht da um Missstände, die bereits 2002 angeführt wurden. Und zwar findet sich im Bericht 2005 eine Empfehlung zur Verkürzung der langen Wartezeiten im Bereich der Herz-Thorax-Chirurgie, was unter anderem auf einen Mangel an Intensivpflegepersonal zurückzuführen war. Diese Empfehlung besteht bereits seit dem Jahr 2002/2003. Im aktuell vorliegenden Bericht findet sich auf Seite 84 ein Satz dazu, der besagt, dass die 2005 ausgesprochenen Empfehlungen durchwegs längerfristig zu erreichende Ziele betrafen, die 2006 noch nicht umgesetzt sind. Im Frühjahr haben sich bei uns bereits zahlreiche Patienten gemeldet, die in Oberösterreich operiert werden mussten, da im Wiener AKH diesbezügliche Wartezeiten von drei bis vier Monaten entstanden wären. Auch ein 37-jähriger Wiener wurde von uns nach Wels vermittelt, da seine Bypassoperation im AKH zwei Mal verschoben wurde.

Meine Damen und Herren, im Hinblick auf diese Ernsthaftigkeit der Lage denke ich, ist dieser Laisser-faire-Ton im Bericht der Patientenanwaltschaft sicher weder im Sinne der PatientInnen noch überhaupt angebracht. (Beifall bei der ÖVP und von Abg Dr Sigrid Pilz.)

Nun zu den im Bericht erwähnten Fallzahlen, weil 2006 kommt es zu einem Rückgang, und das hat meine Vorrednerin auch schon angesprochen, der Höhe der vom Patientenentschädigungsfonds ausgezahlten Beträge. Laut Bericht geht das auf die geringere Anzahl an Beiratssitzungen zurück. Es wurden 2005 49 Fälle behandelt, davon 47 positiv, und die ausbezahlte Summe waren 400 000 EUR. 2006 wurden nur 32 Fälle behandelt, davon nur 29 positiv, und eine Summe von 236 000 EUR wurde ausbezahlt. In den Richtlinien des Härtefonds, auch im Bericht nachzulesen, steht aber, dass vor allem in besonderen Härtefällen eine rasche finanzielle Hilfe zu gewähren ist. Auf meine diesbezügliche Frage im Gesundheits- und Sozialausschuss erhielt ich die Antwort: „Durch den langen Übergangszeitraum des scheidenden Patientenanwaltes und den Beginn des neuen Patientenanwaltes kam es zu weniger Sitzungen." - Nun, meine Damen und Herren, dieses Argument überlasse ich Ihrer Bewertung, aber ich stelle fest, das ist eine massive Verschlechterung für die Patientinnen und Patienten dieser Stadt. 

Die Patientenanwaltschaft deckt anhand einiger Fälle auch Missstände auf. Da möchte ich drei anführen:

In einem Fall, der besonders tragisch ist, ging es darum, dass ein Geriatriezentrum verabsäumt hat, einen Angehörigen über den Tod der Bewohnerin zu informieren. Dieser Fall zeigt auch die systemimmanente Vorgehensweise in den übergroßen Pflegeheimen des KAV. 

Weiters wird auf ein Chaos im FSW hingewiesen, da ein älterer Herr über Monate Rechnungen über Pflegeentgelte für die Kurzzeitpflege seiner Gattin nicht erhalten hat und die Fragen, die der Herr zu den offenen Forderungen hatte, vom FSW über Monate unbeantwortet blieben. Die PatientInnenanwaltschaft konnte in diesem Fall die Unklarheiten sofort beseitigen. 

In einer Schwangerschaftsambulanz, dazu gibt es im Bericht auch mehrere Sätze, mussten Patientinnen für ambulante Untersuchungen während der Schwangerschaft bezahlen, wenn sie in dieser Klinik die Entbindung nicht vornehmen ließen.

Meine Damen und Herren, das sind einige wenige Fälle aus diesem ziemlich dürftigen Bericht, die einmal mehr beweisen, dass die Stadtregierung systemimmanente Fälle negiert oder einfach nicht zur Kenntnis nimmt. Zum Wohle der PatientInnen dieser Stadt fordere ich Sie auf, dringend Engpässe zu beseitigen! Ich hoffe, dass wir als Opposition nicht nächstes Jahr an diesem Rednerpult stehen werden und Patienten- und Anwaltschaftsberichte aus den Jahren 2002, 2003, 2004, 2005 und 2006 zitieren müssen, mit Problemen, die bis dato noch immer ungelöst sind. 

Herr Dr Brustbauer, bitte richten Sie Ihren MitarbeiterInnen herzlichen Dank für den vorliegenden Bericht aus! (Beifall bei der ÖVP.) 

Nun, meine Damen und Herren, komme ich noch zu einem anderen Thema. Dem Thema betreffend die Rücknahme der Mietselbstbehalte. Es wurde heute schon vom Herrn StR Herzog angesprochen, dass die FPÖ unserem Antrag zustimmen wird. Die GRÜNEN stellen auch einen Antrag bezüglich der Rücknahme der erhöhten Mietselbstbehalte. Nachdem alle Gebühren in Wien deutlich erhöht wurden, stellt die Anhebung des Mietselbstbehaltes eine massive Belastung für akut armutsgefährdete Menschen dar. Eine Erhöhung des Mietselbstbehaltes per Verordnung der Landesregierung um 37 Prozent bedeutet sowohl für SozialhilfeempfängerInnen, aber natürlich auch für Kleinst- und MindestpensionistInnen, dass sie im Monat mehr als 25 EUR weniger zur Verfügung haben, das sind 300 EUR im Jahr. Das Budget der Stadt Wien, das der Stadt zur Verfügung steht, rechtfertigt das in keiner Weise. Die Stadt hat dafür Sorge zu tragen, dass alle Menschen in Wien ein Leben in Würde führen können. Notwendige Sozialleistungen willkürlich zu kürzen, kann diesem Auftrag nicht dienen. Wir stellen daher den folgenden Beschlussantrag:

„Der Landtag möge beschließen: Die ungerechtfertigte Erhöhung der Mietselbstbehalte in Wien wird unverzüglich zurückgenommen.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung.“ 

Ich habe gesehen, dass der Herr StR Ellensohn noch auf der Rednerliste steht. Die GRÜNEN haben ja auch einen Antrag, dem wir natürlich ebenfalls zustimmen. Ich denke, Herr StR Ellensohn wird die Gelegenheit ergreifen, uns zu erklären, weshalb Sie im Stadtsenat zugestimmt haben und jetzt sozusagen uns zustimmen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Abgeordnete hat sich die Kollegin Matzka-Dojder zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Patientenanwalt Dr Brustbauer! 

Ich möchte schon, bevor ich zu dem eigentlichen anzunehmenden Bericht komme, einige Worte zu meinen Vorrednerinnen sagen, weil sie beide ein Thema angesprochen haben, das wir schon sehr oft im Gesundheitsausschuss diskutiert haben. Dazu hat es seitens der Führung im Krankenanstaltenverbund und des Allgemeinen Krankenhauses ausführliche Antworten gegeben, aber ich sage es hier noch einmal: Wartezeiten auf die Operationen im AKH sind darauf zurückzuführen, dass es bei vielen Operationen einfach lange Vorbereitungszeiten gibt. Die Wartezeiten auf bestimmte Operationen sind aber in den letzten Jahren auf Grund der Verbesserungen und Umstrukturierungen immer kürzer geworden. 

Ich möchte einige Beispiele betreffend Hüftoperationen, Herzoperationen anführen: Zum Beispiel Herzoperationen: Wartezeiten nur zwischen vier und sechs Wochen im AKH, auch in den anderen Krankenhäusern unverändert vier bis sechs Wochen. Hüftoperationen im AKH: 18 Wochen. Ich bin selbst zweimal an einer Hüfte operiert worden und bin dort nicht als eine Sonderzubehandelnde hingegangen, sondern ich bin mit diesem Problem ganz normal zu einem Orthopäden gegangen und habe auf Grund der Selbstblutversorgung auch acht Wochen warten müssen. Es geht trotz Schmerzen einfach nicht anders. Ältere PatientInnen sind die PatientInnen, die meist diese Ersatzprothetik bekommen. Da sind die Vorbereitungen auf Grund des allgemeinen gesundheitlichen Zustandes eben viel länger. Das wissen wir auch. Ich bin schon froh, dass Sie sich jetzt an die Fakten halten und nicht irgendwelche Fälle, die Sie ansprechen oder anrufen, hier vorbringen, sondern sich auf diese zu erfragende Statistik berufen. Soviel zu den Wartezeiten auf die Operationen.

Zu den Wartezeiten in den Ambulanzen: Sie wissen ganz genau, dass die Wartezeiten auf einen Termin bei den niedergelassenen Fachärzten sehr lange sind. Ich kenne das aus eigenem beruflichen Erleben, dass die Menschen, wenn sie ein Problem haben, egal, ob sie einen Termin haben oder keinen Termin haben, einfach in die nächste Spitalsambulanz gehen. Es ist nicht gelungen, das im niedergelassenen Bereich so zu organisieren, dass sie bei akuten Problemen dort rasch einen Termin bekommen. Jetzt kann man sich vorstellen, dass dort Patienten, Patientinnen sitzen, die zur Nachkontrolle fixe Termine haben und dass man da ganz genau plant. Wenn dann jemand mit einem Problem kommt und keinen Termin hat, muss er natürlich mit langen Wartezeiten rechnen.

Ich verstehe es auch, wenn man ein akutes gesundheitliches Problem hat, das oft mit Schmerzen verbunden ist, dass man in eine Spitalsambulanz geht, dort lange warten muss und das nicht angenehm ist. Aber ich weiß auch, dass sich die Ärzte und das Pflegepersonal in den Spitalsambulanzen immer bemühen, diese Patienten trotz geplanter Untersuchungen dranzunehmen. - Soviel also zu diesen Wartezeiten. 

Jetzt möchte ich zu meinem eigentlichen Thema zurückkommen, zu diesem vorliegenden Tätigkeitsbericht der Wiener Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwaltschaft 2006. Entgegen der Ansicht meiner VorrednerInnen ist dieser Bericht für mich sehr umfangreich und ich glaube, auch für alle aufschlussreich. Es freut mich auch, dass Sie ihn ganz genau angeschaut und studiert haben, weil da muss ich nicht auf Details eingehen, sondern ich möchte vielmehr auf die Bedeutung dieser Einrichtung und die Auswirkungen der Wiener Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwaltschaft auf die Gesamtstruktur im Wiener Gesundheitssystem eingehen. 

Dieser Bericht ist für mich ein Ergebnis einer sehr professionellen Arbeit eines sehr erfahrenen Teams, das sicherlich mit sehr viel Professionalität und sehr viel Einfühlungsvermögen für die dort um Rat und Hilfe suchenden Patientinnen und Patienten in der Struktur noch einen zusätzlichen Sicherheitsfaktor stellt, eine Einrichtung, die, und das werde ich noch begründen, ein volles Vertrauen, sowohl von den Wiener Patientinnen und Patienten als auch von allen Gesundheitsberufen in unserem Gesundheitssystem hat. Auch wenn Patientenanwalt Dr Brustbauer nicht für diesen Jahresbericht zuständig ist, möchte ich diese Gelegenheit nützen, ihm, seinem Team und auch seinem Vorgänger Dr Dohr für die geleistete Arbeit persönlich und im Namen der Sozialdemokratischen Fraktion herzlich zu danken und Ihnen, Herr Dr Brustbauer, für die Zukunft viel Erfolg zu wünschen! (Beifall bei der SPÖ.)

Wie schon gesagt, dieser Bericht, meine sehr verehrten Damen und Herren, beinhaltet für mich ganz wichtige Punkte. Ich möchte nur einige besonders hervorheben. 

In der Inanspruchnahmestatistik ist ersichtlich, dass seit 1992, seit dem Bestehen dieser Einrichtung, diese Inanspruchnahme ständig steigt, aber 2006 ist sie sogar um 38 Prozent gestiegen. Diese Inanspruchnahmesteigerung begründet sich auch gut in diesem Bericht, dass die Aufgabenerweiterung durch das Patienten- und Patientinnenverfügungsgesetz im Juni 2006 in Kraft getreten ist. Aber es ist auf gar keinen Fall damit zu begründen, dass die Wiener Gesundheitsversorgung in den Ergebnissen und in der Ergebnisqualität eine schlechtere geworden ist, sondern es liegt vielmehr daran, dass diese Einrichtung von den Patientinnen und Patienten gut angenommen wird, dass die Patientinnen und Patienten auf Grund der verbesserten und veränderten gesetzlichen Lage diese Einrichtung mehr in Anspruch nehmen. 

Aber es ist in diesem Bericht auch eine gute Zusammenarbeit zwischen den Berufsgruppen in den Gesundheitseinrichtungen und Spitälern in Wien erwähnt, dass eine Tendenz besteht, dass die Abteilungsvorstände immer mehr die Patientinnen und Patienten, wenn die sachliche Ebene vor Ort nicht mehr gegeben ist, an den Patientenanwalt verweisen und alle Daten zur Verfügung stellen. 

Weitere Einzelfaktoren für diese Steigerung sind, dass eine wesentliche Verbesserung in der Transparenz und der Entwicklung in der Fehlerkultur im Krankenanstaltenverbund ist, dass die Patientinnen und Patienten besser über ihre Rechte Bescheid wissen, dass sie immer mündiger werden und diese Augenhöhe mit den behandelnden Ärzten und dem Personal immer mehr erreichen. 

Es ist mir wichtig, hier zu erwähnen, dass das Management des Krankenanstaltenverbundes nicht nur auf Grund dieses Berichtes, sondern auch auf Grund einer sehr sachlichen Diskussion, die wir betreffend Fehlerminimierung, Riskmanagement 2006 geführt haben, in fünf großen Wiener Spitälern ein Projekt gestartet hat, das eine Entwicklung einer offenen Fehlerkultur vorantreibt. Hier werden Fehler, aber nicht nur passierte Fehler, sondern auch die so genannten Nirgends-Events, notiert, in Folge gemeinsam analysiert, vom Wiener Krankenanstaltenverbund ins Intranet gestellt und sind dort allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zugänglich. Das dient dazu, dass man aus eventuellen Fehlern für die Zukunft lernt und dazu, die Ergebnisqualität zu verbessern und die Fehler zu minimieren. 

Weiters wurden Beschwerdemanagement-Teams eingerichtet. Es wurden aber auch an 26 Abteilungen multiprofessionelle Teams für Riskmanagement eingerichtet, die für die Entwicklung einer offenen Fehlerkultur zuständig sind. Diese sehr strukturierte Vorgangsweise zeigt, dass damit auch in der Struktur eine Qualitätsverbesserung vorangetrieben wird. 

An dieser Stelle möchte ich, wenn auch mich immer wiederholend, sagen, wir haben in Wien national und international ein sehr gutes Gesundheitssystem und daran ist nichts schlechtzureden. Das sage nicht nur ich als Gemeinderätin der Mehrheitsfraktion, sondern das sagen auch viele Expertinnen und Experten, die das in einem wissenschaftlichen Kontext vergleichen. Das sagen aber auch die Patienten und Patientinnen. Es gibt von der Firma Ebner & Partner eine externe Befragung von Patientinnen und Patienten, die in einzelnen medizinischen Fächern eine Zufriedenheit von über 91 Prozent aufweist. 

In den Wiener Spitälern werden jährlich 3,5 Millionen Behandlungen durchgeführt. Ich sage das deswegen, weil bei dieser Vielzahl an Behandlungen trotz der von meiner Vorrednerin angeführten Einzelfälle im Bericht, die ich persönlich genauso tragisch finde, die hohe Qualität und Zufriedenheit der Patienten in diesem Gesundheitssystem gegeben ist. Ich weiß auch, dass dieses hohe Niveau von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in diesem Gesundheitssystem erhalten wird, die bereit sind, nicht nur Veränderungsprozesse mitzutragen, sondern ständig an den Verbesserungen und an der persönlichen Weiterentwicklung und Umsetzung zu arbeiten. Ich nütze hier die Gelegenheit, ihnen für diese Arbeit, für diese Bereitschaft, für dieses Engagement Danke zu sagen. (Beifall bei der SPÖ.)

Dass bei der Vielzahl dieser Behandlungen auch manchmal Fehler passieren, ist bedauernswert, aber es ist leider so, Fehler können überall passieren. Wichtig ist dabei, wie man mit diesen Fehlern umgeht. Ich habe schon gesagt, dass der Wiener Krankenanstaltenverbund da stets bemüht ist, diese offene Fehlerkultur zu entwickeln, damit die Ergebnisqualität zu steigern und die Fehlerquote zu minimieren. In diesem gesamten Gesundheitssystem, meine Damen und Herren, spielt natürlich die Institution des Wiener Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwaltes eine sehr wichtige Rolle. Das ist auch in diesem Bericht ersichtlich. Es ist ebenso wichtig, und er tut es auch im Bericht und er tut es im gesamten Diskussionsprozess, dass er die getroffenen Qualitätsmaßnahmen hinterfragt. Es ist genauso eine konstruktive Zusammenarbeit mit allen Institutionen und mit allen Berufsgruppen im Gesundheitswesen wichtig und wird in diesem Bericht auch betont. Ich glaube, das ist hier ersichtlich. Natürlich auch mit den politisch Verantwortlichen. Einige von uns haben sich schon mit dem neuen Patientenanwalt einen Termin ausgemacht, aber das Team, das dort arbeitet, ist ein multiprofessionelles, also mit den Themen sehr vertraut. Es sind in diesen Gesprächen oft Situationen, die nicht nur ein sehr hohes fachliches Niveau, sondern auch sehr viel Einfühlungsvermögen und sehr viel soziale Kompetenz erfordern. Dieses Team ist, wie schon gesagt, ständig im Dialog mit den Berufsgruppen. Das ist auch aus diesem Bericht ersichtlich.

Es ist auch ersichtlich und wurde auch im Ausschuss gesagt, dass auf Grund dieser neuen Besetzung einige Sitzungen hinsichtlich des Härtefonds und Entschädigungsfonds nicht stattgefunden haben. Es wurde auch gesagt, warum es bei den Auszahlungen der Entschädigungen etwas länger dauert, weil dieser Prozess der Klarstellung manchmal etwas länger dauert.

Wie schon anfangs erwähnt, ist dies für mich, und ich hoffe, auch für alle anderen, ein sehr guter, ein sehr aufschlussreicher Bericht. Es freut mich, dass meine Vorredner und Vorrednerinnen diesen Bericht annehmen werden. (Beifall bei der SPÖ.)

Ich möchte trotzdem ein paar Worte zu diesem eingebrachten Antrag sagen. Wir haben das gestern auch in der Aktuellen Stunde gehört. Wien ist in all diesen Jahren, wo es massive Belastungen seitens der schwarz-blauen Regierung gegeben hat, eingesprungen, hat niemals sozial Schwächere auf Grund Leistungsstreichungen im Stich gelassen. Wir haben auch diese Mindestpensionssätze um 1,6 Prozent für die DauerbezieherInnen angeglichen, auch diese Erhöhung getätigt. Dieser Antrag und diese Kritik sind für mich schon eine scheinheilige Handlung! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr StR Ellensohn zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Bevor ich dazu komme, zu erklären, wozu ich von der Frau Abg Praniess-Kastner aufgefordert wurde, ein paar Sätze zu den Wartezeiten in den Ambulanzen:

Ich bin kein Gesundheitspolitiker, aber hin und wieder, glücklicherweise sehr selten, Patient oder mit jemand anderem dort, wenn eine Patientin behandelt wird. So einfach kann man es sich natürlich nicht machen, dass man immer drankommt, wenn man einen Termin hat, man keine Wartezeit hat und das ganz schnell geht. Mein Zahnarzt schafft das ganz hervorragend. Dort habe ich Wartezeiten zwischen zwei und zehn Minuten, weil der halt nicht alle Leute um 13 Uhr bestellt, sondern weil er sich jeweils nur eine Person ins Wartezimmer setzt. Also mehr als eine Person ist nie vorher dran. Bei meinem Augenarzt geht das leider etwas schleppender. Dort warte ich immer zwischen ein und zwei Stunden. 

Das Beispiel, das ich bringen möchte, ist das AKH. Ich bin Vater von Zwillingen geworden und war deswegen öfters im AKH. Jetzt sage ich gleich dazu, mit den medizinischen Leistungen waren wir in dem Fall sehr zufrieden, es hat alles gepasst, war alles in Ordnung. Aber keine Wartezeiten, das stimmt leider hinten und vorne nicht. Der Regelfall ist, alle die dort bei der Mehrlingsambulanz sind, werden zur gleichen Uhrzeit hinbestellt. Das bedeutet, eine Schwangere nach der anderen wird behandelt oder in Betreuung genommen. Das dauert und dauert. Mitunter dauert es von neun Uhr bis halb zwei Uhr am Nachmittag. Nachdem ich mir die Mühe gemacht habe, jedes Mal dabei zu sein, habe ich es genau mitgekriegt, wie lange es dauert. Es war für uns wirklich ganz selten unter zwei Stunden, meistens war es eher Nachmittag. Die Leidtragenden waren dann die MitarbeiterInnen im Klub, die unter anderem versucht haben, mit mir zu telefonieren.

Einmal war ein besonderer Auswuchs, an dem Tag waren MitarbeiterInnen krank, aber auch dafür würde man einen Plan B brauchen, da sind wir eineinhalb Stunden in einer Schlange angestanden, bis man vorne sagen konnte, dass man für einen Termin dort ist, der zu dem Zeitpunkt schon längst vorbei war. Da hat sich meine Frau hinsetzen können, weil ich in der Schlange gestanden bin. Die schwangere Frau neben mir hat froh sein können, dass ich dort war, weil ich gesagt habe: „Setzen Sie sich hin und kommen Sie halt wieder vorbei, Sie sehen mich." Aber es sind dort noch sehr viele andere Leute eineinhalb Stunden in einer Schlange gestanden und mussten sich nachher hinsetzen und warten, bis es Nachmittag ist. Das ist dort nicht immer so, aber oft genug. Das mit der langen Schlange ist uns nur einmal passiert, ich möchte fair sein, aber stundenlang dort von 9 Uhr bis am Nachmittag zu sitzen, ist, finde ich, nicht notwendig. Man sieht anhand des Eingangsbeispieles von mir, dass man es anders organisieren kann. Man muss ja nicht alle Leute zur gleichen Stunde bestellen. Wenn man vier um 9 Uhr und vier um 10 Uhr bestellt, dann wartet wahrscheinlich jeder immer noch lange genug. Also so einfach ist das nicht. Wie das im AKH genau organisiert werden soll, ist Sache des AKH oder anderer Spitäler. Sonst habe ich in den letzten zwei, drei Jahren noch keines gebraucht. Aber das ist quasi ein Bericht eines Patienten, stimmt nicht, weil ich nicht der Patient war, aber von jemandem, der gesehen hat, wie es einer Patientin geht.

Zur Mietbeihilfenkürzung beziehungsweise zur Richtsatzverordnung zur Wiener Sozialhilfe, die Ende April per Amtsblatt verlautbart wurde und die ein paar Tage zuvor in der Landesregierung mit den Stimmen von SPÖ, FPÖ und GRÜNEN, gegen die Stimmen der Volkspartei, beschlossen wurde: Was ist dort beschlossen worden? Unter anderem die Erhöhung der allgemeinen Sozialbeihilfe und gleichzeitig im Paket auch die angesprochene Kürzung via des Selbstbehaltes, via der Erhöhung des Selbstbehaltes von 68 EUR auf 93 EUR im Monat, also eine Kürzung um 25 EUR im Monat. Das war Ende April.

Was ist nachher passiert? Offensichtlich ist das niemandem gleich so deutlich aufgefallen, weil politisches Erdbeben war keines. Aufgefallen ist es dann im Juli. Da sind dann eingeschriebene Briefe an die Betroffenen gegangen, denen man erklärt hat, es wird eine Kürzung geben. Und seit 1. September ist die Novelle in Kraft. 

Am 22. August 2007 schreibt Josef Mayer für „BIZEPS-INFO" online unter dem Titel „Wien: Widersprüchliche Sozialpolitik, beträchtliche Kürzung bei Sozialhilfe" einen längeren Kommentar, in dem er genau diese Mietbeihilfenkürzung, die es am Schluss ist, um 25 EUR pro Monat oder 300 EUR pro Jahr beschreibt, dann gleichzeitig kritisiert, welche Jubelstimmung die zuständige Stadträtin betreffend gesunde Stadtfinanzen vermeldet und er hat ein Bescheidbeispiel angeführt. Ich möchte jetzt nicht das Ganze verlesen, aber er kommt eben zum Schluss, bei 23 Prozent Übererfüllung der Maastricht-relevanten Kriterien für die Stadt haben wir gleichzeitig zum Beispiel Einsparungen von 25 EUR bei jeder Mindestpensionistin in dieser Stadt. 

Am 25. August interviewt der Journalist Pepo Meia, das ist dann, ich glaube, ich lüfte da nicht zu viele Geheimnisse, der selbe Mann, aber zwei Schreibweisen, für das Politmagazin „Trotz allem" auf Radio Orange den Wiener Bürgermeister. Er fragt ihn, ob er das gewusst habe, er sehe das so und das seien die Kürzungen. Wie heißt das Zitat von Michael Häupl betreffend die Kürzungen? „Der Beschluss ist schon okay, aber seine Interpretationen und seine Auswirkungen anscheinend nicht und das werde ich mir selbst anschauen. Ich will nicht, dass Mietbeihilfen gekürzt werden, weil wer Mietbeihilfe bezieht, hat sie bitter notwendig." - Zitat Ende. 

So, jetzt marschiert die Geschichte. Am 28. August gibt es eine Serie von Presseaussendungen, unter anderem von mir, dann ein kleines, wie ich meine, nicht notwendiges Match, ob das Glas damals bei der Abstimmung halbvoll oder halbleer war, ob das das Wesentliche war und Aussagen von mir, von Praniess-Kastner und von Kurt Wagner von der SPÖ. Natürlich fast deckungsgleich die Kritik von der ÖVP und den GRÜNEN, nämlich 300 EUR jährlich Kürzung für Mindestpensionisten und Mindestpensionistinnen und dazu die Aussendung der Sozialdemokratie, die ungefähr so lautet, die Aussagen sind alle unseriös, das stimmt alles nicht, Tatsache ist, Wien ist das einzige Bundesland, das das kennt und dann gibt es noch einen Verweis darauf, dass insgesamt Erhöhungen erzielt werden konnten, weil der Bund tatsächlich Geld zur Verfügung gestellt hat. Das macht dann jährlich 490 EUR pro MindestpensionistIn aus. Von diesen 490 EUR nehmen sie 300 EUR weg und deswegen haben die Leute mehr. Der Schmäh lautet, sie haben eh 490 EUR mehr vom Bund gekriegt, also haben sie mehr als vorher, obwohl wir 300 EUR wegnehmen. Ob das eine große Sozialtat ist, nachher noch die 300 EUR wegzunehmen, ist eine andere Frage! 

Die Geschichte geht dann weiter mit einem zusätzlichen Interview, das Pepo Meia mit Michael Häupl, dem Bürgermeister und Landeshauptmann, führen konnte. Nämlich: „Was ist jetzt damit? Sie haben angekündigt, Sie schauen sich das an. Stimmen die Fakten oder stimmen sie nicht?" Die 25 EUR pro Monat sind übrigens von niemandem widerlegt worden, das ist so, ist eh klar. Es steht drinnen, statt 68 EUR 93 EUR Selbstbehalt. Das kann jeder ausrechnen, das sind 25 EUR Differenz. Mal zwölf ist 300 EUR. Also die SPÖ nimmt den Mindestpensionisten 300 EUR im Jahr ab. Was sagt jetzt Michael Häupl beim zweiten Interview? Die Hoffnung vom Interviewer war, dass er sagen wird, er habe es sich angeschaut, das stimmt leider und er werde es ausbessern, zum Beispiel, indem die Sozialdemokratie den Anträgen von zwei Oppositionsparteien, von der ÖVP und von den GRÜNEN, zustimmt, womit ich angekündigt habe, dass wir natürlich auch dem Antrag der Volkspartei zustimmen werden. Das Zitat von Michael Häupl lautet: „Ich habe mir das persönlich angeschaut. Die Mietbeihilfe ist natürlich auch abhängig von den Einkommen ..." - Es ist bei Mindestpensionisten hart, so zu tun, als ob es da Einkommen in irgendwelchen gravierenden Höhen geben würde, sondern wir reden jetzt von den niedrigsten Einkommen und von den Ärmsten in dieser Stadt. - "... und daher kann aus meiner Sicht nicht von einer Kürzung reden, ..." - Das ist entweder ein Abschreibfehler oder ein Fehler, der in der Schnelligkeit passiert ist. - " ... wenn es insgesamt gesehen zu einer Erhöhung kommt. Wir reden hier ohnehin von einem sehr niedrigen Niveau, das ist bedauerlicherweise keine Frage, aber so eine Mietbeihilfenkürzung in dem Sinne habe ich nicht erkennen können. Das sage ich Ihnen ganz offen, auch nachdem ich mir das näher angeschaut habe." - Das ist natürlich bedauerlich, weil der Teil ist gekürzt worden. Als Nächstes sagen wir, wenn jemand von der Tochter 500 EUR kriegt, dann nimmt die Stadt Wien von dort 400 EUR weg, das sind dann immer noch 100 EUR mehr an Geld, sozusagen immer noch besser. Also den Schmäh, sich auf die eine Ebene auszureden und in der anderen einzusacken, lasse zumindest ich nicht gelten. 

Michael Häupl hat dann zum Schluss gesagt: „Aber ich bin gerne bereit zu vermitteln, dass jeder Einzelfall von meinen Mitarbeitern auch angeschaut wird, dass es hier nicht zu Einkommenskürzungen kommt, die sicher nicht in meinem Interesse sind." - Das ist immerhin ein Angebot, sage ich. Das wird jetzt halt dazu führen, dass wir versuchen, was wir ja schon machen, Leute zu sammeln, die uns die Bescheide schicken, in denen die Kürzung drinnen ist. Ich habe etliche dabei. Ich werde sie dem Landeshauptmann bei einer der nächsten Landesregierungssitzungen übergeben. 

Wir werden heute einen Antrag einbringen. Dieser Antrag würde sicherstellen, dass Sie eben nicht diese 300 EUR kürzen. Damit man einmal eine Gesamtsumme vor Augen hat, wovon wir eigentlich reden, denn das klingt nicht nach viel für ein paar Leute 300 EUR im Jahr, aber wenn das 7 500 Leute betrifft, sind das am Ende 2 Millionen EUR. Das heißt, die Stadtregierung Wien kassiert 2 Millionen EUR von denen ein, die eh schon fast nichts haben. Punkt. Das ist so. Das könnte man ändern, indem man jetzt dem Antrag recht gibt, mit dem die Wiener Landesregierung aufgefordert wird, Folgendes zu tun:

„Die Anhebung der Selbstbehalte für die Mietbeihilfe wird rückgängig gemacht. Die bereits gekürzten Leistungen seit 1. September auf Grund der Anhebung der Selbstbehalte werden den Betroffenen zurückerstattet und die Höhe der tatsächlichen Mietbeihilfe wird in Zukunft anhand des Mietpreisindexes jährlich valorisiert."

Das würde bedeuten, dass eine Klientel, die größtenteils die Sozialdemokratie und nicht die GRÜNEN wählt, die Mindestpensionisten und Mindestpensionistinnen in dieser Stadt, an Geld im Jahr 300 EUR mehr bekommen. Egal, wie hoch, wie niedrig, muss man sagen, die Erhöhungen auf Bundesebene auch ausfallen, die leben eh alle an und unter der Armutsgrenze. Da hat niemand einen Euro zu viel. 

Ich werde jeden einzelnen Fall, den ich persönlich bekomme, und ich nehme an, dass das andere Fraktionen genauso handhaben werden, dem Landeshauptmann persönlich vorlegen und hoffe eigentlich, dann könnte man das dem Landeshauptmann nämlich auch ersparen, dass die Sozialdemokratie heute gleich zustimmt und wir das dann ehebaldigst ändern. Wenn das nicht der Fall ist, muss halt der Herr Landeshauptmann mit seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern jeden Fall einzeln prüfen, ob ein Minus herauskommt. Es ist jetzt schon fix, alle, die sich melden werden, haben ein Minus auf ihrem Zettel oben stehen, nämlich genau von 300 EUR jährlich. Es kommt jeder Fall einzeln vor und ich hoffe, dass wenigstens in diesem Fall, denn das erste Interview von Michael Häupl hat leider in dem Punkt nicht gehalten, das zweite Interview das hält, was es verspricht, nämlich dass diese Kürzungen zurückgenommen werden. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet hat sich Frau Abg Mag Antonov. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich darf zunächst den Antrag betreffend Kürzungen von 2 Millionen EUR im Bereich der Mietbeihilfe hiermit einbringen und im Folgenden noch kurz zum Tätigkeitsbericht der Wiener Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwaltschaft Stellung nehmen. 

Meine VorrednerInnen haben es auch schon angesprochen. Mich persönlich erinnert dieser Bericht ein bisschen an meine erste Seminararbeit auf der Uni, wo ich auch versucht habe, mit einem Zweizeilenabstand und allen möglichen Anhängen, Literaturhinweisen und aufgeblasenen Vorworten über den mageren Inhalt hinwegzutäuschen. Wirklich viel findet sich im Bericht leider nicht. Ich persönlich würde mir wünschen, dass er ausführlicher ist. 

Vor allem fehlt ein ganz großer Bereich, nämlich der Bereich der Pflege. Nun ist es natürlich so, dass Dr Vogt im Herbst 2006 abgelöst wurde. Von ihm gibt es keinen Bericht mehr über das Jahr 2006. In diesem Bericht findet sich daher auch kein Tätigkeitsbericht für 2006, was den ganzen Bereich der Pflege betrifft. Wenn es um die Pflege geht, dann kann ein Bericht nicht nur eine Aneinanderreihung von Schadensfällen und von Statistiken zur Auszahlung sein, da geht es dann nicht um finanzielle Entschädigung, sondern da geht es um die Lebensqualität von HeimbewohnerInnen. Ich würde mir wünschen, dass in den nachfolgenden Berichten diesem Bereich sehr viel mehr Augenmerk geschenkt wird. 

Leider findet sich im Bericht auch kein Hinweis darauf, wie nach der Zusammenlegung der Pflegeombudsstelle und der PatientInnenanwaltschaft überhaupt mit diesem Thema umgegangen werden wird. Das ist doch ein Thema, das interessant ist. 

Wir wissen auch, dass die personelle Ausstattung der PatientInnenanwaltschaft nicht aufgestockt wurde. Es wurde nur eine Person vom Pflegeombudsmann übernommen. Ich frage mich - wie wir uns schon gefragt haben, als das Gesetz hier diskutiert wurde -: Wie wird es möglich sein, diesen großen Bereich abzudecken?

Wir haben schon, meine Kollegin Sigrid Pilz hat schon, gesagt, wir nehmen den Bericht zur Kenntnis, bei aller Kritik, die wir daran haben. Wir sehen natürlich auch, dass es sozusagen ein Jahr des Wechsels war. Wir erwarten uns aber doch, dass es noch einen Bericht über den Pflegebereich für das Jahr 2006 geben wird, und wir erwarten uns vor allem für das nächste Jahr einen Bericht, der auch tatsächlich das ist, was vorne draufsteht, nämlich ein Bericht der Wiener Pflege- und PatientInnenanwaltschaft. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Heinz Hufnagl: Ich bitte nun um den Redebeitrag von Herrn Prof Dr Brustbauer.

Wiener Pflege- und Patientenanwalt Dr Konrad Brustbauer: Danke recht herzlich. - Herr Präsident! Frau Stadträtin! 

Vorerst bedanke ich mich recht herzlich für die Glückwünsche, die ich hier erhalten habe. Sie werden mir Auftrieb geben und Auftrag für die Zukunft sein. 

Ich freue mich auch über die mehrmals und wiederholt vorgebrachten Glück- und Dankeswünsche für das Team, das dort arbeitet; es ist gleich geblieben. Mit diesem Team habe ich auch den Bericht verfasst, ich distanziere mich nicht von ihm. Ich habe mit diesem Team schlicht und einfach das wiedergegeben, was geschehen ist, was ich in der kurzen Zeit machen und miterleben konnte.

Hier darf ich auch gleich zur Größe dieses Teams Folgendes sagen. Ich blicke natürlich schon ins Jahr 2007, die Aufstockung ist inzwischen erfolgt, in weit größerem Umfang, als sie hier von einer Person genannt wurde. Wir haben gerade im Pflegebereich Oberschwestern und eine diplomierte Krankenschwester dazubekommen. 

Es ist ja kein Geheimnis, obwohl man es vielleicht als Dienststellenleiter gerne zum Geheimnis macht: Um 38 Prozent ist der Anfall gestiegen, aber auf das Jahr 2007 heruntergebrochen, sind die rückständigen Akten um 15 Prozent weniger geworden! Sie wissen, wie man so etwas machen muss: Man muss sich mit vollem Engagement in die Sache stürzen. Das geschieht auch bei der Patientenanwaltschaft.

Weil immer wieder die Pflege angesprochen wurde: Gewiss ist sie - wie es so scheint - im Bericht etwas stiefmütterlich behandelt. Aber die Gründe sind hier geliefert worden: Einerseits durch die Zusammenlegung, die erst im Herbst 2006 wieder erfolgt ist und andererseits, das möchte ich doch deutlich unterstreichen, dass bei der Wiener Patientenanwaltschaft eine Heimkommission nach dem Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetz eingerichtet ist. Diese Heimkommission hat bereits zwei Berichte verfasst, natürlich auch einen umfassenden Bericht für 2006, in dem vieles drinsteht, was Sie hier vermissen. Um Doppelgleisigkeiten zu vermeiden, ist das so geschehen. 

Ob es gut ist, dies in zwei Berichten abzufassen, weiß ich nicht; der Gesetzgeber sieht es jedenfalls so vor. Vielleicht mag es gut sein, das in Hinkunft zu vereinen. Aber ich empfehle, um nicht einen rudimentären Blick auf die Pflegefälle zu haben, auch den umfassenden Bericht der Heimkommission anzusehen, der Empfehlungen und vielleicht genau das enthält, was gewünscht wird.

Ich weiß schon, es geht in das Jahr 2007, nämlich über den Abschluss des Rechnungshofberichts. Da ich nunmehr dazu angesprochen wurde, kann ich es ja sagen: Diese Vermögensmasse des Patientenentschädigungsfonds liegt nunmehr auf einem eigenen Konto, ist also eine eigene, getrennte Vermögensmasse, die geführt wird. Der bisherige Zinsenverlust hört sich furchtbar an, hat aber seinen Schrecken dadurch verloren, dass all die, die uns diese Zinsen schulden, deren Bezahlung zugesagt und zum Teil auch schon überwiesen haben. Und die, die es zugesagt haben - so sage ich es jetzt ein bisschen salopp -, sind keine Steuerflüchtlinge, sondern durchaus honorige Institutionen. Es ist daher zu hoffen, dass alles in dieser Form abgedeckt wird.

Soweit im Rechnungshof die Nachvollziehbarkeit der Entscheidungen - ich verwende dieses Wort: - gerügt wird, ist das mittlerweile behoben worden. Im Übrigen hat der Rechnungshof meiner Ansicht nach nicht gemeint, dass der Betroffene nicht nachvollziehen kann, warum er dieses Geld bekommt, sondern für den Rechnungshof war es selbst nicht nachvollziehbar, wie man zu dieser Summe gekommen ist. 

Es war aber dann in einzelnen Fällen ganz einfach. An sich hat der Vorschlagende und hat der Beirat des PatientInnenentschädigungsfonds sich natürlich ein Schema gemacht und gesagt, so und so setzt sich die Entschädigung zusammen. Es wurde nur nicht niedergeschrieben. Das Ergebnis ist das gleiche. In Hinkunft wird das geschehen.

Dass die Homepage nicht schön ist - ja, mein Gesicht ist, so glaube ich, auch darauf, ich kann nichts dafür. (Heiterkeit. - Abg Dr Sigrid Pilz: Das habe ich nicht kritisiert!) Wir selbst legen nur die Inhalte vor, und die äußere Form wird für uns gemacht. Wir werden also diesen Wunsch weitergeben.

Eines darf ich noch sagen, weil ein Fall aufgegriffen wurde, der im Bericht enthalten ist, nämlich: Dass die Verständigung vom Tod eines Patienten an die Angehörigen verspätet erfolgt ist, das ist auch immer wieder vorgekommen. Mittlerweile scheint mir das aber - ich greife jetzt auch schon in das Jahr 2007 - doch weitgehend zurückgedrängt. Es wurden zur Abstellung Maßnahmen getroffen. Ich weiß, es gibt eine Ausbildung zum Case-Manager, und deren Implementierung bei den Krankenanstalten bewirkt, dass eben solche Dinge nicht mehr passieren.

Soweit die Frau Abgeordnete gesagt hat, dass der Bericht ihrer Seminararbeit gleicht, fühle ich das nicht als Kritik, weil ich glaube, Sie wird sicher eine erfolgreiche Seminararbeit gelegt haben. Aber man kann alles besser machen, das ist richtig. Man kann alles besser machen, und die Empfehlungen und Wünsche habe ich gerne zur Kenntnis genommen und werde sie im Rahmen der Möglichkeiten beim nächsten Bericht einarbeiten.

Ich darf mich daher nochmals für diese Zustimmung bedanken, die angekündigt wurde, aber auch ein weiteres Mal für diese Welle des Dankes für das Team. Denn glauben Sie mir, diese Leute, die von der Sache wirklich enorm viel verstehen und daher große Probleme rasch und oft binnen Kurzem lösen, sind das Entscheidende! Für dieses Team möchte ich jetzt schon Danke schön sagen, ich werde es weiterleiten. - Ich danke. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Herr Professor, für Ihre Stellungnahme. Zum Wort ist nunmehr niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Hohes Haus! Sehr geehrter Herr Patienten-, Patientinnen- und Pflegeanwalt!

Ich möchte mich bedanken für die umfassende Diskussion, die auch die Vielfalt in dem Bericht zeigt, der ja, wie schon gesagt, noch nicht von Herrn Dr Brustbauer zu verantworten ist, und wünsche alles, alles Gute für die Tätigkeit!

Ich möchte noch zu einem Punkt Stellung nehmen, der thematisch nicht zum Bericht der Patientinnen-, Patienten- und Pflegeanwaltschaft gehört. Das ist die Darstellung, die vor allem in einer sehr epischen Breite - dabei ist es gar nicht so schwierig - von Herrn StR Ellensohn dargestellt wurde. Nämlich nur, weil wir heute schon einmal darüber geredet haben, dass ja das Protokoll für die Ewigkeit ist, muss ich das jetzt auch fürs Protokoll sagen, weil ich hundertprozentig davon überzeugt bin, dass alle, die sich dazu zum Wort gemeldet haben, ohnedies die gesamte Wahrheit darüber wissen. 

Zunächst einmal: Dass es niemandem aufgefallen ist, kann man so nicht sagen. Die ÖVP hat deshalb schon damals dagegen gestimmt, ich habe nie ein Hehl daraus gemacht, die GRÜNEN haben offensichtlich den Akt nicht gelesen. Anders ist es mir nicht verständlich, und nur, um der Wahrheit diesbezüglich die Ehre zu geben ... (Zwischenruf von StR David Ellensohn.) Nein, wir zitieren da nicht falsch!

Die Antwort des Herrn Landeshauptmanns - jetzt auch fürs Protokoll - war die Antwort auf die Darstellung, dass jemand am Ende des Tages weniger hat. Und die Antwort des Herrn Landeshauptmanns darauf war: Die Verordnung ist schon in Ordnung, aber wenn das so vollzogen ist, dann kann es irgendwie nicht passen. Das ist aber nicht die Realität, sondern die Wahrheit ist vielmehr, dass die Mindestpension im Jahr 2007 um 5,22 Prozent erhöht worden ist. 

Lieber Kollege StR Ellensohn! Auch du weißt, dass in der Regel, jedenfalls heuer so wie in den meisten Jahren zuvor, die Höhe der Dauerleistung mit demselben Satz erhöht wird und dass sie auf derselben Höhe wie der ASVG-Richtsatz ist. Das heißt auch, für die Dauerleistungsbezieherinnen und ‑bezieher ist es um 5,22 Prozent erhöht worden, und sie bekommen daher statt 655,84 EUR im Jahr 2006 nunmehr im Jahr 2007 690,06 EUR. 

Das heißt: erste Unwahrheit. Es ist nicht so, dass alles nur der Bund zahlt und die Stadt Wien sich ein Körberlgeld verdient, sondern für Tausende Dauerleistungsbezieherinnen und ‑bezieher in dieser Stadt wird diese Erhöhung ausschließlich von der Stadt Wien getragen. Die Dauerleistung ist übrigens eine Leistung, die es nur in Wien gibt; das wäre vielleicht einmal eine Gelegenheit, die in Oberösterreich, wo ja die GRÜNEN regieren, einzuführen wäre. 

Was auch die Wahrheit und die Realität ist, und zwar sowohl für die Mindestpensionistinnen und Mindestpensionisten als auch für die Dauerleistungsbezieher und ‑bezieherinnen, die ihre Leistung 14-mal im Jahr bekommen und damit gleichgestellt sind mit den rund 79 000 anderen Sozialhilfeempfängerinnen und ‑empfängern - denn ungefähr 4 000 sind Dauerleistungsbezieher, dann sind wir wieder bei 83 000, die wir in der Sozialhilfe haben, im Vergleich zu Oberösterreich, wo es ungefähr 6 000 sind -: Es ist so, dass über alle Leistungen hinweg damit unterm Strich eine Erhöhung von 1,6 Prozent herauskommt. So ist es und nicht anders, so war es, und so wurde es auch immer kommuniziert. Hier wurde auch mitgestimmt, weil man es sich offensichtlich nicht ausreichend angeschaut hat oder weil man damals der Meinung war, dass das in dieser Form ohnehin in Ordnung ist. 

Hier jetzt darzustellen, dass daraus ableitbar wäre, dass Wien irgendetwas Unsoziales macht, kann nur als scheinheilig bezeichnet werden. Es hat vor wenigen Tagen die APA - nicht die Stadt Wien - die Sozialausgaben der verschiedenen Länder veröffentlicht. Da hat sich zunächst Oberösterreich damit gebrüstet, dass es an erster Stelle ist mit 440 EUR pro Person aus dem Bereich der Sozialhilfe. Die APA hat festgestellt: Wien ist an erster Stelle mit 720 EUR pro Person. Es besteht also ein Unterschied von rund 300 EUR; um die Differenz würde ich gerne Klavierspielen können.

In diesem Sinn: Alles Gute! (Beifall bei der SPÖ. – „Buh"-Ruf von der Galerie.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Wir kommen nunmehr zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Bericht der Wiener Pflege-, Patientinnen- und ‑patientenanwaltschaft über die Tätigkeit im Jahr 2006 zur Kenntnis nehmen wollen, dies mit einem Zeichen der Hand zu dokumentieren. - Ich stelle die einstimmige Kenntnisnahme fest.

Die Postnummer 4 der Tagesordnung betrifft den Naturschutzbericht 2005 und den Naturschutzbericht des Jahres 2006. (Rufe bei der SPÖ und den GRÜNEN: Die Anträge!)

Entschuldigung, ja. - Mir liegen zwei Beschluss- und Resolutionsanträge vor, im Prinzip zur selben Thematik. 

Der Rathausklub der ÖVP hat einen Antrag eingebracht betreffend Rücknahme der erhöhten Mietenselbstbehalte. In formeller Hinsicht ist die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist von den drei Oppositionsparteien unterstützt, daher in der Minderheit und sohin abgelehnt.

Die GRÜNEN haben einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Kürzungen von 2 Millionen EUR im Bereich der Mietbeihilfe eingebracht. Hier ist die Zuweisung des Antrags an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales verlangt.

Wer diesen Antrag unterstützt, bitte ich um ein Handzeichen. - Das ist ebenfalls von den drei Oppositionsparteien, daher nur von der Minderheit unterstützt und sohin abgelehnt.

Die Postnummer 4 der Tagesordnung betrifft den Naturschutzbericht 2005 und den Naturschutzbericht 2006.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau amtsführende Stadträtin für Umwelt, Mag Sima, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zu den Naturschutzberichten 2005 und 2006.

Präsident Heinz Hufnagl: Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Frau Abg Matiasek zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wenn wir die beiden vorliegenden Naturschutzberichte anschauen, müssen wir feststellen, dass sie nicht nur optisch sehr ähnlich sind, sie sind es auch im Inhalt. Darauf wird ja auch gleich zu Beginn verwiesen, dass in vielen Bereichen die Themen fortlaufen und sich so eigentlich Jahr für Jahr wiederholen. Es wird darauf verwiesen, um Neueinsteigern den Bericht sozusagen leichter zur Kenntnis zu bringen. 

Im Großen und Ganzen können wir sagen, dass beide Berichte sehr nett und sehr informativ sind. Wir werden diese Berichte auch positiv so zur Kenntnis nehmen, wie sie vorliegen. Ich darf vielleicht nur ein paar Anmerkungen machen, wo wir meinen, dass wir vielleicht doch eine genauere Beschreibung oder Information anfügen sollten. 

Dies wäre bezogen auf den Bericht des Jahres 2006, bezüglich des doch neu beschlossenen Biosphärenparks. Wir haben im Vorjahrsbericht sehr hübsche graphische Ergänzungen, und ich würde mir wünschen, dass man sowohl die Karte, die den Biosphärenpark mit seinen drei unterschiedlichen Zonen kennzeichnet, als auch die Karten, die die Schutzgebiete nach dem Wiener Naturschutzgebiet ausweisen - und das ist ja heute technisch sehr leicht möglich -, doch genauer macht. Sie sind auf Stadtgebiet, und ich glaube, hier sollte auch für den Leser und Betrachter deutlich erkenntlich gemacht werden, wo die einzelnen Zonen und einzelnen Gebiete denn tatsächlich in Verbindung mit dem Stadtgebiet zu finden sind. 

Das wäre also vielleicht eine Anregung, wie man diese Berichte genauer gestalten könnte. Auch wenn es um Tätigkeiten geht, wo ein Gebiet gepflegt oder in irgendeiner Art bearbeitet wird, wäre es vielleicht interessant, hier über die - ich nenne es jetzt einmal so - Technik der Bearbeitung oder Pflege Genaueres zu beschreiben. 

Im Großen und Ganzen aber sieht man, dass doch die Ambition des Naturschutzes im Bereich der Stadt Wien eine sehr gute ist. Wir werden diesem Bericht, wie gesagt, unsere Zustimmung erteilen. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abg Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Wir werden den beiden Berichten zustimmen, keine Frage. Ich würde einmal sagen, das Layout des Naturschutzberichts 2006 ist noch schöner als sein Entwurf und schöner als der des Originals aus dem Jahr 2005. Keine Frage, es ist besser geworden. Ich habe nur drei kleine Anmerkungen.

Interessanterweise war bis zum Jahr 2004/2005 zum Beispiel der Widerruf von Naturdenkmälern ausgeführt, und zwar stand genau drin, welche widerrufen wurden. Im Jahr 2006 steht nur mehr drin, dass widerrufen wurde; die Information darüber, welche, steht nicht drin. Dies kann vielleicht in der nächsten Zeit wieder einmal über eine Anfrage beantwortet werden, aber Faktum ist, dass sich da etwas ein bisschen verändert hat.

Der zweite Punkt, den ich anmerken möchte, ist folgender. Zum Projekt Liesingbach steht drin, dass man alles Wissenswerte über den Monitoring-Bericht haben kann. Das war in all den Jahren so. Diesmal habe ich mich gewundert, warum es beim Monitoring-Bericht zum Liesingbach so lange dauert, und habe auch mit dem zuständigen Abteilungsleiter gesprochen. Er hat mir gesagt, es wird auf die jeweilige Homepage draufgestellt.

Mittlerweile gibt es dort, im Gegensatz zu früheren Jahren, nicht den ganzen Bericht, sondern nur eine Zusammenfassung. Ich glaube, dass der gesamte Bericht vielleicht doch in der nächsten Zeit auf der Homepage nachzulesen sein wird. Denn ich weiß nicht, warum er plötzlich nur mehr in Zusammenfassung aufscheint, obwohl ja hier im Naturschutzbericht angekündigt wird, dass der gesamte Bericht nachzulesen sein wird.

Auch der letzte Punkt ist interessant. Es gibt ein Internet-Portal, das „Natur Wien" heißt. Es wird hier drinnen gelobt, dass im Jahr 2006 12 000 Zugriffe vorhanden waren, und zwar mit einer steigenden Tendenz. Vielleicht kann mir jemand aus der SPÖ erklären, warum das Internet-Portal „Natur Wien" mit Jahresende seine Pforten schließen wird, obwohl es ja so erfolgreich war und ist. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Parzer. Ich erteile es ihm.

Abg Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Der Naturschutzbericht liest sich wie immer sehr interessant, und er hat viel Fachwissen in sich. Ich danke daher im Namen meiner Fraktion den Mitarbeitern der MA 22 und natürlich auch der Leiterin für diese gute Arbeit. 

Die andere Seite ist die politische Auswirkung dieser Arbeit, die leider nicht immer so gut zum Tragen kommt. Der Naturschutz ist nämlich ein Bereich in der Stadtpolitik, der zwar im Kleinen gepflegt wird, aber im Großen eher unterrepräsentiert ist. Der Naturschutz zeigt eines: Es gibt zwar ein Bekenntnis zum Naturschutz, aber von einem durchgängigen Prinzip kann leider nicht die Rede sein. Das ist typisch für die Umweltpolitik dieser Stadtregierung, die wir tagtäglich erleben, wenn beispielsweise im Klimaschutz seitenweise Programme ausgearbeitet werden und diese dann nicht so umgesetzt werden oder ungenügend umgesetzt werden. 

Als Beleg für diese Beobachtung möchte ich auf die politische Vorgangsweise bei der Schaffung des Nationalparks Donauauen zu sprechen kommen, dem ja auch im Bericht zu Recht großer Raum gewidmet wird. Es handelt sich beim Nationalpark Donauauen um ein Thema, zu dem Sie sich immer wieder bekannt haben, und das natürlich auch zu Recht. Denn wenn der Nationalpark entsprechend als wichtiger Bestandteil Wiens aufgewertet werden würde, dann wäre es für diese Stadt eine Chance, die kaum eine andere europäische Großstadt hätte. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Politik der Zweiklassigkeit in der Umweltschutzpolitik kann man auch an anderen Bereichen der Umweltpolitik in dieser Stadt ablesen, etwa in der Landwirtschaft. Sie machen unseren Bauern das Leben schon etwas schwer, indem Sie landwirtschaftlich genutzte Flächen einfach zu Flächen des Wald- und Wiesengürtels umwidmen. Sie argumentieren damit, dass die Flächen so vor der Bebauung geschützt werden können. Mit dieser Argumentation erhöhen Sie Ihr Doppelspiel aber leider zu einem Dreifachspiel, wenn Sie dann mit einem Federstrich auf dem betreffenden Flächenwidmungsplan, wie zum Beispiel geschehen auf der Baumgartner Höhe, diese einfach zur Bebauung freigeben. 

In diesem Zusammenhang gibt es noch andere Beispiele, etwa die Leichtigkeit, mit der Sie vorhaben, bestehende landwirtschaftliche Flächen für das Projekt des Stadions in Rothneusiedl umzuwidmen. Man kann zu diesen Projekten stehen, wie man will, aber wieso beschränken Sie die Landwirte im Namen des Naturschutzes mit Flächenwidmungsbestimmungen auf der einen Seite und sind auf der anderen Seite leichtfertig bereit, im südlichen Wald- und Wiesengürtel einfach eine Durchlöcherung zuzulassen?

Mir ist schon klar, dass es nicht Aufgabe des Naturschutzberichts ist, diese Ungereimtheiten aufzuzeigen, und erlauben Sie mir deswegen, das hier zu tun. Ich erlaube mir in diesem Zusammenhang die abschließende Kritik zu diesem Themenbereich, die da lautet: Die Stadt Wien ist bei der Zielsetzung des Wald- und Wiesengürtels Wiens etwas gescheitert. Das ist sicherlich ein Bereich der Naturschutzpolitik dieser Stadt, dessen Zielerfüllung zu den wichtigsten gehört hätte.

Lob muss man aber der Abteilung, sprich, der MA 22, wegen der zügigen Ausweisung des Landschaftsschutzgebietes zollen. Dies ist ein wichtiger Schritt, da der Bevölkerung in diesen Bezirken die Erhaltung des Grüngürtels ein sehr wichtiges Anliegen ist, das auch von den dortigen Bezirksvorstehern durchaus tatkräftigst mitgetragen wird. 

Während es in diesen Bezirken gelingt, den Grünraum zu erhalten, wird er in den Innenstadtbezirken, sehr zur Frustration der dortigen Bevölkerung, ja immer geringer. Das ist auch eine kleine oder große Verfehlung der Stadtplanung in Wien, eine Verfehlung, bei der Sie, Frau StRin Sima, nur allzu kommentarlos zusehen. Meiner Meinung nach sollte man dieser Entwicklung im Naturschutzbericht einen breiteren Raum widmen. 

Meine Damen und Herren! Die Projekte der letzten zwei Jahre, über die die MA 22 Bilanz legt, sind für sich gesehen ausgenommen gut. Es fehlt aber ihre Einbindung in eine umweltpolitische Gesamtkonzeption, die dem Naturschutz den richtigen Platz als Garant für die Lebensqualität in dieser Stadt ermöglicht. 

Um eines hier klarzustellen: Unser Ja zum Naturschutzbericht fällt aus diesem Grund nicht gerade irrsinnig euphorisch aus, aber das war auch schon in den letzten Jahren nicht viel anders. Wir stimmen mit einer Hoffnung diesem Bericht zu, wieder einmal der Hoffnung, dass sich die im Naturschutzbericht aufgezeigten Projekte einmal zu einer umweltpolitischen Linie verdichten, auch wenn wir auf Grund der derzeitigen Umweltpolitik der Stadt Wien dazu nicht immer die größte Hoffnung haben. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Kato. Ich erteile es ihr.

Abg Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin!

Ich möchte nur ganz kurz die Gelegenheit dazu nutzen, auf Anmerkungen meiner Vorredner einzugehen. 

Zum einen eine Klarstellung, was das von Ihnen angesprochene Internet-Portal angeht: Es gibt zwar das WZW nicht mehr, aber die Inhalte auf der Seite gehen nicht verloren, und meinen Informationen nach werden sie dann auf der Homepage der Umweltanwaltschaft auffindbar sein. 

Was die anderen Vorwürfe angeht, kann ich diese weniger leicht mit sachlicher als sozusagen mit inhaltlicher Information entkräften. Der Stadt Wien vorzuwerfen, dass wir Naturschutz im Kleinen und nicht im Großen betreiben, finde ich eine Chuzpe. Das sei Ihnen unbenommen, aber zeigen Sie mir eine andere Metropole, eine andere Hauptstadt, eine andere Millionenstadt, bei der sozusagen jeder zweite Quadratmeter Grünland ist, bei der ein klares und auch internationales Bekenntnis zum Umweltschutz da ist, eine Metropole, in der es einen Biosphärenpark gibt, eine Metropole, in der es einen Nationalpark gibt. Ich würde mich freuen, Sie könnten mir noch andere nennen; ich kenne allein nur Wien. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist an dieser Stelle schon öfter und auch heute zur Sprache gekommen, dass Wien bei allen internationalen Rankings, was Lebensqualität, was Lebenssicherheit - und auch das ist ein Qualitätskriterium - angeht, unter den Top 3 ist. Ich glaube, dass es angebracht ist, an dieser Stelle besonders der Arbeit der zahlreichen Abteilungen zu danken, die dafür Sorge tragen, dass die Lebensqualität in Wien so hoch ist, der Grünanteil in Wien so hoch ist, weil auch der Lebensraum in Wien ein grüner ist. Das meine ich nicht in politischer, sondern in ökologischer Hinsicht. 

Das hängt auch damit zusammen, dass in Wien der Naturschutz und damit auch alles, was unter diesem Titel in dieser Stadt passiert, eine Erfolgsgeschichte ist, eine Erfolgsgeschichte, die - und das sage ich ohne Überheblichkeit - geprägt ist von einer permanenten Weiterentwicklung auf einem sehr hohen Niveau, von einer Dezentralisierung. Das ist also nichts, was wir zentral verordnen und was zu geschehen hat, sondern was gleichsam wie Wurzeln von Pflanzen an verschiedenen Teilen der Stadt stattfindet und auch seine Nahrung findet. 

Es ist aber auch geprägt davon, dass Naturschutz in Wien davon lebt, dass die Bevölkerung an ihm teilnehmt. Ich brauche jetzt nicht die allseits bekannten Stellen wie das Landwirtschaftsgut am Cobenzl, das gerade auch einen schönen Geburtstag feiern konnte, den Nationalpark, den Biosphärenpark noch einmal zu erwähnen. Ich bin sicher, auch Sie haben - trotz vielleicht unterschiedlicher politischer Ansicht - in Ihrem Alltag sehr viel von dieser Partizipation am Naturschutz Wien. 

Ich möchte jetzt nicht sozusagen auf den Tiefpunkt des heutigen Tages zurückkommen und eben der FPÖ noch weiteres Nährfutter für ihre ideologische Verblendung geben. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Aber ich muss Sie warnen: Umweltschutz in Wien ist grenzenlos, und das hat, ob Sie das nun wollen oder nicht, leider auch zur Folge - aus Ihrer Sicht leider, aus unserer zum Glück -, dass wir sehr viele internationale Abkommen einhalten, dass wir uns auch um die Artenvielfalt in dieser Stadt bemühen. Auch das ist etwas, was vielleicht nicht so sehr in Ihrem Sinne ist; in unserem schon. (Abg Dr Herbert Madejski: Was haben wir dagegen?)

Auch das ist etwas, was von den unterschiedlichsten Abteilungen sehr gepflegt wird, und ich finde, in dieser Hinsicht geben die beiden - wie ich weiß, ja auch einstimmig zur Kenntnis genommenen und beschlossenen - Naturschutzberichte große Auskunft über das, was die MA 22 in dem Bereich tut, aber auch darüber, was die vielen Fachabteilungen tun. 

Ich möchte die Gelegenheit nutzen - und die für den Landtag fortgeschrittene Stunde nicht jetzt noch weiter strapazieren -, indem ich allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der MA 22 danke, aber auch allen anderen Abteilungen, die zugearbeitet haben und die auch mit ihrer täglichen Arbeit einen wichtigen Beitrag dazu leis-

ten, dass Wien eine gesunde Stadt ist, dass Wien eine lebenswerte Stadt ist und dass Wien eine Stadt ist, in der Naturschutz großgeschrieben wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort ist niemand gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Ich bitte nunmehr die Frau Berichterstatterin, das Schlusswort zu halten. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Auch ich möchte die Gelegenheit nutzen, um mich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die diesen Bericht verfasst haben, sehr herzlich zu bedanken. Ich glaube, er ist mehr als nur ein trockener Bericht, sondern er schildert ganz gut die Situation Wiens im Naturschutzbereich. Man kann ihn auch aus der Hand geben, man kann ihn auch hergeben. Er dient auch als Referenzwerk, und ich finde, er ist eine sehr, sehr nützliche Publikation. (Abg Dr Herbert Madejski: Er ist auch lesbar!)

Sie wollen ihn auch noch lesen? (Abg Dr Herbert Madejski: Nicht nur zum Herschenken! Man kann ihn auch lesen!) Ach so, okay, danke schön. Ich nehme diesen lobenden Zwischenruf natürlich gerne entgegen. 

Highlights aus dem Naturschutzbericht sind auf jeden Fall der Biosphärenpark Wienerwald, der laufende Ausbau des Netzwerks Natur - Lebensraum Hecke, eine Aktion, die die MA 22 ins Leben gerufen hat und die schon im zweiten Jahr dazu geführt hat, dass wir 10 000 Hecken vergeben haben; das sind natürlich solche, die standortgerecht für Wien sind und auch vielen Tieren Heimat bieten, ich glaube, das ist eine sehr, sehr nette Aktion -, die Ausweitung der Landschaftsschutzgebiete, die umfassenden Umwelt-Bildungsmaßnahmen, die naturnahe Landwirtschaft. 

Ich glaube also, das ist eine Bilanz, die sich durchaus sehen lassen kann, und ich freue mich schon darauf, Ihnen im nächsten Jahr den nächsten Naturschutzbericht präsentieren zu können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. - Wir kommen nunmehr zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den beiden Naturschutzberichten der Jahre 2005 und 2006 die Zustimmung erteilen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich darf fürs Protokoll die einstimmige Kenntnisnahme festhalten. 

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. 

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Weg bekannt gegeben. Ich wünsche einen schönen Abend, ein ebensolches Wochenende. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluss um 16.31 Uhr.)

